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Klimanotstand: „Ist das Öko-
hysterie oder programma� -
scher Selbstzweck?“ fragt der 
Bürgermeister seine Vorzim-
merperle. „Bei extremen Dis-
kussionen sollte man nicht 
auf absoluten Wahrheitsan-
spruch pochen, sondern re-
alisierbare Modelle erarbei-
ten“ ist seine Meinung. S. 15
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Kommunaler Finanzausgleich 2020:

Schallmauer durchbrochen
Im kommenden Jahr steigt der kommunale Finanzausgleich 
auf ein neues Rekordhoch von fast 10,3 Milliarden Euro. Dar-
auf verständigten sich Vertreter der Staatsregierung und der 
kommunalen Spitzenverbände in München. Dies bedeutet ein 
sa� es Plus von 3,2 Prozent. Im laufenden Jahr fl ießen 9,97 Mil-
liarden Euro vom Land an die bayerischen Städte, Gemeinden, 
Landkreise und Bezirke. „Wir bleiben ein verlässlicher Partner 
der Kommunen“, stellte Finanzminister Albert Füracker fest. 

„Es ist phänomenal, was wir 
heute vereinbart haben. Der 
Freistaat unterhält den kommu-
nalfreundlichsten Haushalt aller 
Länder“, teilte Innen- und Kom-
munalminister Joachim Herr-
mann mit. Dass die Einnahmen 
der Kommunen in den vergan-
genen zehn Jahren von knapp 29 
Milliarden Euro auf über 43 Mil-
liarden Euro ges� egen sind und 
gleichzei� g die Verschuldung der
Kommunen von 13 Milliarden 
Euro um 1,7 Milliarden Euro auf 
11,3 Milliarden Euro abgebaut 
werden konnte, sei ein gutes Zei-
chen für die Zukun� . „Das zeugt 
von einer posi� ven fi nanziellen 
Entwicklung in den Gemeinden. 
Wir schaff en weiterhin gemein-
sam gute Rahmenbedingungen 
für 2020.“

Größter Posten sind wie im-
mer die sog. Schlüsselzuweisun-
gen, über die die Kommunen frei 
verfügen können. Diese steigen 
nächstes Jahr um 3,9 Prozent auf 
mehr als vier Milliarden Euro. Ein 
starkes Signal setzt der kommu-
nale Finanzausgleich 2020 laut 
Füracker erneut bei den Inves� -
� onen. Die Mi� el zur Förderung 

des kommunalen Hochbaus, ins-
besondere von Schulen und Kin-
dertageseinrichtungen, werden 
2020 um 50 Millionen Euro auf 
nun 600 Millionen Euro erhöht. 
Dies entspricht einem Zuwachs 
von 9,1%. 

Des Weiteren können die Mit-
tel für die Krankenhausfi nanzie-
rung (643 Millionen Euro) und die 
allgemeine Inves� � onspauscha-

le (446 Millionen Euro) auf dem 
erreichten hohen Niveau fortge-
führt werden. 

500 Millionen Euro für ÖPNV

Für den Öff entlichen Perso-
nennahverkehr erhalten die 
Kommunen Zuweisungen zu den 
Betriebskosten in Höhe von 94,3 
Millionen Euro und Inves� � ons-
mi� el in Höhe von 143,4 Millio-
nen Euro. Insgesamt erhalten die 
Kommunen damit innerhalb und 
außerhalb des kommunalen Fi-
nanzausgleichs rund 500 Milli-
onen Euro für den Öff entlichen 
Personennahverkehr. 

Die Straßenausbaupauschalen,
 (Fortsetzung auf Seite 4)

DStGB-Präsidiumssitzung in Berlin:

Taten sta�  Worte!
Der Deutsche Städte- und Gemeindebund hat eine Resolu� on 
zum Schutz kommunaler Mandatsträger vor Beleidigungen, 
Bedrohungen und tätlichen Angriff en verabschiedet. In den 
vergangenen zwei Jahren ist die Zahl der tätlichen Übergrif-
fe um 25 Prozent ges� egen. Beschimpfungen und Bedrohun-
gen sind in 40 Prozent aller Kommunen an der Tagesordnung. 
„Das darf so nicht weitergehen“, betonten DStGB-Präsident 
Dr. Uwe Brandl und Hauptgeschä� sführer Dr. Gerd Landsberg, 
bei der jüngsten Präsidiumssitzung des Verbandes in Berlin.

„Wer sich für das Allgemein-
wohl engagiert verdient Res-
pekt, Anerkennung und Dankbar-
keit. Die Realität sieht aber lei-
der immer häufi ger anders aus“, 
so Brandl und Landsberg. Belei-
digungen und Bedrohungen sei-
en im Alltag der Bürgermeiste-
rinnen und Bürgermeister, aber 
leider auch gegenüber den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern 
in den Städten und Gemeinden, 
weit verbreitet. Das Spektrum 
reiche von Beleidigungen über 
ernstha� e Bedrohungen bis hin 
zu körperlichen Angriff en.

Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund fordert unter an-
derem eine Kampagne, um die-
sen Tendenzen entgegenzuwir-
ken. „Wir brauchen mehr Au� lä-
rung über das Geschehen, mehr 
poli� sche Bildung an den Schu-
len und vor allem mehr direkten, 
persönlichen Dialog“, forderten 
Brandl und Landsberg. „Was im 
Netz schnell geschrieben ist, wird 
in der Regel im persönlichen Ge-
spräch in dieser Form nicht for-
muliert. Probleme müssen disku-
� ert werden, aber für persönli-
che Anfeindungen darf kein Platz 
sein. Es muss aber auch klar sein, 
dass das Internet kein rechtsfrei-

er Raum ist.“ Hier sehen die Kom-
munen auch die Betreiber sozia-
ler Netzwerke in der Pfl icht. Sie 
müssten sicherstellen, dass Auf-
rufe zur Gewalt nicht nur ge-
löscht, sondern auch konsequent 
verfolgt werden.

Sensibilisierung, 
Öff entlichkeit und Beistand

Um der Hasskriminalität wirk-
sam zu begegnen, ist es aus Sicht 
des Kommunalverbands not-
wendig, Öff entlichkeit zu schaf-
fen und auf die aktuelle Entwick-
lung immer wieder aufmerksam 
zu machen. „Wir müssen alle 
Bürgerinnen und Bürger für die-
se Zustände sensibilisieren und 
sie dazu auff ordern, den Betrof-
fenen beizustehen und öff ent-
lich für sie einzustehen“, erklär-
ten Brandl und Landsberg. Zu-
dem brauche es eff ek� ve Struk-
turen in der Strafverfolgung und 
ein konsequentes Durchgreifen 
der Gerichte.

Gefahr für lokale Demokrati e

In der aktuellen Entwicklung 
sehen die Kommunen eine Ge-
fährdung der lokalen Demokra-
� e und damit mi� elbar des de-
mokra� schen Systems insge-
samt. „Wer seine Freizeit für die 
Gesellscha�  einsetzt und sich 
ehrenamtlich oder hauptamt-
lich für das Miteinander vor Ort 
engagiert, darf dafür nicht be-
schimp� , bedroht oder ange-
griff en werden. Sonst sinkt die 
Bereitscha�  zum Engagement 
in der lokalen Poli� k“, warnten 
Brandl und Landsberg. 

Ein weiteres Top-Thema der 
Sitzung war die Schaff ung gleich-
wer� ge Lebensverhältnisse, laut
Brandl und Landsberg „eine 
Schicksalsfrage für unser Land“. 
Die notwendigen Maßnahmen 
lägen auf dem Tisch, jetzt gehe 
es darum, rasch in die Umsetzung 
zu kommen. Der Deutsche Städ-
te- und Gemeindebund fordert 
Bund und Länder auf, kurzfris-
� g die notwendigen Schri� e ein-
zuleiten und einen verbindlichen 

Verleihung Kulturpreis Bayern 2019: Die Bayernwerk AG und das Bayerische Staatsministerium für Wis-
senscha�  und Kunst haben am Münchner Nockherberg 39 Preisträger mit dem Kulturpreis Bayern ausge-
zeichnet. Unser Bild zeigt die diesjährigen Preisträger mit Bayernwerk-Vorstandsvorsitzendem Reimund 
Gotzel (r.) und Staatsminister Bernd Sibler. (2.v.l.). Bild: Alex Schelbert / Bayernwerk AG

Kulturpreis Bayern verliehen
Kunst und Wissenscha�  am Münchner Nockherberg vereint 

München. Rund 400 Gäste der diesjährigen Verleihung des Kultur-
preises Bayern konnten am Münchner Nockherberg hautnah die 
Vielfalt bayerischer Kunst und Wissenscha�  erleben. Insgesamt 39 
Preisträger wurden mit dem Kulturpreis Bayern ausgezeichnet. Ne-
ben den besten Absolventen der bayerischen Hochschulen erhielten 
in der Sparte Kunst die Schauspielerin Juliane Köhler, das musikali-
sche Duo Coconami, der Künstler Sebas� an Kuhn, die Dellnhauser 
Musikanten, der Kabare�  st Django Asül sowie der Schauspieler und 
Kabare�  st O�  ried Fischer den Kulturpreis.  

Sta�  einer Fastenpredigt mit
de� igen Leviten stand am Münch-
ner Nockherberg die Würdigung 
kultureller, künstlerischer, wis-
senscha� licher und gesellscha� -
licher Leistungen im Mi� elpunkt. 
39 Preisträger aus der bayeri-
schen Hochschullandscha�  und 
aus der bayerischen Kunst- und 
Kulturszene wurden für ihre per-

sönlichen Leistungen mit dem 
Kulturpreis Bayern ausgezeichnet. 
Seit 2005 verleiht das Bayernwerk 
in Partnerscha�  mit dem Bay-
erischen Staatsministerium für
Wissenscha�  und Kunst die Aus-
zeichnung.

„Der Kulturpreis würdigt die 
herausragenden Leistungen von 
Kunst- und Kulturschaff enden so-

wie von Nachwuchswissenscha� -
lerinnen und -wissenscha� lern 
im Freistaat. Mit ihrem Schaff en 
bringen sie den Kunst- und Wis-
senscha� sstandort Bayern weit 
über seine Grenzen hinaus zum 
Leuchten. Sie gehören zu den Ge-
staltern unserer Heimat“, beton-
te Kunst- und Wissenscha� smi-
nister Bernd Sibler. 

Moderator Thomas Ohrner 
führte die rund 400 Gäste durch 
den Abend, die dabei auch ei-
nen beeindruckenden Einblick in 
die Vielsei� gkeit und Werthal� g-
keit der wissenscha� lichen Ar-
beiten gewannen, die durch die
Studierenden an den bayeri-

 (Fortsetzung auf Seite 4)

Zeitplan für die kommenden Jah-
re zu beschließen. 

Förderung nach Bedarf

„In vielen ländlichen oder 
strukturschwachen Regionen 
fühlen sich die Menschen zuneh-
mend abgehängt. Wenn kaum 
noch ein Bus fährt, der nächs-
te Arzt weit en� ernt ist und das 
Internet, wenn überhaupt, nur 
sehr langsam funk� oniert, sinkt 
die Lebensqualität. Das dürfen 
wir nicht länger zulassen“, unter-
strichen Brandl und Landsberg. 
Die im Sommer vorgelegten Er-
gebnisse der Kommission Gleich-
wer� ge Lebensverhältnisse ent-
halten aus Sicht der Kommunen 
viele rich� ge und sinnvolle Maß-
nahmen. Nun gelte es, mit ersten 
Maßnahmen zu starten. 

Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund sieht es als notwen-
dig an, die ländlichen Regionen 
besser zu fördern, ohne Stadt 
und Land gegeneinander auszu-
spielen. „Die Probleme in den 
Ballungsräumen und die Her-
ausforderungen in den ländli-
chen Regionen lassen sich nicht 
gegeneinander, sondern nur mit-
einander lösen“, bemerkten die
DStGB-Vertreter. Zur besseren 
Förderung der ländlichen Regi-
onen fordert der Verband eine 
Grundgesetzänderung und die 
Schaff ung einer Gemeinscha� s-
aufgabe „Ländliche Räume“. 
Gleichzei� g sollte das Fördersys-
tem insgesamt umgestellt wer-
den. Benö� gt werde eine Förde-
rung nach Bedarf und nicht nach 
Himmelsrichtung.

Ein wich� ger Schwerpunkt für 
die Schaff ung gleichwer� ger Le-
bensverhältnisse sei ein fl ächen-
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alfred Frank

97782 Gräfendorf
am 14.12.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bernhard Rhein

97253 Gaukönigshofen
am 8.12.

Bürgermeister Josef Gutsmiedl
94133 Röhrnbach

am 15.12.

Bürgermeisterin Marlene Bauer
97340 Segnitz

am 18.12.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Go�  ried Härtl

95688 Friedenfels
am 9.12.

OB Dr. Bernhard Gmehling
86633 Neuburg a. d. Donau

am 10.12.

Bürgermeister Ludwig Nagel
91334 Hemhofen

am 11.12.

Bürgermeister Bernhard Dolp
87647 Unterthingau

am 13.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Menninger

97618 Hollstadt
am 11.12.

Landrä� n Rita Zinnecker
87616 Marktoberdorf

am 13.12.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Markus Heindel

91619 Obernzenn
am 16.12.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Harald Reents

85399 Hallbergmoos
am 12.12.

Wir gratulieren
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Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bi� en deshalb 
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Neue Energie für die Wende 

Bayerns Staatsminister für Wirtscha� , Landesentwicklung und 
Energie, Hubert Aiwanger, hat in seiner Regierungserklärung im 
Landtag das „Bayerische Ak� onsprogramm Energie“ vorgestellt. 
Aiwanger: „Mit 73 konkreten Einzelmaßnahmen in 13 Handlungs-
feldern werden wir der Energiewende neuen Schwung verleihen.“

Der Auss� eg aus Kernener-
gie- und Kohlestromnutzung sei 
beschlossen. „Wir wollen un-
sere Klimaziele und zusätzliche 
Wertschöpfung durch erneuer-
bare Energien erreichen. Die 
Versorgung von morgen soll de-
zentral und nachhal� g sein. Es 
wird mehr erneuerbare Ener-
gie aus der Heimat genutzt. Wir 
wollen die Menschen in Bayern 
mitnehmen. Mein Ziel ist eine 
Bürger-Energiewende, die nicht 

Vergangenes Jahr lag der Anteil 
der Wasserkra�  an der Bru� o-
stromerzeugung in Bayern bei 
14,5 Prozent.
Bioenergie: Alleskönner für 
Strom- und Wärmeerzeugung

Bis 2022 soll die Stromerzeu-
gung aus Bioenergie in Bayern 
von rund 9,2 TWh in 2018 auf et-
wa 10 TWh gesteigert werden. 
Der Einsatz von Holz, Mais, Gül-
le und alterna� ven Energiepfl an-
zen soll op� miert und es sollen 

ken – wie zum Beispiel in Riedl 
bei Passau – sollen stärker ge-
nutzt werden.
Netze: Intelligent
sta�  überdimensioniert

Beim Ausbau der Stromnetze 
darf die Akzeptanz in der Bevöl-
kerung nicht außer Acht gelas-
sen werden. Daher wird das Ziel 
verfolgt: „So wenig Netzausbau 
wie möglich und nur so viel, wie 
unbedingt nö� g.“ Wirtscha� s-
minister Aiwanger hat vom Bund 
die Zusicherung erhalten, dass 
die Stromtrasse P44 von Alten-
feld in Thüringen nach Grafen-
rheinfeld in Unterfranken nicht 
weiterverfolgt wird. Der An-
satz des Ministeriums lautet: Es 
braucht digitale und innova� -
ve Konzepte für eine effi  zientere 
Verteilung des Stroms, um den 
Netzausbaubedarf zu senken.
Kra� -Wärme-Kopplung (KWK):
Stabilitätsanker
der Energiewende

Geplant ist in Bayern, bis 
2022 den Bau von 3.000 neuen 
KWK-Anlagen anzustoßen. Da-
mit soll ein Zubau von 500 MWel 
erreicht werden. KWK ist durch 
die gleichzei� ge Erzeugung von 
Strom und Wärme besonders 
energieeffi  zient und stellt gesi-
cherte Leistung zur Verfügung. 
Daher gilt sie als Stabilitätsanker 
der Energiewende und scha�   
Versorgungssicherheit.
Flexibilität 
und Sektorenkopplung

Durch die eff ek� ve Verzah-
nung der Bereiche Strom, Wär-
meversorgung und Mobilität 
sollen die Schwankungen erneu-
erbarer Energien besser ausge-
glichen und somit grüner Strom 
besser nutzbar gemacht wer-
den. Deshalb unterstützt das 
Wirtscha� sministerium die For-
schung und Entwicklung neuer 
Ansätze wie innova� ver Energie-
speicher und Power-to-X-Tech-
nologien.
Wasserstoff : 
Energieträger der Zukun� 

Bayern wird Technologiefüh-
rer im Bereich Wasserstoff . Über 
das neu gegründete Zentrum 
Wasserstoff .Bayern (H2.B) wer-
den Strategien erarbeitet und 
Kompetenzen vernetzt. Mit ins-
gesamt etwa 100 Millionen Euro 
werden Forschungs-, Entwick-

lungs- und Demonstra� onsvor-
haben in Bayern gefördert und 
ein Netz von 100 H2-Tankstellen 
ausgebaut. Gerade im Bereich 
der Wasserstoff -Speichertech-
nologien ist Bayern bereits ein 
weltweit führender Forschungs-
standort.
Effi  zienz im Gebäudebereich: 
Effi  zienz erhöhen, 
Energiebedarf senken

Ziel ist es, die Energieeffi  zienz 
von Gebäuden zu verbessern. 
Bis 2030 soll fast ein Viertel der 
Endenergie eingespart werden. 
Bayern hat bereits eine Bundes-
ratsini� a� ve gestartet, um die 
steuerliche Förderung der Ge-
bäudemodernisierung zu ver-
bessern. Im Freistaat werden 
Beratungs- und Förderangebo-
te ausgebaut.

Am 6. Dezember 2019 gründet 
Staatsminister Aiwanger in Re-
gensburg die Landesagentur für 
Energie und Klimaschutz. Sie soll 
lokale Ini� a� ven vernetzen so-
wie die Beratung von Unterneh-
men und Bürgerinnen und Bür-
gern ausbauen.
Energieeffi  zienz bei Unterneh-
men: Innova� onen anregen, 
We� bewerbsfähigkeit steigern

Bayerische Unternehmen ha-
ben bereits massiv in die Ener-
gieeffi  zienz inves� ert. Das Wirt-
scha� sministerium wird – auch 
über die neue Landesagentur – 
Innova� onen und neue Inves� -
� onen anregen. Ziel ist es, Ein-
sparpotenziale von ca. 30 Pro-
zent in Gewerbe, Handel und bei 
Dienstleistungen sowie 18 Pro-
zent in der Industrie zu errei-
chen.
Energieforschung:
Kompetenz stärken

Bayerns Wirtscha� sministe-
rium wird bis 2023 etwa 100 Mil-
lionen in die Energieforschung 
inves� eren. Sie nimmt eine 

GZ-Leserumfrage: 

Wie geht‘s dem Kommunalwald 
im Klimawandel?

Vom ländlichen Raum bis zu den Metropolregionen: Der ei-
gene Gemeinde- oder Stadtwald ist für manche Kommunen 
eine wertvolle Rohstoff - oder Finanzierungsquelle, für vie-
le ein wich� ger Garant für Trinkwasserschutz oder Naherho-
lung, aber vermutlich für alle ein starkes Stück Heimat. Hitze, 
Trockenheit und Schädlinge haben seit 2018 die Wälder unter 
Stress gesetzt, aber es gibt auch Ausnahmen. Wie ist die Lage 
in Ihrem Kommunalwald? Wie geht es weiter? Welche Konse-
quenzen sollte man ziehen? Die Bayerische GemeindeZeitung 
sammelt ein S� mmungsbild und ru�  Gemeinden und Städte 
zum Mitmachen auf: 
Bi� e beschränken Sie sich auf S� chworte:
1. Grundlegende Angaben: 
Gemeinde und Landkreis, Waldfl äche (in Hektar), Baumarten-
verteilung (in %)
2. Wie erging es Ihrem Kommunalwald
in den vergangenen beiden Jahren? Gab es auff ällige Schäden 
oder eher „business as usual“? 
3.  Was haben Sie in den nächsten Jahren vor, 
um den Wald möglichst fi t für den Klimawandel zu machen?
4. Wie erleben Ihre Bürger oder Gäste die Entwicklung? 
5.  Wenn Sie für Ihren Kommunalwald einen Wunsch frei hä� en, 
würden Sie …? 
Bi� e senden Sie Ihre Rückmeldung bis 13.12.2019 an
hassel.constanze@gemeindezeitung.de. 
Die Ergebnisse veröff entlichen wir in der Ausgabe 1-2/2020 am 
16. Januar 2020 bzw. informieren wir Sie per E-Mail.  

Informa� onen im Internet
Die 73 konkreten Einzelmaßnahmen sind auf der Internetseite
des Bayerischen Wirtscha� sministeriums abru� ar:
www.stmwi.bayern.de/energiepoli� k/
BR-Podchast: h� ps://www.br.de/nachrichten/bayern/aiwangers-
energiewende-mit-freundlichem-antlitz,Rj26e3W

spaltet, sondern von der Brei-
te der Bevölkerung unterstützt 
wird“, sagte Aiwanger.
Solarenergie
Potenzial der Sonne nutzen

Geplant ist ein kra� voller Zu-
bau von Photovoltaik (PV) mit ei-
ner Zubauleistung in Höhe von 
3.200 Megawa� peak (MWp) 
bis 2022. Das entspricht einem 
durchschni� lichen Zubau von 
800 MWp pro Jahr. Nach der be-
reits umgesetzten Ausweitung 
des Kon� ngents für PV-Freifl ä-
chen in benachteiligten Gebie-
ten von 30 auf 70 Projekte in 
diesem Jahr, wird beabsich� gt, 
das Freifl ächen-Kon� ngent nun 
weiter zu erhöhen. 2018 lag die 
PV-Leistung in Bayern insgesamt 
bei 12,5 Gigawa� peak (GWp). 
Mit dem nun geplanten Zubau 
um 3,2 GWp soll die Leistung 
im Sonnenland Bayern auf 15,7 
GWp bis 2022 gesteigert wer-
den. Vergangenes Jahr lag der 
Anteil der Solarenergie an der 
Bru� ostromerzeugung in Bay-
ern bei 15,9 Prozent.
Wasserkra� : Ausbau vollenden

Ziel ist es, den Stromertrag aus 
der Wasserkra�  ausgehend vom 
langjährigen Mi� el von 12,5 
Terawa� stunden (TWh) um eine 
zusätzliche TWh zu steigern. Mit 
einem Förderprogramm sollen 
Wasserkra� anlagen bei Ausbau 
und Modernisierung unterstützt 
werden. Neben der Solarener-
gie ist die Wasserkra�  einer der 
Spitzenreiter bei den regenera� -
ven Energiequellen zur Stromer-
zeugung in Bayern. Rund 4.200 
Laufwasser- und Speicherwas-
serkra� werke versorgen rech-
nerisch durchschni� lich rund 3,5 
Millionen Haushalte in Bayern. 

bestmögliche Voraussetzungen 
für den Weiterbetrieb beste-
hender Biogasanlagen und den 
Bau neuer Biogasanlagen in Bay-
ern geschaff en werden. Die For-
schungsmi� el werden auf rund 
vier Millionen Euro im Jahr ver-
doppelt. Vergangenes Jahr lag 
der Anteil der Bioenergie an der 
Bru� ostromerzeugung in Bay-
ern bei 12,4 Prozent.
Mehr Windenergie: 
Gemeinsam mit den 
Bürgerinnen und Bürgern

Die Windenergie in Bayern soll 
unter Einbindung der Bürgerin-
nen und Bürger ausgebaut wer-
den. Ziel ist es, 300 neue Anla-
gen bis Ende 2022 auf den Weg 
zu bringen. Das entspricht etwa 
1 GW neu installierter Leistung. 
2018 lag die Leistung bei 2,5 GW. 
Im diesem Zeitraum erreich-
te die Windenergie einen Anteil 
von 6,1 Prozent an der Bru� o-
stromerzeugung in Bayern.
Geothermie: Mehr Wärme 
aus der Tiefe unserer Heimat

Dank guter geologischer Gege-
benheiten hat die Geothermie in 
Bayern großes Potenzial. Mit ei-
nem Masterplan wird die weite-
re Erschließung der Tiefenwärme 
ermöglicht. Bis 2029 soll die Ver-
netzung der Geothermie in Bay-
ern durch drei neue Transport-
leitungen verbessert werden.
Versorgungsicherheit

Die Versorgungssicherheit ist 
in Bayern gemeinsam mit der 
Wirtscha� lichkeit und der Um-
weltverträglichkeit das wich� gs-
te energiepoli� sche Ziel. Die Ge-
währleistung der Versorgungs-
sicherheit soll durch Gaskra� -
werke garan� ert werden. Die 
Vorteile von Pumpspeicherwer-

Schlüsselrolle für eine erfolgrei-
che Energie- und Mobilitätswen-
de ein. Darunter fallen: 60 Milli-
onen Euro für die Stärkung des 
Bayerischen Energieforschungs-
programms, 20 Millionen Eu-
ro für die Ba� erieforschung, 
13 Millionen Euro für Energie-
forschung am Helmholtz-Ins� -
tut Erlangen-Nürnberg, Ener-
giecampus Nürnberg  und am 
Bayerischen Zentrum für Ange-
wandte Energieforschung (ZAE) 
sowie fünf Millionen für das Seg-
ment Verteilnetze.  
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Bayerischer Gemeindetag:

Kita-Ausbau und Mobilfunk
„Der Freistaat Bayern unterstützt die Gemeinden beim Bau wei-
terer 63.500 Kita-Plätze mit bis zu 90 Prozent der förderfähigen 
Inves� � onskosten. Das sind sehr erfreuliche Nachrichten, die uns 
aus dem Kabine�  erreichen“, betonte Dr. Uwe Brandl, Präsident 
des Bayerischen Gemeindetags. Die zusätzlichen 262 Millionen 
Euro müssten noch vom Landtag genehmigt werden. 

Erst im September ha� e das 
Kabine�  beschlossen, bis zu 
50.000 neue Plätze im Rahmen 
eines Sonderförderprogramms 
mitzufi nanzieren. Aufgrund der 
unvermindert großen Ausbau-
dynamik waren die hierfür vor-
gesehenen Haushaltsmi� el sehr 
rasch ausgeschöp� .

Der Bayerische Gemeinde-
tag ha� e sich vehement für zu-
sätzliche Gelder des Freistaats 
stark gemacht. Jetzt profi � eren 
alle Gemeinden, die bis zum 
31.08.2019 entsprechende An-
träge bei den Regierungen ein-
gereicht haben, von den weite-
ren 135 Millionen Euro, die nun 
auf den Weg gebracht werden. 

Klärungsbedarf 
beim Mobilfunk

Klärungsbedarf gibt es dage-
gen aus Sicht des Bayerischen 
Gemeindetags beim Thema Mo-
bilfunk. Bayerns Gemeinden 
und Städte zeigen sich nach der 
Ankündigung der Bundesregie-
rung auf dem Digitalgipfel Mo-
bilfunk in Meseberg hochgradig 
verunsichert: Sind die derzeit 
laufenden gemeindlichen Bau-
maßnahmen für Mobilfunkmas-

ten hinfällig, weil der Bund nun 
eine eigene Mastenbaugesell-
scha�  ankündigt und mit eige-
nen Fördermaßnahmen die Mo-
bilfunkbetreiber zum Lücken-
schluss im ländlichen Gegenden 
bewegt?

Präsident Brandl zufolge „ist 
nun die Konfusion perfekt“. 
Über Jahre habe man den Ge-
meinden und Städten weis ge-
macht, dass die sogenannten 
weißen Flecken fehlender Mo-
bilfunkversorgung in den ländli-
chen Gegenden nur dadurch be-
sei� gt werden können, dass die 
Gemeinden und Städte selbst 
Mobilfunkmasten au� auen und 
die entsprechende Infrastruktur 
errichten. 460 bayerische Ge-
meinden hä� en sich sodann auf 
den steinigen Weg gemacht und 
entsprechende Baumaßnahmen 
eingeleitet.

Forderungen 
an Bund und Freistaat

„Und jetzt kommt der Bund 
daher und kündigt an, eine 
eigene Mastenbaugesellscha�  
zu gründen und in Auk� onen 
der Netzbetreiber die Erschlie-
ßung gegen Förderung aufzuer-

legen. Was sollen Bayerns Ge-
meinden und Städte nun tun? 
Ist damit das bayerische Aus-
bauprogramm hinfällig?“, fragt 
sich Brandl. Bund und Freistaat 
seien deshalb aufgefordert, um-
gehend eine zwischen Bund und 
Bayern abges� mmte Empfeh-
lung für die bayerischen Kom-
munen zu geben und den Wirr-
warr zu beenden.

Brandl namens seines Verban-
des rief die Bundesregierung zu-
dem dazu auf, den Ankündigun-
gen schnellstens Taten folgen 
zu lassen und konkrete Maß-
nahmen sowie einen Zeitplan 
für den Lückenschluss von Mo-
bilfunk in ländlichen Gegenden 
vorzulegen.  DK

Bayerischer Städtetag zum Ausbau von Kita-Plätzen:

Mehr Planungssicherheit 
für Kommunen

„Die Bi� en des Bayerischen Städtetags zur Sicherstellung 
der Förderung der Kindertagesbetreuung haben sich gelohnt. 
Der Freistaat setzt das Sonderinves� � onsprogramm für den Ki-
ta-Ausbau fort. Damit erhalten die Kommunen wieder mehr Pla-
nungssicherheit, um den wachsenden Ausbaubedarf bei Betreu-
ungsplätzen zu decken“, betonte der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags, Augsburgs Oberbürgermeister Dr. Kurt Gribl.

Zwar ist die Kon� nuität der Förderung für neue Kitaplätze aus 
Gribls Sicht gewahrt; gleichwohl gab er zu bedenken, dass der 
Bedarf an Kitaplätzen kon� nuierlich weitergehen und der Finan-
zierungsanteil der Gemeinden durch den Wegfall des Förderzu-
schlags für neue Anträge ab dem 1. September steigen wird. DK

S� � ung 
Obdachlosenhilfe
Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder unterzeichnete in Augs-
burg die Gründungsurkunde 
der S� � ung Obdachlosenhilfe.

Kein Dach über dem Kopf zu 
haben, ist eine der extremsten 
Notlagen, die ein Mensch erle-
ben kann. Um diesen Menschen 
zu helfen, unterzeichnete Minis-
terpräsident Dr. Markus Söder 
im Beisein von Sozialministerin 
Kers� n Schreyer die Gründungs-
urkunde der S� � ung Obdachlo-
senhilfe Bayern in Augsburg. 

„In Bayern wollen wir nieman-
den, der in eine Notlage gerät, 
am Wegesrand zurücklassen, 
sondern allen Bedür� igen Hilfe 
anbieten“, so Schreyer. Die S� f-
tung fördert gezielt Projekte, die 
wegweisend und innova� v für 
die Wohnungs- und Obdachlo-
senhilfe sind. Sie soll Anregun-
gen für die Akteure der Woh-
nungs- und Obdachlosenhilfe 
geben und dabei insbesonde-
re mit den bayerischen Kommu-
nen und der Freien Wohlfahrts-
pfl ege Bayern zusammenarbei-
ten, um passgenaue Lösungen 
für Menschen in Not zu entwi-
ckeln. Die Hilfeangebote auf der 
Straße sowie das Unterkun� s-
angebot sollen gestärkt werden, 
aber auch Beratung und Präven-
� on sollen im Fokus stehen. Das 
S� � ungsvermögen beträgt fünf 
Mio. Euro für zehn Jahre.   
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die gute Nachricht für die 
bayerischen Kommunen kam 
noch vor Weihnachten: Der 
Freistaat Bayern unterstützt 
2020 die bayerischen Kommu-
nen über den kommunalen Fi-
nanzausgleich (FAG) wie kein 
anderes Land. An die Bezir-
ke, Landkreise, Städte und Ge-
meinden fließen zum ersten 
Mal über 10 Mrd. Euro.

Der Kommunale Finanzaus-
gleich ist das zentrale Instru-
ment der bayerischen Staatsregierung zur Un-
terstützung der Kommunen, um die an sie ge-
stellten Anforderungen vor Ort bewältigen zu 
können. Im Rahmen unserer KPV-Vorgesprä-

che mit den federführenden CSU-Staatsminis-
tern Albert Füracker (MdL) und Joachim Herr-
mann (MdL) haben wir unsere Anliegen erfolg-
reich einbringen können. 

Das Ergebnis der Verhandlungen mit den 
kommunalen Spitzenverbänden, das einige 
Tage später stattfand, kann sich sehen lassen 
und erfüllte die Forderungen der KPV: Die bay-
erischen Kommunen können für das Jahr 2020 
mit einem kräftigen Plus rechnen. 

Die Schlüsselzuweisungen steigen eben-
so wie die dringend notwenigen Zuwendun-
gen für den Bau von Schulen und Kinderta-
geseinrichtungen. Der Finanzausgleich und die 

gleichzeitige Belassung der 
Gewerbesteuerumlage be-
deuten zusammen insgesamt 
über 1 Milliarde Euro mehr 
für die Städte und Gemeinden 
Bayerns. Der Freistaat Bayern 
hat hier Wort gehalten!

Gerade die finanzschwä-
cheren Kommunen profitie-
ren von den höheren Schlüs-
selzuweisungen, die auf über 
150 Millionen Euro (+ 3,9 %) 
auf 4,05 Milliarden steigen. 
Auch im Bereich der Investi-
tionszuweisungen für kom-
munalen Hochbau wie Schu-

len und Kindertagesstätten gibt es eine deutli-
che Aufstockung der staatlichen Zuschüsse um 
50 Mio. Euro von derzeit 550 auf 600 Millio-
nen Euro, dies entspricht einem Plus von 9,1 
Prozent. 

Besonders bemerkenswert: Der Freistaat 
belässt den Kommunen die deutlichen Entlas-
tungen durch den Wegfall der erhöhten Ge-
werbesteuerumlagen in Höhe von ab dem Jahr 
2019 rund 800 Millionen Euro pro Jahr. Die 
schafft weitere wichtige Spielräume.

Trotz aller erfreulichen Rekordinvestitio-
nen des Freistaates stehen die Kommunen 
weiterhin vor großen Herausforderungen, die 
mit einem wachsenden Kostendruck verbun-
den sind. So müssen die Kommunen neben 
dem Hochbau auch in den Bereichen Perso-
nalwesen, Digitalisierung, Klimaschutz und In-
frastruktur in Zukunft verstärkt vom Freistaat 
unterstützt werden. Als KPV haben wir diese 
Punkte klar auf der Agenda. 

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Sattes Plus für die 
Kommunen 

Liebe Leserinnen
und Leser,

5. Dezember 2019

Gesegnete Weihnachtsfeiertage! 
Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

Beim ersten Bayerischen Fachkräfteforum kamen Unternehmensvertreter, Jobcenter, Agentur für 
Arbeit, Bildungsträger und weitere Interessierte ins Gespräch.	 Bild: www.altmuehlfranken.de

Auftakt einer bayernweiten Veranstaltungsreihe:

Bayerisches Fachkräfteforum  
in Gunzenhausen

Der Erfolg des Wirtschaftsstandortes Bayern wird auf Dauer nur 
sichergestellt, wenn in allen Regionen quantitativ und qualitativ 
ausreichend Fachkräfte bereit stehen. Eine wichtige Zielgruppe 
hierbei sind Fachkräfte mit Migrationshintergrund. Allerdings ar-
beiten viele nicht im erlernten Beruf und können ihr berufliches 
Potenzial nicht in vollem Umfang einsetzen. Mit Strategien zur 
Gewinnung und Integration befasst sich eine bayernweite Veran-
staltungsreihe, die im Landratsamt Weißenburg-Gunzenhausen 
ihren Anfang nahm.

Gemeinsam mit dem Bayeri- 
schen Landkreistag luden Migra- 
Net – IQ Netzwerk Bayern und 
die Bayerische GemeindeZei-
tung mit freundlicher Unter-
stützung des Bayerischen Inte-
grationsministeriums zum Bay-
erischen FachkräfteForum ein. 
Die Veranstaltungsreihe ermög-
licht die gezielte Kommunikati-
on relevanter Akteure vor Ort 
mit ausgewiesenen Fachleuten. 
Das Thema Fachkräfteeinwan-
derung sowie die Chancen des 
Fachkräfteeinwanderungsge-
setzes werden bei diesen Veran-
staltungen ebenso erläutert wie 
die Anerkennung ausländischer 
Abschlüsse, Spracherwerb und 
Arbeitsrecht.

Landrat Gerhard Wägemann 
wünschte den zahlreich er-
schienenen Teilnehmern, dar-
unter Unternehmensvertreter, 
Bildungsträger, Mitarbeiter von 
Jobcentern und der Agentur 
für Arbeit, gute Gespräche und 
wertvolle Anregungen auf dem 
„Markt der Möglichkeiten“, ehe 
Anne Güller-Frey vom MigraNet 
– IQ Netzwerk Bayern das bun-
desweite Förderprogramm „In-
tegration durch Qualifizierung 
(IQ)“ vorstellte. 

Als eines der 16 Landesnetz-
werke ist MigraNet Teil des bun-
desweiten Förderprogramms 
„Integration durch Qualifizie-
rung (IQ)“ und vernetzt rele-
vante Organisationen, Einrich-
tungen, Institutionen, Unter-
nehmen und Migrantinnen- 
und Migrantenorganisationen 
um die Arbeitsmarktintegration 
von Menschen mit Migrations-
hintergrund nachhaltig zu ver-
bessern. Die 16 Landesnetzwer-
ke werden von fünf Fachstellen 
begleitet. Im Freistaat bündelt 
MigraNet 41 Teilprojekte mit 25 
verschiedenen Partnern.

Gewinn für Wirtschaft  
und Gesellschaft

Von verbesserter Integration 
in den Arbeitsmarkt profitieren 
Wirtschaft und Gesellschaft. Zu 
den Netzwerkpartnern zählen 
unter anderem die Bundesagen-
tur für Arbeit, Arbeitgeberver-
bände, Bildungsträger, Kommu-
nen, Kammern, Gewerkschaften 
und Migrantenorganisationen.

Zur Fachkräftesicherung für 
Bayern beschreitet MigraNet 
innovative Wege, zum Beispiel 
über Mentorenprogramme, Zu-
wanderungsberatung und An-
passungsqualifizierungen.

Über lokale Koordination in 
Augsburg, München und Nürn-
berg werden Beratungsangebo-
te und Modellprojekte gesteu-
ert. Sie bündeln Informationen 
aus den IQ Handlungsfeldern, 
vernetzen Akteure auf regiona-
ler Ebene, sowie aus Landes-, 

Bundes- und EU-Ebene und ini-
tiieren entsprechende Projekte.

Die hiesige Wirtschaft braucht 
mehr Fachkräfte aus Drittstaa-
ten, machte Regina Konle-Seidl 
vom Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung deutlich. 
Rein rechnerisch reiche das Ar-
beitskräftepotenzial in der Re-
gion nicht aus, um den Arbeits-
kräftebedarf decken zu können. 
Jedoch sei die Einwanderung 
aus Drittstaaten nur zu einem 
geringen Anteil – circa zehn Pro-
zent – erwerbsbezogen.  

Das Fachkräfteeinwanderungs- 
gesetz (FKEG), das zum 1. März 
2020 in Kraft tritt, soll Abhil-
fe schaffen. „Insbesondere soll 
das Gesetz die qualifizierte Zu-
wanderung aus Drittstaaten, 
vor allem für beruflich qualifi-
zierte Fachkräfte und Auszubil-
dende, erleichtern. Als Voraus-
setzung für eine Zuwanderung 
gelten die Arbeitsplatzzusage 
und die erfolgreiche Anerken-
nung der Gleichwertigkeit des 
Berufsabschlusses.“

Der Mensch im Mittelpunkt

Als erwartbare positive Wir-
kungen des FKEG wertet Kon-
le-Seidl u.a. den Verzicht auf 
Steuerung über Engpasskriteri-
en und Positivlisten, zudem er-
gebe sich durch die Öffnung 
für Personen mit ausgewiese-
nen berufspraktischen Kennt-
nissen ein größerer Flexibilitäts-
spielraum. Begrüßenswert sei-
en zudem ehrgeizige Fristen im 
beschleunigten Fachkräftever-
fahren sowie die angestrebte 
Verbesserung der Verwaltungs-
prozesse (Transparenz). Kritisch 
zu bewerten seien u.a. die 
Gleichwertigkeitsprüfung (Fla-
schenhals), geforderte deut-
sche Sprachkenntnisse auf 
B1 Niveau sowie die fehlende  
Flexibilität von Mindestanfor- 
derungen.

Ein gelungenes Praxisbeispiel 
ist die „Tür an Tür Integrations-
projekte gGmbH“, vorgestellt 
von Projektleiter Denzil Mano-
haran. Er gab den Teilnehmern 
eine erste Einführung in das „Di-
versity Management – Praktisch 
umgesetzt“. Diversity stellt die 
Persönlichkeit eines jeden Men-
schen in den Mittelpunkt. Die 
Reflexion des Handelns und ei-
ne Haltung für Vielfalt und ge-
gen Diskriminierung steht für 
die gemeinnützige GmbH im 
Vordergrund. Damit grenzt sie 
sich bewusst von länderspezifi-
schen Angeboten ab. 

Wie Manoharan darlegte, be-
ginnt Diversity Management in 
der obersten Führungsebene. 
Gezielte Diversity-Strategien 
helfen bei der Entfaltung unge-
ahnter Potenziale. MigraNet un-
terstützt die Arbeitgeber, indem 

alle Phasen des Zuwanderungs- 
und Integrationsprozesses – Fin-
den, Einstellen und Binden des 
Personals – begleitet werden. 

Unterstützungsangebote für 
Unternehmen bietet die IHK 
Nürnberg für Mittelfranken mit 
dem „Firmenservice Internatio-
nale Fachkräfte“ an, den Franzis-
ka Röder erläuterte. Sie ist An-
sprechpartnerin für Arbeitgeber 
und hat Antworten auf Fragen 
zu Rekrutierungsmöglichkeiten, 
Visum, Aufenthaltstitel und be-
trieblicher Integration.

Das Sprachlernprojekt „Fit in 
Deutsch“ ist ein Praxisbeispiel, 
über das die Bildungskoordina-
torin für Neuzugewanderte im 
Landratsamt, Judith Koch, infor-
mierte. Alle Migranten aus dem 
Landkreis Weißenburg-Gun-
zenhausen können ihre Sprach-
kenntnisse verbessern. Das Pro-
jekt soll Personen das Deutsch-
lernen ermöglichen, die aus be-
stimmten Gründen nicht an 
einem offiziellen Integrations-
kurs teilnehmen können (Be-
rufstätigkeit, fehlende Kinderbe-
treuung, Herkunftsland). 

Als Modellversuch starte-
te das Sprachlernprojekt „Fit in 
Deutsch“ für Migrantinnen und 
Migranten bereits Ende Februar 
2019 in Gunzenhausen. Die 
Nachfrage war anfangs überwäl-
tigend: 52 Personen nahmen an-
fangs am Kurs teil, im November 
waren es noch 22 Teilnehmer. 
Austrittsgründe waren Abschie-
bungen und Sprachprüfungen. 

Erwartungen übertroffen

Da die Erwartungen in Gun-
zenhausen mehr als übertrof-
fen wurden und noch weite-
re Migranten Interesse bekun-
deten, wurde zeitnah mit den 
Planungen für Weißenburg als 
zweitem Standort begonnen. 
Bereits vier Wochen vor dem 
Start war die Anmeldeliste kom-
plett. Zu Beginn absolvierten 
die Teilnehmer, die in der Mehr-
zahl ein EU-Aufenthaltsrecht 
besitzen, einen schriftlichen 
Einstufungstest, um das Sprach-
niveau zu bestimmen. Anhand 
dessen wurden die Teilnehmer 
in drei Gruppen eingeteilt. Im 
Mai 2019 wurde mit insgesamt 
37 Migrantinnen und Migran-
ten gestartet; Anfang Novem-
ber verzeichnete man bereits 
45 Teilnehmer.

An beiden Standorten ist etwa 
knapp die Hälfte der Migranten 
berufstätig. Der jüngste Teilneh-
mer in Weißenburg ist 18 Jah-
re alt, der älteste 58, während 
in Gunzenhausen der jüngste 23 
und der älteste 59 Lenze zählt.

Mitte Dezember 2019 wer-
den Judith Koch zufolge die ers-
ten Migranten einen offiziel-
len Deutschtest ablegen und 
ihr Sprachniveau zertifiziert be-
kommen. Nach der Zusage von 
Fördergeldern kann das Projekt 
auch im Jahr 2020 fortgeführt 
werden. Neben den bereits vor-
handenen Standorten Weißen-
burg und Gunzenhausen soll ein 
weiterer Standort im Süden des 
Landkreises hinzukommen. � DK

Bayerischer Heilbädertag in Bad Gögging:

Gut vernetzt, viel bewegen
Startschuss für eine neue, vielversprechende Zusammenarbeit 
beim Bayerischen Heilbädertag in Bad Gögging: Der Ehrenspiel-
führer der deutschen Fußball-Nationalmannschaft Philipp Lahm 
kooperiert mit „Gesundes Bayern“, der gemeinsamen Initiati-
ve des Bayerischen Heilbäder-Verbandes (BHV) und der Bayern 
Tourismus Marketing GmbH (by.TM). Dabei ist der Unternehmer 
und CEO der EURO GmbH nicht nur offizieller Botschafter der be-
gleitenden Kommunikationskampagne, sondern entwickelt auch 
das neue medizinisch-therapeutische Präventionsprogramm  
#gesundkannjeder mit. 

Wie Klaus Holetschek, Vorsit-
zender des BHV, bei der Veran-
staltung unter dem Motto „Mit 
starken Partnern in die Zukunft“ 
feststellte, „spannt Philipp Lahm 
den Bogen zwischen den bay-
erischen Gastgeber-Qualitäten 
und einer gesunden, aktiven und 
achtsamen Lebensweise. Er ver-
körpert Sportsgeist und Nach-
haltigkeit und ist Vorbild für vie-
le. Mit seinem Bekenntnis zu ei-
nem aktiven und gesunden Le-
bensstil lebt er die Vorzüge der 
bayerischen Heilbäder und Kur- 
orte sympathisch vor.“

Das Gesundheitsprogramm, 
das Lahm gemeinsam mit Ex-
perten aus Sport, Medizin und 
Ernährungswissenschaft entwi-
ckelt, ist die Basis der Zusam-
menarbeit und soll zu einer ge-
sunden, aktiven Lebensführung 
motivieren. Es ergänzt die in den 
Kurorten und Heilbädern vor-
handenen, natürlichen Heilmit-
tel Luft, Wasser, Moor und Sole 
auf moderne Weise und inte-
griert die klassischen Natur-
heilverfahren nach Kneipp und 
Schroth modular. Bis zum Früh-
sommer 2020 werden Gäste das 
erste Modul buchen können. 
Das Angebot ist in seinem An-
satz einzigartig und wird so aus-
schließlich in Bayerns Kurorten 
und Heilbädern erlebbar sein.

Der Bayerische Heilbäder-Ver-
band hat aktuell auch eine neue 
Offensive für allergikerfreundli-
chen Urlaub gestartet. Das Sie-
gel „Für Allergiker qualitätsge-
prüft“ zeigt, dass die Kriterien in 
den Orten vom TÜV Rheinland 
überprüft wurden. Nach Bad 
Staffelstein, Bad Füssing und Bad 
Aibling ist Bad Hindelang nun be-
reits der vierte Ort, der sich der 
Qualitätsoffensive des Bayeri-
schen Heilbäder-Verbandes an-

geschlossen hat. Das Siegel des 
BHV ist drei Jahre gültig und si-
gnalisiert Urlaubern, dass sie in 
diesem Kurort eine umfassende 
Infrastruktur allergikerfreundli-
cher Angebote entlang der ge-
samten touristischen Serviceket-
te vorfinden.

Wie der bayerische Staatsse-
kretär für Wirtschaft, Landes-
entwicklung und Energie, Ro-
land Weigert, mitteilte, sind die 
Übernachtungszahlen in Heilbä-
dern oder Kurorten von 2017 auf 
2018 um zwei Prozent auf ins-
gesamt 24,2 Millionen gestie-
gen. Im gleichen Zeitraum sind 
die Ankünfte um vier Prozent auf 
5,7 Millionen gestiegen. Von den 
acht Orten in Bayern, die 2018 
mehr als eine Million Übernach-
tungen erreicht haben, sind fünf 
Heilbäder und Kurorte. 

Große Herausforderungen

Aufgrund des Strukturwan-
dels der Branche (immer mehr 
Selbstzahler und intensiver Wett- 
bewerb im Gesundheitsmarkt) 
stünden Bayerns Kurorte und 
Heilbäder vor nicht unerhebli-
chen Herausforderungen, so 
Weigert. Umso erfreulicher sei 
es, starke und verlässliche Part-
ner wie den Bayerischen Heilbä-
derverband und das Bayerische 
Wirtschaftsministerium an sei-
ner Seite zu haben.

So sorge die RÖFE (Richtlini-
en zur Förderung von öffentli-
chen touristischen Infrastruk-
tureinrichtungen) für nachhal-
tige Unterstützung der bayeri-
schen Heilbäder und Kurorte. Im 
Zeitraum 2014 bis 2019 konnten 
so 43 Vorhaben mit insgesamt 
über 41 Millionen Euro mit er-
möglicht werden. Auch konnten 
mit dem BRF (Bayerisches Regi-

onales Förderprogramm für die 
gewerbliche Wirtschaft) in den 
Jahren 2014 bis 2018 viele unter-
nehmerische Vorhaben unter-
stützt werden. In über 200 För-
derfällen wurden insgesamt fast 
71,5 Millionen Euro an Zuwen-
dungen ausgezahlt. Darüber hin- 
aus konnten dem Gesundheits- 
tourismus in diesem Jahr fast 1,5 
Millionen Euro an Finanzmitteln 
für Marketing zur Verfügung ge-
stellt werden.

Weigert zufolge „lässt mich 
die gute Zusammenarbeit all die-
ser starken Partner zuversicht-
lich in die Zukunft blicken. Wir 
ziehen an einem Strang und ent-
wickeln tragfähige und innovati-
ve Konzepte.“ Neben der Marke-
tingkampagne mit Philipp Lahm 
nannte der Staatssekretär die 
Projekte Waldgesundheit und 
Künstliche Intelligenz.

Bei Projekt eins gehe es im 
Kern darum, das Potenzial des 
Waldes als ortsgebundenes Heil-
verfahren in den Bayerischen 
Kurorten zu ermitteln und in 15 
ausgewählten Pilotorten in Form 
von Kur- und Heilwäldern als 
neues Angebot umzusetzen. Mit 
Blick auf das Projekt Künstliche 
Intelligenz erklärte Weigert: „Die 
Digitalisierung erfasst und revo-
lutioniert jede Branche. Deshalb 
ist es wichtig, dass wir auch im 
Gesundheitstourismus die digi-
talen Weichen richtig stellen.“

Im Mittelpunkt des Projektes 
steht die Realisierung eines Chat 
Bot für die bayerischen Kuror-
te und Heilbäder. Der Chat Bot 
soll eine neutrale digitale Bera-
tungsfunktion übernehmen und 
dem Nutzer auf angenehme und 
kompetente Weise bei der Aus-
wahl des passenden Angebots 
zur Seite stehen. Weigerts Ap-
pell: „Die digitalen Berater müs-
sen natürlich mit Informationen 
gefüttert werden. Hier brauchen 
wir Ihren Input! Unterstützen Sie 
uns bei diesem Vorhaben, denn 
letztlich kommt es ja Ihnen wie-
der zugute. Ein solch digitales 
Angebot wird sicherlich gerade 
jüngere Menschen ansprechen 
und noch größeres Gästepoten-
zial erschließen lassen.“ � DK
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die der Staat den Gemeinden nach 
der Abschaffung der Straßen-
ausbaubeiträge gewährt, wer- 
den von 35 Millionen Euro auf 
85 Millionen Euro erhöht (plus 
142,9%) und fließen ab 2020 an 
alle Gemeinden. Zusammen mit 
den Mitteln für die Spitzabrech-
nung nach KAG stehen für die 
Kommunen im Jahr 2020 150 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Das 
ist deutlich mehr, als die Kommu-
nen bisher an Straßenausbaubei-
trägen eingenommen haben. Das 
Sonderbaulastprogramm (u.a. 
Ortsumfahrungen, Radschnell-
wege) wird auf dem Vorjahresni-
veau von 40 Millionen Euro fort-
geführt. Insgesamt stehen für 
den kommunalen Straßenbau 
und -unterhalt im Jahr 2020 in-
nerhalb und außerhalb des kom-
munalen Finanzausgleichs damit 
über 700 Millionen Euro zur Ver-
fügung. 

Der Ansatz für Bedarfszuwei-
sungen und Stabilisierungshilfen 
wird 2020 mit 120 Millionen Eu-
ro dotiert; durch die in Aussicht 
gestellte Übertragung von Haus-
haltsresten stehen im Jahr 2020 
voraussichtlich rund 140 Millio-
nen Euro zur Verfügung. 

Stärkung der Einnahmebasis

Die Landratsämter erhalten zur 
Erfüllung ihrer staatlichen Aufga-
ben außerhalb des kommuna-
len Finanzausgleichs 2020 weite-
re 70 neue Stellen. Auch die ei-
gene Einnahmebasis der bayeri-
schen Kommunen wird im Jahr 
2020 massiv gestärkt. Ab dem  
1. Januar 2020 fällt die erhöhte 
Gewerbesteuerumlage weg. Allein 
dadurch haben die bayerischen 
Kommunen zusätzlich rund 800 
Millionen Euro in der Kasse. Der 
Freistaat hat entsprechend we-
niger Einnahmen. Er verzichtet 
jedoch auf eine Kompensations-
leistung und stellt damit aber-
mals eindrücklich seine Kommu-
nalfreundlichkeit unter Beweis.

Aus Sicht des Vorsitzenden des 
Bayerischen Städtetags, Augs-
burgs Oberbürgermeister Dr. 
Kurt Gribl, erzielten die Verhand-
lungen über den kommunalen 
Finanzausgleich 2020 unter Be-
rücksichtigung der Erwartungen 
von zusätzlichen Leistungen au-
ßerhalb des Finanzausgleichs ein 
akzeptables Ergebnis. Der Frei-
staat werde beim vierten Inves-
titionsprogramm zur Finanzie-
rung der Kinderbetreuung noch 
erhebliches finanzielles Engage-
ment zeigen. Dem Bayerischen 
Städtetag war es wichtig, mit 
Blick auf die rückläufigen Steuer- 
einnahmen die Schlüsselzuwei-
sungen zu stärken. 

Gerechte Verteilung

Das Ergebnis der Verhandlun-
gen zum Finanzausgleich 2020 
sei auch im Zusammenhang mit 
der im Januar zum FAG 2019 er-
folgten Zusage des Finanzminis-
ters zu sehen, dass der Freistaat 
den Kommunen die deutlichen 
Entlastungen durch den Wegfall 
der erhöhten Gewerbesteuer- 
umlagen in Höhe von 33,5 Pro-
zentpunkten ab dem Jahr 2019 
belässt. Das Entlastungsvolumen 
beläuft sich auf rund 800 Millio-
nen Euro pro Jahr. 

Bedingt zufrieden zeigte sich 
Gemeindetagspräsident Dr. Uwe 
Brandl mit dem Verhandlungser-
gebnis: „Obwohl das Steuerauf-
kommen insgesamt nochmals 
gestiegen ist, waren es schwie-
rige Verhandlungen darüber, wie 
die Mittel gerecht verteilt wer-
den sollen. Während wir guten 
Willen gezeigt haben, hat sich 
der Freistaat nur bedingt bewegt 
und damit leider die enormen 
Anstrengungen der Kommunen, 
die sie für Bayerns Bürgerinnen 
und Bürger erbringen, kaum aus-
reichend gewürdigt.“

Dass die Schlüsselzuweisungen 
um 150 Millionen auf 4,17 Mil-
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schen Hochschulen entstehen. 
„Jede Arbeit für sich bringt Wis-
senschaft, Gesellschaft oder die 
Kunst wieder ein Stück voran. 
Die Leistung unserer Preisträ-
ger ist Jahr für Jahr auch eine 
Leistungsschau unserer bayeri-
schen Hochschullandschaft. Es 
ist beeindruckend, was dort ent-
steht“, betonte der Vorstands-
vorsitzende des Bayernwerks, 
Reimund Gotzel.   

 Auf einer ihm bekannten 
Bühne stand der Schauspieler 
Stephan Zinner, der am Nock-
herberg-Singspiel üblicherweise 
in der Rolle des Bayerischen Mi-
nisterpräsidenten Markus Söder 
auftritt. Dieses Mal übernahm 
Stephan Zinner die Rolle des 
Laudators für die fünf Preisträ-
ger aus der Sparte Kunst.  Dazu 
zählen die Japaner Nami Kamata 
und Miyaji Mann. Als Musikduo 
Coconami verbinden die Künst-
ler mit ihrer Musik japanische 
Klänge mit bayerischer Volks-
musik. Seit vielen Jahrzehnten 
schaffen die Wahlmünchner so 
eine völlig neue Art von Weltmu-
sik. Mit Titeln wie „Chiemgauer 
Dreher“, „König Ludwig Lied“ 
oder „Isarmärchen“ blicken Co-
conami gekonnt, augenzwin-
kernd und mit eigener Note auf 
die Vielfalt bayerischer Folklore.  

Ein weiterer Kulturpreis geht 
an den Bildhauer Sebastian 
Kuhn. Der bildende Künstler 
schafft teils großformatige 
Skulpturen. Eine besondere No-
te seiner Kunst ist dabei die Of-
fenheit für viele Materialien. 

Ausgezeichnet wurde ebenso 
die Schauspielerin Juliane Köh-
ler. Viele Jahre wirkte sie bereits 
am Bayerischen Staatsschau-
spiel in München. Sie spielte be-
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deckender Ausbau der techni-
schen Infrastrukturen. Dabei ge-
he es sowohl um eine zeitgemä-
ße Versorgung mit schnellem In-
ternet und leistungsstarkem Mo-
bilfunk als auch um die Schaffung 
zusätzlicher Angebote im Nah- 
und Fernverkehr. „Nur wenn wir 
es schaffen, die zurzeit unterver-
sorgten Regionen ähnlich gut zu 
bedienen wie die Ballungsräume, 
kann es gelingen, den Zuzugs-
druck auf die Städte zu verringern 
und den Menschen eine Perspek-
tive an ihrem Wohnort zu bieten. 
Dafür sind ein gutes Verkehrsan-
gebot und eine vernünftige Net-
zanbindung unabdingbar“, stell-
ten Brandl und Landsberg fest.

Um die vorgegebenen Ziele zu 
erreichen, seien zusätzliche Fi-
nanzmittel zwingend erforder-
lich. „Gerade die Infrastruktur-
vorhaben können wir nicht aus 
den bereits vorhandenen Mitteln 

liarden Euro gestiegen sind, ist 
laut Brandl sehr erfreulich. Dies 
komme vor allem den finanz-
schwachen Gemeinden in Bay-
ern zugute. Nicht ganz zufrieden 
ist der Präsident mit den gestie-
genen Investitionsfördermitteln 
für den Bau von Schulen und Kin-
dertageseinrichtungen: „Es wäre 
dringend mehr Geld nötig gewe-
sen. Wir haben unseren Beitrag 
geleistet; leider konnte der Frei-
staat nicht dazu bewegt werden, 
eigene Haushaltsmittel einzuset-
zen.“

Bereits im Jahr 2019 wur-
de vereinbart, dass ab dem Jahr 
2020 der Freistaat Bayern keine 
Gewerbesteuerumlage mehr von 
den Städten und Gemeinden be-
kommen wird. Für die Kommu-
nalen Spitzenverbände sei es ein 
großer Erfolg gewesen, dass die-
ser Wegfall nicht aus Mitteln des 
kommunalen Finanzausgleichs 
kompensiert werden muss. Dar-
an hält der Freistaat fest. Brandl: 
„Dies ist Ausdruck gelebter Part-
nerschaft zwischen Freistaat und 
Kommunen.“

„Wegen der sich tendenziell 
verschlechternden Finanzlage 
der Haushalte, wenig optimisti-
schen Steuerschätzungen des Fi-
nanzministeriums und den gro-
ßen Investitionen des Freistaa-
tes in den zurückliegenden Mo-
naten waren wenig Spielräume 
für brennende Themen der Kom-
munen vorhanden“, konstatier-
te der Präsident des Bayerischen 
Landkreistags, Landrat Christian 
Bernreiter.

Schlüsselzuweisungen erhöht

Positiv hervorzuheben sei zu-
nächst die Erhöhung der Schlüs-
selzuweisungen. Daneben sei 
es trotz herausfordernder Ver-
handlungsumstände gelungen, 
Schwerpunkte zu setzen. Dies 
gelte insbesondere für kommu-
nale Baumaßnahmen und die 
Aufstockung der Hochbauför-
dermittel (Art. 10 FAG). „Die 
Kommunen gehen hier in Vor-
leistung und stärken damit die 
erforderlichen Investitionen in 
Schulen und Kindergärten“, be-
tonte Bernreiter.

Positiv sei auch, dass im Be-
reich des ÖPNV und der Kom-
munalstraßenförderung über 
2019 hinaus trotz weggefallener 
Zweckbindung der Bundesmit-
tel an der Förderung der Kom-
munen in gleichem Umfang fest-
gehalten wird. Bernreiter stellte 
jedoch klar, dass die Förderung 
der Verkehrsverbünde außer-
halb des kommunalen Finanz-
ausgleichs erfolgen muss. Da-
neben sei „für den Bereich ÖP-
NV- und Straßenbauförderung 
ebenso wie bei der Kranken-
hausförderung eine verlässliche 
Mittelfristplanung notwendig“.

Notwendige 
Personalaufstockung

Eine der wichtigsten Forde-
rungen des Bayerischen Land-
kreistags außerhalb des kom-
munalen Finanzausgleichs 2020 
war die Aufstockung der Perso-
nalausstattung der Landratsäm-
ter. 2018 wurde erstmals öffent-
lich bekannt, dass die Landkreise 
aus ihren Haushalten zu Lasten 
der Kreisumlage etwa 1.450 Stel-
len für die Erfüllung staatlicher 
Aufgaben finanzieren. Der Frei-
staat hatte darauf in einem ers-
ten Schritt mit 70 neuen Stellen 
in den Fachabteilungen in 2019 
geantwortet und für 2020 weite-
re 70 Stellen zugesagt. „Wir sind 
dem Freistaat dankbar, dass er 
sich an diese Zusage hält. Auch 
in den Jahren 2021 und 2022 
muss dann ebenfalls eine Fort-
setzung folgen“, so der Verband-
schef.

Pflege und Eingliederung

Für die bayerischen Bezirke 
nahm insbesondere die künfti-

ge Finanzierung der Eingliede-
rungshilfe für Menschen mit Be-
hinderung sowie der Hilfe zur 
Pflege einen hohen Stellenwert 
ein, sorgt doch vor allem die 
Umsetzung des Bundesteilhabe-
gesetzes (BTHG) durch die dritte 
kommunale Ebene ab dem kom-
menden Jahr dort weiterhin für 
erheblich steigende finanziel-
le Belastungen. Präsident Franz 
Löffler mahnte daher mit Blick 
auf das in der Bayerischen Ver-
fassung verankerte Konnexitäts-
prinzip die Verantwortung des 
Freistaats an, für die sich bereits 
abzeichnenden und in noch grö-
ßerem Maße zu erwartenden 
Kostensteigerungen einen staat-
lichen Ausgleich zu regeln. Vor 
allem sei in diesem Zusammen-
hang der Bund in deutlich höhe-
rem Maße gefordert.

Künftige Mehrbelastungen

Löffler zufolge sind in den Sozi-
alhaushalten der Bezirke ab dem 
kommenden Jahr weitere Mehr-
belastungen durch das vom 
Deutschen Bundestag bereits 
beschlossene Angehörigenent-
lastungsgesetz zu erwarten. Die-
se seien bisher weder durch den 
Bund, noch durch den Freistaat 
Bayern refinanziert. Auch wenn 
die Mehrkosten aus den ange-
sprochenen zusätzlichen Belas-
tungen im kommenden Jahr in 
einigen, jedoch nicht allen Bezir-
ken noch einmal durch vorhan-
dene Rücklagen mit abgefedert 
werden könnten, drohten den 
Umlagezahlern künftig deutlich 
steigende Umlagesätze, die auf 
eine möglicherweise verhaltene 
Steuereinnahmeentwicklung bei 
den Gemeinden treffen.

Vor diesem Hintergrund ist 
die unveränderte Festschrei-
bung der staatlichen Zuweisun-
gen an die Bezirke in Höhe von 
691,5 Millionen Euro auf dem Ni-
veau des Jahres 2019 aus Sicht 
des Bayerischen Bezirketags ein 
Zwischenschritt, dem zwingend 
weitere, für die Bezirke positive 
strukturelle Veränderungen im 
Finanzausgleichssystem folgen 
müssen. � DK

deutende Rollen in zahlreichen 
Fernseh- und Filmproduktionen.  

Die Klaviatur der traditions-
reichen bayerischen Volksmu-
sik spielen seit Jahrzehnten die  
Dellnhauser Musikanten. Bis in 
die 30er Jahre des letzten Jahr-
hunderts geht die musikalische 
Tradition der Gründerfamilie 
Eberwein zurück. Bis heute sind 
die Dellnhauser Musikanten ei-
nes der bekanntesten Ensemb-
les bayerischer Volksmusik.  

Der niederbayerische Kaba-
rettist Django Asül ist ein wei-
terer Preisträger des Kulturpreis 
Bayern 2019. Heute ist Django 
Asül eine Säule des bayerischen 
Kabaretts. Mit Witz und enor-
men Spürsinn bringt er seine Zu-
schauer zum Lachen, aber auch 
zum Nachdenken. Er beherrscht 
die Kunst mit den Mitteln des 
Kabaretts klare Botschaften zu 
geben und trotzdem nie das bay-
erische Motto „leben und leben 
lassen“ aus dem Auge zu verlie-
ren.  

Der Sonderpreis

Den Sonderpreis des Baye-
rischen Staatsministeriums für 
Wissenschaft und Kunst erhielt 
der Schauspieler und Kabaret-
tist Ottfried Fischer. Überreicht 
hat den Kulturpreis Bayern in 
dieser Kategorie der Bayerische 
Wissenschafts- und Kunstmi-
nister Bernd Sibler. „Ottfried Fi-
scher ist der bayerische Schau-
spieler schlechthin! Wer verbin-
det nicht mit Sir Quickly rebelli-
sche Jugenderinnerungen? Wer 
hat nicht schon mit dem Bullen 
von Tölz spannende Kriminalfäl-
le gelöst? Als Schauspieler und 
Kabarettist ist er legendär. Jetzt 
begeistert er auch als Schriftstel-

Schallmauer...

Kulturpreis...

Taten statt ...
finanzieren. Es werden Investitio-
nen in Milliardenhöhe notwendig 
sein“, hoben Brandl und Lands-
berg hervor. Dafür brauche man 
einen fest verabredeten Zeitplan 
und eine langfristige Zusage über 
die entsprechenden Mittel. „Bei 
aller Diskussion ums Geld muss 
klar sein: Wir reden über drin-
gend notwendige Investitionen in 
die Zukunft unseres Landes“, so 
Brandl und Landsberg. 

Ganztagsbetreuung

Nach eigehender Diskussion 
verabschiedete das Präsidium 
des DStGB zudem eine Resoluti-
on zum Thema Ganztagsbetreu-
ung in der Schule. Dazu heißt es: 
„Wenn der Bund gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern ent-
sprechende Versprechungen ab-
gibt, muss er die Umsetzung ge-
währleisten. Die Bundesregie-
rung hat sich zum Konnexitäts-

prinzip bekannt. Dazu gehört ein 
deutlicher dauerhafter Beitrag 
für Investitionen, Personal- und 
Betriebskosten. Andernfalls wer-
den der Frust und die Politikver-
drossenheit zunehmen.“

Nach Analyse folgt die Tat

Der Deutsche Städte- und Ge-
meindebund erwartet, dass der 
Bund mit den Ländern in Abstim-
mung mit den jeweiligen kom-
munalen Spitzenverbänden auf 
der Grundlage von Ist-Analy-
sen und Bedarfsprognosen kon-
krete Konzepte erarbeitet. Da-
zu zählen die nachhaltige Finan-
zierung, die Personalgewinnung 
und die Sicherstellung der not-
wendigen baulichen wie auch 
ausbildungskapazitären Voraus-
setzungen. Bisher liegen solche 
Konzepte laut Verband nicht flä-
chendeckend vor. Ohne diese 
Maßnahmen sei ein Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreuung 
in der Schule in weiten Teilen des 
Landes nicht realisierbar. � DK

ler mit humoristisch-melancho-
lischen, nachdenklich-heiteren 
Anekdoten aus seinem Leben. 
Aufgrund dieser glücklicherwei-
se nie enden wollenden künst-
lerischen Vielfalt ist es mir des-
halb eine große Ehre und Freu-
de, Ottfried Fischer den Sonder-
preis des Kulturpreises Bayern 
2019 zu verleihen!“, so Sibler. 

Preise für  
Kunst und Wissenschaft

Der Kulturpreis Bayern geht auf 
das Jahr 1959 zurück. 2005 wurde 
dieser Preis auf ganz Bayern aus-
gedehnt. Neben den fünf Kunst-
preisträgern werden jährlich 33 
Absolventinnen und Absolventen 
der bayerischen Kunsthochschu-
len, Universitäten und Hochschu-
len für angewandte Wissenschaf-
ten ausgezeichnet. In der Katego-
rie Kunst ist der Preis mit 5.000 
Euro, in der Kategorie Hochschu-
len mit 2.000 Euro dotiert. Al-
le Preisträger erhalten die vom 
Schwandorfer Bildhauer Peter 
Mayer geschaffene Bronzeplastik 
„Gedankenblitz“. Den Kulturpreis 
Bayern verleiht das Bayernwerk 
in Partnerschaft mit dem Bayeri-
schen Staatsministerium für Wis-
senschaft und Kunst.  

 „Dieses Engagement beglei-
tet unser Unternehmen seit mitt-
lerweile 60 Jahren: Es ist sicher 
selten, dass ein gesellschaftli-
ches Engagement den Großteil ei-
ner bald 100-jährigen Unterneh-
mensgeschichte derart prägt, wie 
der Kulturpreis die Geschichte 
des Bayernwerks. Darauf und vor 
allen Dingen auf die vielen Preis-
träger sind wir sehr stolz. Die Un-
terstützung des kulturellen Wir-
kens in Bayern bleibt uns ein Her-
zensanliegen“, betonte Reimund 
Gotzel, Vorstandsvorsitzender 
des Bayernwerks. � r

Landrat Stefan Rößle beim Gespräch mit Staatsminister Glauber: 

Personalverstärkungen 
im Veterinärbereich

Die mangelnde Personalausstattung der Veterinärverwaltungen 
war Thema eines Gesprächs, zu dem der Bayerische Umweltmi-
nister Thorsten Glauber die schwäbischen Landräte auf deren ein-
dringlichste Bitte hin nach München eingeladen hatte. Auch Land-
rat Stefan Rößle war bei dem Gespräch dabei. Begleitet wurde er 
vom Leiter des Bereichs Veterinärmedizin und Verbraucherschutz 
am Landratsamt, Dr. Thomas Kellner.

 Auch am Landratsamt Do-
nau-Ries ist die Personalsituation 
angespannt. Von den 4,5 Planstel-
len, die der Behörde für Amtstier-
ärzte von staatlicher Stelle zuste-
hen, sind aktuell in der Zeit von 
Mitte Dezember 2019 bis Mit-
te Juni 2020 zwischen 1,8 und 
3,3 Stellen tatsächlich besetzt. 
Die Schwankungen sind dadurch 
bedingt, dass sich ein Teil der 
Amtstierärzte noch in Ausbil-
dungsmaßnahmen befindet und 
sich deren effektive Anwesenheit 
im Amt reduziert.  Außerdem ist 
von 2 Planstellen für Veterinäras-

sistenten seit März 2019 nur eine 
besetzt. In der Folge kommt es da-
zu, dass immer häufiger Überlas-
tungsanzeigen geschrieben wer-
den. Außerdem führt die perso-
nelle Unterbesetzung zu einer 
nicht ausreichenden Kontrolldich-
te und -häufigkeit.

Zusage des Ministers weckt 
Hoffnung auf Linderung 

Die in dem Gespräch erfolgte 
Zusage von Staatsminister Glau-
ber, 22 neue Stellen für Amtstier-
ärzte an den Veterinärämtern und 

20 Springerstellen an den Regie-
rungen vorzusehen, weckt Hoff-
nung und ist ein Anfang, die ekla-
tante Unterbesetzung im Veteri-
närbereich zu lindern.

Allerdings bedeuten 22 neue 
Veterinäre, dass nicht einmal je-
des dritte bayerische Veterinär-
amt eine zusätzliche Stelle erhal-

Staatsminister 
Thorsten Glauber � Bild: stmuv

ten würde. Im Hinblick darauf, 
dass jedes Amt Bedarf angemel-
det hat, kann damit der Notstand 
nicht abgewendet werden. Allein 
für die in Aussicht gestellten zu-
sätzlichen Stellen neues Perso-
nal zu finden, gestaltet sich erfah-
rungsgemäß schwierig. Der Frau-
enanteil in der jungen Tierärzte-
schaft ist sehr hoch und liegt weit 
über 90 %. 

Nach kurzer Berufstätigkeit ste-
hen die Veterinärinnen in vielen 
Fällen wegen Elternzeit nicht zur 
Verfügung. Für diese dann be-
fristet zu besetzenden Stellen fin-
den sich kaum Interessenten. Die 
schon lange geforderte Einstel-
lung von „Springern“ an den Re-
gierungen könnte Abhilfe schaf-
fen. Gleichzeitig ist aber festzu-
halten, dass das amtstierärztliche 
Arbeitsfeld immer komplexer und 
auch komplizierter wurde. Kon- 
trollen können daher oftmals von 
einem Amtstierarzt nicht mehr al-
leine durchgeführt werden. Die 
notwendige Spezialisierung be-
dingt einen hohen Personalbe-
darf. Zudem fordern Korruptions-
prävention und Qualitätsmanage-
ment das 4-Augenprinzip, das 
heißt wo früher ein Amtstierarzt 
ausreichend war, sind heute zwei 
notwendig. Es darf auch nicht ver-
gessen werden, dass neues Perso-
nal erst eingearbeitet und ausge-
bildet werden muss. Dafür muss 
unter günstigen Voraussetzungen 
ein Zeitraum von zwei Jahren ein-
geplant werden. Die angekündig-
te moderate Personalmehrung al-
leine ist daher nicht das Allheil-
mittel für die aktuelle Situation, 
aber sie verschafft zumindest et-
was Entspannung und weckt die 
Hoffnung auf Linderung.� r.
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Die Energieversorgung von morgen wird dezentral. Dafür ist
das Bayernwerk gerüstet und entwickelt Lösungen für die
neue Energiewelt in  Bayern: von der Straßenbeleuchtung,
über den EnergieMonitor bis zur effizienten Anlage zur
 Energieerzeugung und -verteilung. Wir sind der fachkundige
Partner für Unternehmen, Privatpersonen oder Kommunen.
Sprechen Sie uns bitte an, wir beraten Sie gerne!

www.bayernwerk.de

Ihr Partner für 
die Energiezukunft.

Große Gesprächsrunde im Straubinger Landratsamt.	 Bild: Kerstin Leicht, Landratsamt Straubing

Gelebte Partnerschaft mit Tunesien
Studienreise tunesischer Kommunalvertreterinnen und -vertreter nach Bayern 

Wie sind Städte und Gemeinden in Deutschland organisiert? Wie 
funktioniert Gemeindeentwicklung in Bayern? Mit diesen Fra-
gen und ihren eigenen Erfahrungen aus der jungen Demokratie  
Tunesien im Gepäck reiste eine Delegation aus acht tunesischen 
Kommunen eine Woche lang durch Bayern. 

Im Fokus des Besuches stan-
den fachlicher Austausch und 
persönliches Kennenlernen. Ne-
ben den tunesischen Gästen, 
darunter Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister sowie Stadt-
rätinnen und Stadträte, waren 
vier bayerischen Städte und Ge-
meinden an der Studienreise be-
teiligt, die sich für die kommu-
nale Entwicklungszusammen- 
arbeit zwischen Bayern und Tu-
nesien interessieren: Ascha und 
Kollnburg in Niederbayern, die 
Stadt Ebern in Unterfranken 
und der Markt Weidenbach in 
Mittelfranken. 

Bei dem Projekt handelt es 
sich um ein Pilotvorhaben im 

Auftrag des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ), 
durchgeführt von Engagement 
Global mit der Servicestelle Kom-
munen in der Einen Welt (SKEW) 
und in Kooperation mit der Hanns- 
Seidel Stiftung. 

Eingerahmt wurde die Stu-
dienreise durch einen Auftakt-
workshop in Weidenbach und 
einen Abschlussworkshop in 
den Räumen der Hanns-Sei-
del-Stiftung in München. Zudem 
standen Besuche in Ascha, Kolln-
burg und Weidenbach, im Land-
ratsamt Straubing-Bogen so-
wie beim Zweckverband Abfall-
wirtschaft Straubing und beim 

Tourismusverband Viechtacher 
Land auf dem Programm. 

Während des Auftaktwork-
shops stellten die Gäste aus 
Nordafrika und ihre bayerischen 
Partner ihre jeweiligen Kommu-
nen vor. Gerade die Politik für 
den ländlichen Raum stieß auf 
großes Interesse. 

Interkommunale  
Zusammenarbeit

Inhaltlich wurden schnell Ge-
meinsamkeiten deutlich. Beim 
Besuch in Ascha war dies bei-
spielsweise das Thema Erneu-
erbare Energien, das auch in 
Tunesien von großer Relevanz 
ist. Der interkommunalen Zu-
sammenarbeit galt ein weite-
rer Programmpunkt. Kollnburg 
stellte hier seine gemeinsamen 
Aktivitäten mit der Kommune 

Viechtach im Tourismus-Bereich 
vor. Die Stadt Ebern erläuterte 
die Vorzüge einer Zusammenar-
beit mehrerer Kommunen, um 
die anstehenden Zukunftsaufga-
ben zu meistern und präsentier-
te die Baunach-Allianz – ein Zu-
sammenschluss von elf Städten 
und Gemeinden aus Unter- und 
Oberfranken, der gemeinde- 
übergreifend in den Handlungs-
feldern Wirtschaft, Verkehr, Na-
tur, Umwelt und Daseinsvorsor-
ge zusammenarbeitet. 

Viele Gemeinsamkeiten

In Frage- und Diskussionsrun-
den sowie den Exkursionen wur-
de das rege Interesse der tune-
sischen Kommunalakteure vor 
allem bei den Themen Abfall-
management, ländliche Ent-
wicklung, Wirtschaftsförderung, 
Bürgerbeteiligung und erneuer-
bare Energien deutlich. Schnell 
stellte sich heraus, dass die 
kommunalen Fragestellungen 
durchaus vergleichbar sind.

Kein Wunder, dass das Inter-
esse an einer künfigen Zusam-
menarbeit groß war. Die Grund-
lagen für eine gedeihliche Part-
nerschaftsarbeit waren gelegt. 

Unterstützung durch die  
Servicestelle Kommunen  
in der Einen Welt

Für das nächste Jahr ist der 
Gegenbesuch der Bayern in Tu-
nesien geplant. Diese Fachin-
formationsreise wird der Ver-
tiefung des fachlichen und des 
persönlichen Austauschs die-
nen. Die Tür für weitere baye-
rische Kommunen, die sich für 
das Projekt interessieren, steht 
weiterhin offen. 

Die Servicestelle Kommunen 
in der Einen Welt steht mit Rat 
und Tat zur Seite. � r

Austausch mit Israel:

Gegenseitig Kennenlernen 
und Vorurteile abbauen

Im Mittelpunkt stand das gegenseitige Kennenlernen – rund 20 
Jugendliche aus Israel wurden zusammen mit ihren deutschen 
Gastgebern sowie Schulleitern verschiedener bayerischer Schu-
len von der Stadt Würzburg empfangen. 

Stadtrat Alexander Kolbow, 
der die Gäste im Ratssaal be-
grüßte, unterstrich wie wichtig 
es sei, miteinander in Kontakt 
zu kommen und sich gegensei-
tig kennenzulernen. „Würzburg 
an sich ist dabei eine internati-
onale und offene Stadt“, stellte 
Kolbow die gastgebende Stadt 
mit ihren Schulen und Hoch-
schulen vor. Im Zweiten Welt-
krieg größtenteils zerstört, leben 
heute rund 130.000 Menschen 
in Würzburg, darunter knapp 
40.000 Studenten. Dabei beton-
te Kolbow, dass es in dieser of-
fenen und internationalen Stadt 
gelungen sei, das Rathaus von 
Rechtsextremisten freizuhalten. 
Dies sei auch Ziel für die anste-
hende Kommunalwahl für ein 
demokratisches Miteinander.

Auch wenn zwei Drittel der 
Deutschen gegen Antisemitis-
mus auf die Straße gehen wür-

den, so haben doch rund 20 
Prozent Ressentiments gegen-
über Juden, hob Dr. Josef Schus-
ter, Präsident des Zentralrates 
der Juden hervor. „Diese Zahl 
ist zwar nicht größer gewor-
den, aber man traut sich wie-
der etwas zu sagen“, stellte 
Schuster fest. Der rechtsextre-
me Tiefpunkt der jüngsten Zeit 
sei das Attentat von Halle gewe-
sen. „Aber ich glaube, man hat 
dieses Signal verstanden“, so 
Schuster, der den Jugendaus-
tausch mit Israel begrüßte: „Das 
beste Mittel gegen Antisemitis-
mus ist, sich gegenseitig ken-
nenzulernen“, so Schuster. Dies 
sei der beste Weg, um gegensei-
tig Vorurteile abzubauen.

Um dieses Kennenlernen zu 
unterstützen, lud Kolbow im Na-
men der Stadt im Anschluss zum 
Empfang und Austausch ein.

	 Bild: Christian Weiß

Deutscher Landkreistag:

Neue EU-Kommission sollte Kommunen 
besonders in den Blick nehmen

Am 1. Dezember trat die Präsidentin der Europäischen Kommissi-
on Ursula von der Leyen mit ihrem neu zusammengestellten Kol-
legium ihr Amt an. Die neue EU-Kommission steht vor zentralen 
Herausforderungen, die einer kraftvollen Lösung bedürfen. Der 
Deutsche Landkreistag hat dazu Forderungen aufgestellt mit dem 
Ziel, die europäischen Regelungen auf kommunaler Ebene prakti-
kabel zu gestalten und so die Akzeptanz der europäischen Politik 
bei Bürgerinnen und Bürgern zu erhöhen. 

Der Deutsche Landkreistag 
fordert die neue Kommission et-
wa auf, im Rahmen der angekün-
digten „Vision für die ländlichen 
Räume“ eine echte europäische 
Agenda zu schaffen. DLT-Prä-
sident Landrat Reinhard Sager 
mahnt: „Die Wettbewerbsfähig-
keit der ländlichen Räume muss 
durch finanzielle Unterstützung 
gestärkt und gleichwertige Le-
bensverhältnisse über Deutsch-
land hinaus auch auf europä-
ischer Ebene als Ziel veran-
kert werden. Ländliche Gebiete 
sind auch außerhalb der Land-
wirtschaft wesentlicher Wirt-
schafts- und Lebensraum.“ Hin-
sichtlich des von der Präsiden-
tin angekündigten Ziels eines 
für das digitale Zeitalter gerüs-
teten Europas hält Sager neben 
flächendeckender Mobilfunk-
versorgung mit 5G den gesicher-
ten und schnellen Breitbandaus-
bau auf dem Land für essenziell. 

Die Kommission müsse Markter-
kundungsverfahren für größere 
Planungssicherheit vor Ort drin-
gend verbindlich ausgestalten.

Neuanfang in der  
Migrationspolitik

Der kommunale Spitzenver-
band unterstützt zudem die Vor-
gabe von der Leyens für einen 
Neuanfang in der europäischen 
Migrationspolitik. DLT-Präsident 
Sager gibt dabei zu bedenken: 
„Dieser kann nur gelingen, wenn 
neben dem wirksamen Schutz 
der EU-Außengrenze die neue 
europaweite Lastenverteilung 
solidarisch erfolgt“. Ihr weiteres 
Ziel der Schaffung einer Wirt-
schaft, deren Rechnung für die 
Menschen aufgehe, werde im 
Bereich der europäischen Fi-
nanzpolitik außerdem nur er-
reicht, wenn die Besonderheiten 
der Sparkassen anerkannt wür-

den. „Eine europäische Einla-
gensicherung muss die Instituts-
sicherungssysteme der Sparkas-
sen und Genossenschaftsbanken 
ausreichend berücksichtigen. 
Außerdem dürfen kleinere ri-
sikoarme Finanzinstitute nicht 
den gleichen Vorgaben unterlie-
gen wie große, systemrelevante 
Banken“, ist Sager überzeugt.

Der von der Kommissionsprä-
sidentin anvisierte sog. Europäi-
sche „Green Deal“ dürfe im Hin-
blick auf das europäische Wett-
bewerbs- und Binnenmarktrecht 
zudem nicht mit überborden-
den neuen rechtlichen Verpflich-
tungen einhergehen. Sager da-
zu: „Vergabeverfahren dürfen 
nicht mit zahlreichen verbindli-
chen Politikzielen überfrachtet 
werden, die die Verfahren an-
greifbar machen. Vielmehr müs-
sen die Kommunen im Rahmen 
ihres Selbstverwaltungsrechts 
weiterhin da, wo sie es für sinn-
voll erachten, frei darüber ent-
scheiden können, ob sie Be-
schaffungen grün, sozial oder in-
novativ oder lediglich nach dem 
niedrigsten Preis durchführen.“ 
Auch das Beihilferecht dürfe 
nicht für neue Politikziele miss-
braucht werden, sondern müs-
se weiterhin seinem ursprüngli-
chen Zweck der Vermeidung von 
Wettbewerbsverzerrungen zwi-
schen den Mitgliedstaaten die-
nen. 

Sozialpolitische Prioritäten

Mit Blick auf die ebenfalls in 
Aussicht gestellten zahlreichen 
sozialpolitischen Prioritäten be-
tonte der DLT-Präsident zum 
Schluss, dass in erster Linie die 
Mitgliedstaaten für die Festle-
gung ihrer Beschäftigungs- und 
Sozialpolitik zuständig seien. Die 
konkrete Ausgestaltung der an-
gekündigten Instrumente eines 
europäischen Mindestlohns und 
einer europäischen „Arbeitslo-
senrückversicherung“ blieben 
daher abzuwarten. Eine Anpas-
sung der europäischen Rege-
lungen für das Kindergeld von 
EU-Bürgern, deren Kinder in an-
deren Mitgliedstaaten leben, an 
die dortigen Lebenshaltungskos-
ten hält er allerdings für unaus-
weichlich. � r

Bayerisches Afrikapaket knüpft 
langfristiges Netzwerk 

Nachhaltige Hilfe und wertvoller Beitrag  
zur Stabilisierung und Entwicklung in Afrika

Dr. Florian Herrmann, Leiter der Staatskanzlei und Staatsminis-
ter für Bundes- und Europaangelegenheiten und Medien, zog 
beim Afrikaforum im Prinz-Carl-Palais eine positive Zwischen-
bilanz der Bayerischen Afrikastrategie. 

Sie soll weiter ausgebaut werden. „Mit ihr knüpfen wir ein 
langfristiges Netzwerk, mit dem Bayern nachhaltige Hilfe auf 
Augenhöhe leistet. Wir wollen keinen Investitionskolonialismus, 
sondern machen uns stark für langfristige Partnerschaften als 
Basis für Stabilität und Entwicklung“, so Herrmann.

Schwerpunkte liegen auf den Staaten Äthiopien, Tunesien, Se-
negal und den südafrikanischen Regionen Westkap und Gau-
teng. Mit den bayerischen Kernkompetenzen: Schulische Bil-
dung und Wissenschaft, wirtschaftliche Entwicklung und be-
rufliche Bildung, Landwirtschaft und Umwelt sowie dem Auf-
bau einer leistungsstarken öffentlichen Verwaltung könne man 
wertvolle Hilfe anbieten. Das im April 2019 eröffnete Bayerische 
Afrikabüro in Addis Abeba ist zentraler Anlaufpunkt und Dreh-
scheibe für den Kontakt mit Äthiopien und ganz Afrika.

Eine Broschüre zum Bayerischen Afrikapaket stellt konkrete 
bayerische Projekte vor Ort vor.� r
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Bayerische Wassertage in Augsburg:

Schützenswerte Ressource
Aktuelle Entwicklungen im Wasserrecht, Trinkwassergewinnung 
und Trinkwasserversorgungsanlagen, Starkregen und urbane 
Sturzfluten sowie der verantwortliche Umgang mit Abwasser-
netzen bildeten u.a. den thematischen Mittelpunkt der 15. Bay-
erischen Wassertage in Augsburg. Veranstaltet wurde die Tagung 
vom Förderverein KUMAS in Zusammenarbeit mit den Partnern 
Grünbeck Wasseraufbereitung GmbH, HPC AG Harburg, MVV In-
dustriepark Gersthofen GmbH sowie dem Bayerischen Landes-
amt für Umwelt (LfU).

gen bzw. gar nicht mehr möglich. 
Deutschland werde sich ab dann 
also – wie auch andere EU-Mit-
gliedsstaaten – in einem dauer-
haften Vertragsverletzungsver-
fahren befinden. Um die Ziele bis 
2027 zu erreichen, werden enor-
me Anstrengungen aller beteilig-
ten Kreise notwendig sein, um 
drohende Klagen abzuwenden.

Sonderforschungsbereich  
Mikroplastik

Von den Arbeiten im „Sonder-
forschungsbereich Mikroplas- 
tik“ berichtete Dr. Martin Löder 
von der Universität Bayreuth. 
Dort werden neue, wissen-
schaftlich fundierte Grundlagen 
für die Bewertung der Umwelt-
risiken von Massenkunststof-
fen erarbeitet. Haupteintrags-
pfade von Plastik – egal ob Ma-
kro- oder Mikroplastik – sind 
Löder zufolge Flüsse, die als Zu-
bringer für Meere anzusehen 
sind. Auch in Binnengewässern 
kann aber inzwischen in nahezu 
jeder Probe Mikroplastik fest-
gestellt werden. Insbesonde-
re in den Sedimenten der Ufer-
bereiche werden hohe Konzen-
trationen registriert – teilweise 
bis zu 130.000 Partikel pro qm. 
Über die genauen Eintrags- und 
Wirkungsmechanismen liegen 
Stand heute allerdings noch viel 
zu wenige Daten vor, um kon-
krete Handlungsempfehlungen 
z. B. für den Gesetzgeber, auszu-
sprechen. 

Die bayerischen Städte und 
Gemeinden haben in den ver-
gangenen Jahrzehnten mit er-
heblichem Aufwand und hohen 
Investitionen ein umfassendes 

Beim Erreichen eines guten 
ökologischen und chemischen 
Zustandes seiner Gewässer 
hinkt Deutschland laut Catrin 
Schiffer vom Bundesverband 
der Deutschen Industrie noch 
weit hinter den Anforderun-
gen hinterher. Stand 2018 er-
reiche kein einziges Bundesland 
die nach der EU-Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL) gesteck-
ten Ziele. Auch zeichne sich ab, 
dass sich daran bis zum Ende 
des nächsten Bewirtschaftungs-
zyklus‘, also bis zum Jahre 2027, 

nichts ändere und die Ziele wei-
ter verfehlt werden. Auch im 
EU-Durchschnitt hätten lediglich 
38  % der Oberflächengewäs-
ser einen guten chemischen Zu-
stand und nur 40 % einen guten 
ökologischen Zustand bzw. gu-
tes ökologisches Potenzial. Der 
Grund sei u.a., dass eingeleitete 
Maßnahmen nur zeitverzögert 
Wirkung zeigten. 

Fristverlängerungen zur Errei-
chung der Ziele sind, so Schif-
fer, nach dem Jahr 2027 nur noch 
unter erschwerten Bedingun-

unterirdisches Leitungsnetz er-
richtet. Etwa 100.000 km an öf-
fentlichen Abwassersammelka-
nälen und rund 115.000 Kilome-
ter an öffentlichen Trinkwasser-
leitungen liegen im Untergrund 
Bayerns verborgen. Diese Länge 
entspricht etwa dem fünffachen 
Erdumfang. 

Die Instandhaltung der Trink-
wasserverteilnetze ist insbe- 
sondere für viele kleine bayeri-
sche Gemeinden, Zweckverbän-
de oder Wasserversorgungsun-
ternehmen eine große Heraus-
forderung, wie Gerd Haag vom 
Bayerischen Landesamt für Um-
welt in Hof darlegte. Bisher wer-
den Überprüfungen und Sanie-
rungen der Leitungsnetze häu-
fig nach der finanziellen Situa-
tion der Gemeinde bzw. einem 
festen Anteil des Gebühren-
aufkommens durchgeführt und 
nicht nach dem Zustand der Lei-
tungen und dem tatsächlichen 
Sanierungsbedarf. Dies kann 
negative Folgen für die Umwelt 
und für die Anschlussnehmer 
haben.

Abwasserkanäle  
und Trinkwasserleitungen

Etwa 10 bis 15 Prozent aller 
Abwasserkanäle und Trinkwas-
serleitungen in Bayern müssen 
in den kommenden Jahren sa-
niert oder erneuert werden. Da-
mit gehen hohe Kosten und ggf. 
Einschränkungen bei der Nut-
zung für die Kunden einher. Mit 
der Kampagne „Schau auf die 
Rohre“ wollen die Fachbehör-
den sowohl bei den Bürgerinnen 
und Bürgern als auch bei den 
kommunalen Entscheidungsträ-
gern mehr Bewusstsein für die 
Notwendigkeit der Instandhal-
tung der Netze schaffen. 

Bis dato wurde in jedem Re-
gierungsbezirk mindestens ein 
Aktionstag durchgeführt, infor-
mierte Haag. In der verbliebe-
nen Kampagnenlaufzeit (bis Mit-
te 2021) sind weitere Informati-
onsveranstaltungen im Rahmen 
von „Aktionstagen“ und Bürger-
veranstaltungen geplant. 

Wie es gelingt, Abwassernet-
ze verantwortlich zu betreiben, 
darüber informierte Dr. Herbert 
Rauscher, MVV Industriepark 

VBEW, Gemeindetag und Städtetag:

Musterkonzessionsvertrag 
Wasser vereinbart

Der Bayerische Gemeindetag, der Bayerische Städtetag und der 
Verband der Bayerischen Energie- und Wasserwirtschaft e.V.  
(VBEW) haben sich erstmals auf ein Muster für Konzessionsver-
träge zwischen Gemeinden und Wasserversorgungsunternehmen 
verständigt. Anlass der Gespräche waren Wünsche der Mitglieder 
nach einer entsprechenden Handreichung. 

Unten v. l.: Dr. Franz Dirnberger (Bay. Gemeindetag), Bernd Bucken-
hofer (Bay. Städtetag), Detlef Fischer (VBEW). Oben v.l.: Stefan Graf 
(Bay. Gemeindetag), Thomas Kostenbader (Bay. Städtetag), Florian 
Mattner (VBEW).� Bild: VBEW

Das Muster soll als unverbind-
liche, freiwillig anzuwendende 
Formulierungshilfe dienen, die 
die für Bayern typische Inter-
essenlage der Vertragspartner 
gleichermaßen sachgerecht und 
ausgewogen berücksichtigt. 

Inhalte der Vereinbarung

Begleitend zum Musterver-
trag haben die Verbände eine 
gemeinsame Vereinbarung un-
terzeichnet, die weitere Hinwei-
se zu seinen wesentlichen Inhal-
ten und den Anforderungen für 
seinen Abschluss enthält. Diese 
beziehen sich insbesondere auf 
die allgemeine Erforderlichkeit 
von Konzessionsverträgen in 
der Wasserversorgung, Anmel-
depflichten bei der bayerischen 

Landeskartellbehörde, wettbe-
werbsrechtliche Anforderungen 
bei Neuabschlüssen nach aktu-
eller Rechtsprechung sowie auf 
die Berücksichtigungsfähigkeit 
von Konzessionsabgaben und 
sonstigen Leistungen (z.B. Lösch 
wasser) bei den Wasserentgel-
ten. Die Verbände befanden 
sich dabei auch im direkten Aus-
tausch mit der Landeskartellbe-
hörde. 

Der Musterkonzessionsvertrag 
sowie die Hinweise in der Ein-
führungsvereinbarung tragen in 
den kartellrechtlich relevanten 
Punkten der Rechtsauffassung 
der Landeskartellbehörde Rech-
nung. Die kartellrechtliche Miss-
brauchsprüfung im Einzelfall  
behält sie sich allerdings weiter-
hin vor.� r

Gersthofen GmbH. Abwasser-
netze sind nach seinen Ausfüh-
rungen nicht statisch, sondern 
unterliegen einer kontinuierli-
chen Änderung. Da es sich um 
„verborgene“ Anlagen han-
delt, sei die Dokumentation ei-
ne wichtige Grundlage für al-
le Entscheidungen zum Betrieb 
und Erhalt der Anlage. Die spe-
ziellen Rahmenbedingungen im 
Umfeld der Anlage erschwer-
ten eine Vergleichbarkeit mit 
kommunalen Kanalsystemen. 
Für Wartungs- und Instandset-
zungsarbeiten sollten aufgrund 
des Umfeldes erprobte und be-
währte Dienstleister zum Ein-
satz kommen. 

Mehr Starkregenereignisse

Die Sommer der letzten Jahre 
brachten immer neue Tempera-
tur- und Hitzerekorde mit sich, 
gleichzeitig aber lokal immer 
häufigere Starkregenereignisse. 
Nach trockenen, heißen Tagen 
folgten extreme Regenfälle. Die-
se Beobachtung lässt sich auch 
statistisch nachvollziehen, wie 
Maria Foltyn vom Bayerischen 
Landesamt für Umwelt, Hof an-
hand der Ergebnisse verschiede-
ner Studien nachweisen konnte. 
Die wichtigste Erkenntnis dabei: 
Starkregen ist im Prinzip immer 
und überall möglich. Ein Zusam-
menhang mit dem Klimawandel 
ist gegeben, denn wärmere Luft 
kann auch mehr Wasser aufneh-
men, das sich dann bei ungüns-
tigen meteorologischen und 
kleinklimatischen Bedingungen 
schlagartig in heftigen Regen-
güssen niederschlägt.

Auch für Kommunen ist es 
aus Foltyns Sicht unerlässlich, 
sich vor den negativen Folgen zu 
wappnen. Digitale Modelle sei-
en in der Lage, künftig die Vor-
hersagen von Starkregenereig-
nissen zu verbessern und somit 

zur Schadensreduzierung beizu-
tragen. Aus Analysen zur Gefah-
renermittlung und Risikobeurtei-
lung könnten Maßnahmenpläne 
für eine wirksame, vorbeugende 
Planung entwickelt werden.

Absicherung gegen 
Naturgefahren 

Wie Dr. Miriam Dühnforth von 
der Versicherungskammer Bay-
ern beispielhaft belegen konnte, 
wurden zwischen 2002 und 2019 
von 26 der größten Elementar-
schadensereignisse 21 Ereignisse 
durch Starkregen verursacht. Die 
Prognosen zum fortschreitenden 
Klimawandel ließen erwarten, 
dass sowohl die Zahl der Ereig-
nisse als auch die Schadensum-
fänge im Laufe des 21. Jahrhun-
derts zunehmen werden. 

Während in Deutschland heu-
te 43 Prozent aller Gebäude mit 
einer Elementarschadenversi-
cherung gegen Naturgefahren 
versichert sind, haben in Bayern 
bislang nur 34 Prozent der Häu-
ser diesen elementaren Schutz, 
berichtete Dühnforth. Dabei 
könnten im Freistaat Bayern 
99,8 Prozent der Gebäude pro-
blemlos versichert werden. Für 
die verbleibenden 0,2 Prozent 
seien meist individuelle Lösun-
gen nach einer Besichtigung vor 
Ort möglich. 

Noch wichtiger ist die Absi-
cherung gegen Naturgefahren 
jetzt auch aufgrund eines Ka-
binettsbeschlusses der Bayeri-
schen Staatsregierung, so Dühn-
forth: Seit dem 1. Juli 2019 gibt 
es keine staatlichen Soforthil-
fen mehr, sofern die Immobilie 
gegen Elementarschäden versi-
cherbar gewesen wäre. Deshalb 
sei es wichtig, sich selbst gegen 
Elementarschäden bei Naturka-
tastrophen abzusichern. Nur ei-
ne Versicherung biete verlässli-
chen Schutz.� DK

Die ETBS-Führungsmannschaft – v.l.: Vertriebsleiter Robert Pietsch, 
Geschäftsführer Gerhard Etschel und Dipl.Ing. Maik Schmidt. 
� Bild: Etschel Brunnenservice

Vom Brunnenbau bis zur 
Ausrüstung von Kläranlagen

Familie Etschel feiert 100-jähriges Firmenjubiläum anlässlich des DVGW Wassertreffs in Hof

Die bewegte Geschichte der Hofer Unternehmerfamilie Etschel 
dreht sich seit hundert Jahren um die Wasserwirtschaft. Unter 
dem Motto „Familie Etschel – 100 Jahre im Dienst der Wasser-
wirtschaft“ beging die Familie mit hundert geladenen Gästen an-
lässlich des DVGW Wassertreffs in Hof ihr Jubiläum. Auch wenn 
sich das eine oder andere Geschäftsfeld gewandelt hat oder Fir-
menteile verkauft wurden, ist das Unternehmen mit Gerhard Et-
schel, dem Urgroßenkel des Firmengründers, und der Etschel 
Brunnenservice GmbH nach wie vor am Markt aktiv.

„Unsere Firmengeschichte war 
bewegt und geprägt von unter-
nehmerischen Entscheidungen“, 
sagte Etschel, anlässlich der Ju-
biläumsfeier zum 100. Jahres-
tag der Firmengründung der Et-
schel & Meyer Tiefbohrunter-
nehmung (E&M) in Hof. Ende des 
Jahres 1918 habe sein Urgroß-
vater Christian Etschel zusam-
men mit seinem damaligen Ge-
schäftspartner Karl Meyer in ei-
nem Wirtshaus die Idee gehabt, 
ein Brunnenbauunternehmen zu 
gründen, sagte Etschel. Im Jahr 
1919 wurde aus der Idee Rea-
lität. Neben dem eigentlichen 
Brunnenbau stellte man von An-
fang bis heute alle Anlagen und 
Geräte selber her.

1928 stieg Karl Meyer als Ge-
sellschafter wieder aus, blieb 
aber noch bis 1934 beschäftigt. 
Stück für Stück wuchs der Be-
trieb, bis am Ende des Zweiten 
Weltkrieges das Geschäft einen 
jähen Dämpfer erhielt. Die Fir-
ma wurde fast gänzlich enteig-
net, denn 85 von insgesamt 90 
Bohrgeräten, nämlich jene die im 
Ausland Brunnen bohrten, gin-
gen verloren. Wieder war unter-
nehmerische Risikobereitschaft 
gefordert, so der stellvertreten-
de Präsident des LFU Bayern, Dr. 
Richard Fackler in seiner Lauda-
tio zum Festabend.

Ein mehrjähriger Bohrauftrag 
zur Erkundung der Machbar-
keit des Dammbaus am Sylven-
steinstausee sicherte das Über-
leben. Mit der Währungsre-

form kam der Aufschwung. 1949  
folgte die Gründung der Et- 
schel&Meyer Unterwasserpum-
pen GmbH (EMU), die sich im 
Laufe der Jahrzehnte auf die Her-
stellung von Unterwasserpum-
pen, Abwasserpumpen, Kläran- 
lagenausrüstung und Anlagen-
bau spezialisierte. „Bei allem Pio-
niergeist hatte die Familie immer 
im Auge, was Kunden im Rahmen 
von Megatrends benötigen“, wie 
Gerhard Etschel sagte.

Historie

Im Zuge der Ölkrise in den 
1970er Jahren war E+M gezwun-
gen, Auslandsmärkte für den 
Brunnenbau in Afrika zu erschlie-
ßen. EMU meisterte die Krise  
ohne Probleme. In den 1990er 
Jahren folgte eine rasante Ex- 
pansion beider Firmen, bedingt 
durch die Grenzöffnung, aber 
auch durch den Ausbau des in-
ternationalen Geschäftes. „Zum 
75-jährigen Jubiläum im Jahr 
1994 zählte die Etschel-Gruppe 
rund 900 Mitarbeiter und avan-
cierte damit zum zweitgrößten 
Arbeitgeber der Stadt Hof“, so 
Oberbürgermeister Dr. Harald 
Fichtner anlässlich des 100-jähri-
gen Jubiläums.

Erst 2003 und 2007 warteten 
wieder größere Veränderungen 
und Herausforderungen auf das 
mittlerweile in dritter und vier-
ter Generation familiengeführte 
Management. Ende der 90er Jah-
re habe ein starker Wettbewerb 

um neue Märkte begonnen, er-
innert sich Etschel, der damals 
noch Geschäftsführer von EMU 
war. Mit Ländern wie Russland, 
Brasilien, China oder Vietnam, 
die immer stärker wuchsen.

Um dort den Marktausbau vo-
ranzutreiben, hätte es enormer 
Anstrengungen für das Unter-
nehmen bedurft, schildert Et-
schel. „Als schuldenfreier Fami-
lienbetrieb und bei der durch 
Basel 2 veränderten Banken-
landschaft überlegt man sich al-
le Optionen schon sehr genau“, 
erklärt er den folgenden Verkauf 
des Unternehmensteils an den 
Pumpenhersteller WILO – „auch 
ein deutscher Familienbetrieb 
mit langer Tradition“, so Etschel.

2007 gliederten Gerhard Et-
schel und sein mittlerweile ver- 
storbener Bruder Rainer die 
Dienstleistungen zur Brunnenin- 
standhaltung der E+M in die  
Etschel Brunnenservice GmbH  
(ETBS) aus. E+M, das von ihren 
Cousin Christian Etschel zusam-
men mit einem Fremdgesell-
schafter fortgeführt wurde, ging 
2013 insolvent. „Das Geschäft 
mit dem Brunnenbau war hart 
umkämpft und ist obendrein 
sehr riskant“, erklärt Gerhard Et-
schel. Seit der Gründung hatte 
E+M rund 25.000 Brunnen nie-
dergebracht. Deutschlandweit 
war man damit einer der Markt-
führer.

Seither konzentriert sich das 
mittlerweile in vierter und fünf-
ter Generation inhabergeführte 
Unternehmen auf die Untersu-
chung, Instandhaltung und Re-
generierung bestehender Brun-
nen bis zu einer Tiefe von 750 
Metern. Je nach geologischen 
Verhältnissen und der zugehö-
rigen Wasserqualität lagern sich 
u.a. Eisen, Mangan oder Kalk 
unterschiedlich schnell und un-
terschiedlich stark im Brunnen 

ab und führen somit zu einem 
schleichenden Leistungsabfall.

Bereits Anfang der 1990er  
Jahre entwickelten die Hofer 
ein rein mechanisches Verfah-
ren zur Brunnenregenerierung 
(JET Master®) weiter, das mithil-
fe von Druckwellenimpulsen mit 
Wasserhochdruck die Ablage-
rungen im Brunnen tiefenwirk-
sam und damit sehr nachhaltig 
löst. Und das ohne den Einsatz 
von Chemie. 

Das zugehörige Düsenrotati-
onsaggregat haben die Brüder 
Etschel in den vergangenen Jah-
ren weiterentwickelt und in vie-
len Ländern patentieren lassen. 
Unter dem Namen MAXINOZ® 
wurde es jahrelang erprobt 
und seit Patenterteilung in den 
Markt eingeführt. Damit plant 
die Familie mittelfristig eine wei-
tere Expansion, wobei man nach 
Unternehmensangaben mit 
rund 11.000 regenerierten Brun-
nen heute schon deutschland-
weit zu den Marktführern zählt 
und in einigen Exportmärkten 
tätig ist. In Großbritannien hat 
das Unternehmen bereits einen 
Lizenznehmer für seine Technik, 
in Skandinavien arbeitet man 
mit einem Partner exklusiv zu-
sammen, aber auch in den asia-
tischen Raum hat man schon An-
lagen geliefert.

In Deutschland sind die Re-
gelwerke (DVGW) weltweit auf 
höchstem Niveau. „Dieser Made  
in Germany-Vorteil hilft uns 
sehr“, führt Etschel weiter aus 
und betont, „auch der Nordame-
rikanische Markt ist interessant“. 
Dorthin könnte die nächste Rei-
se für das mittlerweile in Planegg 
bei München ansässige Unter-
nehmen gehen.� r
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VBS-Jahrestagung 2019 in Nürnberg:

Knappe Verbrennungskapazitäten 
im Fokus

Im Vorlauf der bayerischen Kommunalwahl diskutierten Experten 
aus Politik und Fachbranche bei der traditionellen Jahrestagung 
des Verbandes der Bayerischen Entsorgungsunternehmen (VBS) 
in Nürnberg über zentrale Forderungen zum Ausbau der Kreis-
laufwirtschaft. Mit über 370 Gästen wurde ein Teilnehmerrekord 
verzeichnet, was die Bedeutung der Veranstaltung unterstreicht. 

Mit im Zentrum stand die aktu-
ell herausfordernde Lage bei der 
energetischen Verwertung von 
Gewerbeabfällen. Ursächlich 
hierfür sind stetig anwachsen-
de Mengen: Wie VBS-Präsident 
Otto Heinz erläuterte, führt das 
anhaltende Wirtschaftswachs-
tum zu jährlichen Steigerungs-
raten beim Gewerbe- und Haus-
müll von zwei bis drei Prozent. 
72 Prozent der gesamten Kapa-
zitäten bayerischer Müllverbren-
nungsanlagen (MVA) sind durch 
die thermische Behandlung von 
Restmüll gebunden, da dieser  

zu 98 Prozent verbrannt wird. 

Trend zu Einwegprodukten

Der auf langfristigen Verträ-
gen basierende Import von jähr-
lich über eine Million Tonnen Ab-
fällen aus dem EU-Ausland be-
wirkt eine zusätzliche Belastung 
für die MVA. Verschärfend wirkt 
die neue Düngeverordnung: Zwei 
Drittel der landwirtschaftlichen 
Verwertungsflächen stehen hier-
durch der Klärschlammverwer-
tung nicht mehr zur Verfügung, 
was zusätzliche Mengen für die 

MVA bedeutet. Der anhaltende 
Trend zu Einwegprodukten und 
schlecht recycelbaren Konsumar-
tikeln führt zu höheren Restmen-
gen aus der Sortierung. 

Für flächendeckende 
Einführung der Biotonne

Heinz forderte, die Bioton-
ne flächendeckend in ganz Bay-
ern einzuführen, wie es das Kreis-
laufwirtschaftsgesetz seit 2015 
verpflichtend vorschreibe. Doch 
noch immer weigerten sich eini-
ge Landkreise und Kommunen, 
die getrennten Behälter für Kü-
chen- und Gartenabfälle einzu-
führen. Außerdem sollten Ein-
weg-Becher und Kunststoffde-
ckel verteuert oder ganz verbo-
ten werden. Der Präsident sprach 
sich für eine umfassende Strate-

gie aus: „Unser Verband hatte 
bereits im Juni konkrete Lösungs-
vorschläge zur Entspannung der 
Engpasslage veröffentlicht. Nun 
gilt es, diese Maßnahmen mög-
lichst rasch umzusetzen.“

„Wenn es gelingen würde, den 
derzeitigen Rezyklateinsatz von 
durchschnittlich 15 Prozent aller 
verwendeten Rohstoffe auf 30 
Prozent zu verdoppeln, so würde 
das eine zusätzliche Einsparung 
von 60 Mio. Tonnen CO2 ermög-
lichen“, machte der Präsident 
des Bundesverbands der Deut-
schen Entsorgungs-, Wasser- und 
Rohstoffwirtschaft, Peter Kurth, 
deutlich. Aus seiner Sicht bietet 
gerade die Kreislaufwirtschaft 
ein immenses CO2-Einsparpoten-
zial. Jedoch würden im Klimapa-
ket der Bundesregierung die The-
men Recycling und Kreislaufwirt-
schaft nicht einmal erwähnt.

Entsorgungswirtschaft  
als zuverlässiger Partner

Wie der Staatssekretär im 
Bayerischen Staatsministerium 
für Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie, Roland Wei-
gert, verdeutlichte, „leisten die 
mittelständischen Entsorgungs-
unternehmen in Bayern einen 
unverzichtbaren Beitrag für bür-
gernahe Entsorgungsleistungen, 
Innovationen und marktgerech-
te Preise, von denen letztlich al-
le Bürger und Unternehmen im 
Freistaat profitieren“. In den 
vergangenen Jahrzehnten hat 
sich Weigert zufolge ein großer 
Wandel der Branche vollzogen 
– von der klassischen Entsor-
gungswirtschaft hin zu einer res-
sourcenschonenden Kreislauf-
wirtschaft und innovativen Um-
welttechnikbranche. Die bayeri-
sche Entsorgungswirtschaft sei 
ein „zuverlässiger Partner für 
Kommunen und Gewerbe“.� DK

Landkreis Starnberg:

Private Entsorger 
kritisieren Entscheidung 
für neue Umladestation 

Mit Unverständnis reagiert der Verband der Bayerischen Entsor-
gungsunternehmen e.V. (VBS) auf die jüngste Entscheidung des 
kommunalen Abfallunternehmens AWISTA, eine neue Umladesta-
tion in Mischenried zu errichten. Der VBS sieht hierin einen mögli-
chen ersten Schritt hin zur Rekommunalisierung, was einen fairen 
Wettbewerb in der Entsorgungsbranche verhindern würde. 

Kritisch betrachtet der VBS die 
geplante Errichtung einer kommu-
nalen Umladestation am Standort 
Mischenried. Da an diesem Stand-
ort bereits seit vielen Jahren eine 
Umladestation der Firma REMON-
DIS besteht, auf der die kommu-
nalen Abfälle umgeschlagen wer-
den, besteht keine Notwendig-
keit für eine zweite Anlage mit der 
gleichen Aufgabenstellung, zumal 
diese Umladestation auch ande-
ren Wettbewerbern von REMON-
DIS zur Nutzung zur Verfügung ge-
stellt wurde.

Unzeitgemäße Maßnahme

Laut VBS-Geschäftsführer Rü- 
diger Weiß „sind die Themen Flä-
chenversiegelung und Verkehr  
seit Jahren Topthemen in der 
Landespolitik. Diese Maßnahme 
passt aus ökologischer Sicht nicht 
in die heutige Zeit, und ob die-
se Umladestation wirtschaftlich 
Sinn macht, erscheint mehr als 
zweifelhaft.“

Möglicherweise ist diese Teil-
rekommunalisierung mit der ge-
planten Umladestation lediglich  
ein Vorbote für eine geplan-
te Rekommunalisierung der ge- 
samten Hausmüllabfuhr. Ein sol-
cher Rückschritt hin zu mehr 
Staatswirtschaft ist aus Sicht des 

VBS nicht zielführend. Vielmehr 
hat der Bürger Anspruch darauf, 
dass ihm für die von ihm gezahlten 
Gebühren ein optimales Preis-Leis-
tungsverhältnis geboten wird.

Warnung vor  
ausufernder kommunaler 
Wirtschaftstätigkeit

Wie Rüdiger Weiß betonte, 
„gibt es keinen sachlichen Grund 
dafür, wieso die Öffentliche Hand 
die Leerung der Mülltonnen selbst 
übernimmt. Private Entsorgungs-
unternehmen beweisen seit Jah-
ren, dass sie das besser, effektiver 
und kosteneffizienter können.“ 

Ein Beleg hierfür ist eine Stu-
die von IW Consult aus dem Jahr 
2015, die u.a. die Abfallgebühren 
in Bayern verglichen hatte und da-
bei feststellte: Haushalte in von 
Kommunalunternehmen entsorg-
ten Landkreisen zahlen in Bayern 
rund 14 Prozent mehr als privat 
entsorgte Landkreise. Die durch-
schnittlichen Gebühren betragen 
etwa 40 Euro mehr im Jahr (280 
Euro vs. 320 Euro). Auch die Mo-
nopolkommission, das Bundeskar-
tellamt und der Bund der Steuer-
zahler warnen regelmäßig vor den 
negativen Auswirkungen ausu-
fernder kommunaler Wirtschafts- 
tätigkeit.� r

Die Geehrten der diesjährigen Umweltehrung mit Landrat Christoph Göbel (2.v.r.).� Bild: LRA München

Beitrag zum  
globalen Klimaschutz 

Bei der Umweltehrung des Landkreises München  
zeichnet Landrat Christoph Göbel engagierte Privatpersonen und Unternehmen aus

„Ziehen wir einen Vergleich mit anderen Teilen der Erde, selbst mit 
anderen Teilen Europas oder Deutschlands, dann kann man nur 
feststellen, dass es uns im Landkreis München sehr gut geht“, mit 
diesen Worten leitete Landrat Christoph Göbel die Umweltehrung 
des Landkreises ein. „Wir haben einen hohen Lebensstandard, es 
fehlt uns eigentlich an nichts“, so Göbel weiter. „Gerade vor die-
sem Hintergrund ist es nicht selbstverständlich, dass sich Bürge-
rinnen und Bürger oder ganze Unternehmen für den Umwelt- und 
Klimaschutz einsetzen. Doch gerade wir stehen in der Pflicht, die-
se Verantwortung wahrzunehmen und unseren Beitrag für den 
globalen Klimaschutz zu leisten. Die heute zu Ehrenden gehen mit 
gutem Beispiel voran und zeigen, was der Einzelne tun kann, um 
unsere Lebensgrundlage auch für die Zukunft zu sichern.“ 

Unternehmen kommt dabei 
eine besondere Bedeutung zu. 
Sie können durch umweltscho-
nende Produktionsmethoden, 
maßvollen Einsatz von Ressour-
cen und öffentliches Wirken ei-
ne wichtige Rolle übernehmen. 
Schon vor beinahe einem Vier-
teljahrhundert haben die Baye-
rische Staatsregierung und die 
Bayerische Wirtschaft den Um-
weltpakt Bayern ins Leben ge-
rufen und gezeigt, dass Ökono-
mie und Ökologie nicht im Ge-
gensatz zueinander stehen. 

Umweltpakt-Siegel

Mehr als 2.600 Betriebe ha-
ben von der Bayrischen Staats-
regierung bislang das Umwelt-
pakt-Siegel verliehen bekom-
men, 82 davon im Landkreis 
München. Es sind weitere sechs 
hinzugekommen: der Hydraulik- 
hersteller Hawe Hydraulik SE 
aus Aschheim, das Garchin-
ger Unternehmen ENIB Ener-
gienutzung in Bayern GmbH, 
Sky Deutschland GmbH mit sei- 
nem Hauptsitz in Unterföhring, 
die Unternehmen Munich Ser-
vice Clean aus Aschheim und 
Ajeti Gebäudeservice aus Neu-
biberg – beide aus der Gebäude-
reinigungsbranche – sowie das  

Gründerzentrum Unternehmer 
TUM GmbH aus Garching. 

Schutz der Artenvielfalt

Mit seiner Umweltehrung  
würdigt der Landkreis München 
das große Engagement und 
den vielfältigen Einsatz von eh-
renamtlich tätigen Privatperso- 
nen, die sich für den Schutz der 
Umwelt und des Klimas einset-
zen. In einer dicht besiedelten 
und prosperierenden Region 
wie dem Landkreis München, 
ist es besonders wichtig, Ideen 
zu entwickeln, um Artenvielfalt 
und Umwelt zu schützen. Die 
Möglichkeiten sind dabei man-
nigfaltig, das beweisen Jahr für 
Jahr die ausgezeichneten Pro-
jekte.

Vielfältiges Engagement

In diesem Jahr gingen die Eh-
renzeichen und Urkunden an 
zwölf Personen, die sich mit ins-
gesamt acht herausragenden 
Projekten ganz besonders um 
die Belange des Umweltschut-
zes verdient gemacht haben. 
Das Engagement reicht dabei 
vom Einsatz für den Ausbau des 
öffentlichen Personennahver-
kehrs über Tierschutzprojek-

te bis hin zum Kampf gegen die 
Wegwerfkultur und das illegale 
Ablagern von Müll.  

Bereits zum sechsten Mal in 
Folge wurde die Gemeinde Pla-
negg zur radlaktivsten Kommu-
ne im Landkreis München bei 
der bundesweiten Aktion Stadt-
radeln ausgezeichnet. Sensatio-
nelle 13,3 Kilometer pro Einwoh-
ner legten die 929 Teilnehmer 
im Wertungszeitraum zurück. 
Damit liegt Planegg im Landkreis 
an Nummer eins, bayernweit auf 
Platz sieben und bundesweit auf 
dem 13. Platz. Einen Scheck über 
5.000 Euro konnte die Gemeinde 
als Anerkennung mit nach Hause 
nehmen. Das Preisgeld des letz-
ten Jahres wurde in die Anschaf-
fung eines modernen E-Lasten-
rads investiert.  

Hohe CO2-Vermeidung

Insgesamt 28 Kommunen ha-
ben in diesem Jahr an der Ak-
tion Stadtradeln teilgenommen. 
384 aktive Teams mit insgesamt 
5.576 Radlerinnen und Radlern 
sind an den Start gegangen. Zu-
sammen haben sie 1.190.479 Ki-
lometer mit dem Rad zurück-
gelegt und dadurch – im Ver-
gleich zur Fahrt mit dem Auto – 
166 Tonnen CO2 vermieden. Das 
Vorjahresergebnis konnte somit 
noch etwas übertroffen werden. 

Im bundesweiten Vergleich 
liegt der Landkreis München da-
mit auf Platz acht, bayernweit 
erneut auf Platz eins. Für dieses 
tolle Ergebnis wurde der Land-
kreis München unlängst für den 
zweiten Platz unter den Kommu-
nen mit 100.000 bis 499.999 Ein-
wohnern in der Kategorie „Fahr-
radaktivste Kommune mit den 
meisten Radkilometern“ ausge-
zeichnet.� r
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Neues Forschungsprojekt von Fraunhofer IWKS und envitec-k:

Klassifizierung von Hausmüll 
direkt beim Verbraucher

Haushalts- bzw. Siedlungsabfälle stellen für das Recycling eine be-
sondere Herausforderung dar, da sie einen stark variierenden Ma-
terialmix enthalten. Dies reicht von Küchenabfällen, über Kunst-
stoffverpackungen und Papier bis hin zu Glas oder Textilien. Um die 
Vorsortierung zu erleichtern, setzen viele Länder daher auf selekti-
ve Sammelsysteme. Dieser Ansatz birgt jedoch auch Nachteile: So ist 
für den Verbraucher nicht immer ersichtlich, welcher Abfallstoff in 
welchen Sammelbehälter gehört und daraus resultierende Fehlwür-
fe erschweren eine anschließende automatisierte Sortierung und 
letztlich ein hochwertiges Recycling der enthaltenen Materialien.

Gemeinsam mit dem Umwelt-
beratungsunternehmen envitec-k 
startet die Fraunhofer-Einrich-
tung für Wertstoffkreisläufe und 
Ressourcenstrategie IWKS daher 
ein Projekt, um ein neuartiges 
Sammelsystem zu entwickeln. Das 
Automatische Hausabfall-Sam-
mel- und Vorsortier-System (Au-
tomatic Waste Collecting & Pre- 
Sorting System, AWCPSS) zielt auf 
eine Klassifizierung und Sortie-
rung von Abfällen direkt in den 
Wohngebieten ab. 

Das System analysiert den In-
halt eines eingeworfenen Abfall-
beutels und meldet das Ergebnis 
direkt an den Benutzer. So kön-
nen Fehlwürfe oder eine zu ho-
he Kontamination mit anderen 
Abfallgruppen oder Störstoffen 
effizient direkt vor Ort korrigiert 
werden. Das System kommuni-
ziert per App mit dem Verbrau-

cher, was eine intuitive und be-
queme Nutzung ermöglicht. Auch 
eine nachgeschaltete Vorsortie-
rung in verschiedenen Fraktionen 
ist mit dem System möglich.

Diverse Abfallgruppen

Innerhalb des Projekts wird ein 
erster Prototyp des AWCPSS ent-
wickelt. Dazu untersuchen die 
Forscher des Fraunhofer IWKS 
verschiedene Möglichkeiten der 
Schnellcharakterisierung von vier 
verschiedenen Haushaltsabfall-
gruppen. Insbesondere werden 
dabei im ersten Schritt Wet Waste 
(Küchenabfälle) und Dry Waste  
(recyclingfähige Abfallstoffe) un-
tersucht. Später sollen die wei-
teren Abfallgruppen analysiert 
werden.

„Ein solch umfassendes Vor 
sortierungssysem direkt nach  

Abfalleinwurf gibt es bisher  
noch nicht. Zur Erstellung ei-
nes Demonstrators definieren 
wir zunächst verschiedene An-
forderungen wie mögliche Zu-
sammensetzung des Abfalls, Ge-
stalt des Abfallbeutels sowie De-
finition von Toleranzgrenzen und 
Störstoffen“, erläutert Dr. Sven 
Grieger, Projektleiter am Fraun-
hofer IWKS. Dazu entwickeln die 
Wissenschaftler geeignete sen-
sorbasierte Methoden zur De-
tektion. Die Ergebnisse werden 
dann geeignet kombiniert und 
zur Entwicklung des Demonstra-
tors genutzt.

Erhebliche Kostenersparnis

Der Bedarf für intelligente 
Sammel- und Sortiersysteme ist 
groß. „Besonders aufstrebende 
Industrienationen wie China sind 
bestrebt, ihre Müllverwertung 
und Recyclingquoten zu verbes-
sern. Haushaltsabfälle zu sortie-
ren ist sehr kostenintensiv. Der 
Vorteil des AWCPSS ist, dass di-
rekt am Beginn der Prozesskette 
angesetzt wird. Dies erzeugt eine 
höhere Qualität der Fraktionen, 
was wiederum für eine bessere 
Sortierung sorgt und so langfris-
tig zu einer erheblichen Kostener-
sparnis führt“, ergänzt Tamim Ka-
zem, Managing Director der envi-
tec-k UG.

Für Verbraucher wie auch Ent-
sorgungsunternehmen entsteht 
durch das System eine klassische 
Win-Win-Situation: Die Sortie-
rung und Sammlung wird kom-
fortabler und die derzeit erfor-
derliche, aufwendige manuelle 
Nachsortierung entfällt, wodurch 

die Kosten für die Entsorgung von 
Haushaltabfällen sinken. Nicht zu-
letzt trägt dies dazu bei, die Um-
weltbelastungen durch Haus-
haltsmüll weiter zu reduzieren, 
indem der Anteil für eine stoff-
liche Verwertung einschließlich 
der Behandlung von Bioabfällen 
gesteigert wird.

Anreize für den Verbraucher

„Es gibt noch sehr viele Mög-
lichkeiten, das System zu erwei-
tern. In Zukunft könnten bei-
spielsweise über ein Bonuspro-
gramm oder direkte Kostener-
stattung so auch Anreize für die 
Verbraucher geschaffen werden, 
weniger Müll zu produzieren und 
diesen in reineren Fraktionen zu 
entsorgen“, so Tamim Kazem.

Die erste Phase des Projekts 
soll nach vier Monaten abge-
schlossen sein, weitere sind be-
reits in Planung. So werden an-
schließend Untersuchungen zur 
Charakterisierung der übrigen 
Haushaltsabfallgruppen erfolgen,  
wobei auch spezifische Stör- und 
Gefahrstoffe (z.B. Altmedikamen-
te, Batterien) zu identifizieren 
sind.

Weiterer Forschungsbedarf 
liegt hier insbesondere im Be-
reich der Entwicklung adaptierter 
Analytik mit hoher Erfassungs- 
Zuverlässigkeit sowie deren Kom-
bination zu kosteneffizienten Sor-
tiersystemen für dieses Anwen-
dungsfeld.

Es wird erwartet, dass die 
Einführung des Automatischen  
Hausabfall-Sammel- und Vorsor- 
tierSystems (Automatic Waste 
Collecting & Pre-Sorting System, 
AWCPSS) in ersten Wohneinhei-
ten in Shanghai einen „Showca-
se“ für die Verbreitung in der 
Region darstellt und eine positi-
ve Auswirkung in Bezug auf wei-
tere Märkte und Regionen er-
zielt.� r

Bundeskabinett beschließt  
Plastiktüten-Verbot

Stellungnahmen von bvse und Bayerns Umweltminister Glauber
Das Bundeskabinett hat ein Verbot von Plastiktüten auf den Weg 
gebracht. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass Plastiktüten mit einer 
Wandstärke unter 50 Mikrometer künftig verboten werden. Ausnah-
men gibt es für sogenannte Hemdchenbeutel, da deren Verbot der-
zeit eher zu mehr als zu weniger Verpackungsabfällen führen würde. 

Das gesetzliche Verbot soll den 
positiven Trend beim Verbrauch 
von leichten Kunststofftrageta-
schen in Deutschland und damit 
den Erfolg der im Jahr 2016 ge-
schlossenen Vereinbarung zwi-
schen dem Bundesumweltminis-
terium und dem Handel konse-
quent fortsetzen. Derzeit werden 
in Deutschland jährlich pro Kopf 
immer noch ca. 20 Kunststofftra-
getaschen mit einer Wandstär-
ke zwischen 15 und 50 Mikrome-
tern verbraucht. 

Die gesetzliche Regelung soll 
insbesondere auch diejenigen 
Letztvertreiber erreichen, die  
sich bisher nicht an der freiwilli-
gen Vereinbarung beteiligt ha-
ben. Ein Verstoß gegen das Ver-
bot kann nach dem Entwurf als 
Ordnungswidrigkeit mit einem 
Bußgeld von bis zu 100.000 Euro 
geahndet werden. 

Stillstand auf halber Strecke

Der bayerische Umweltminis- 
ter Thorsten Glauber begrüßt 
grundsätzlich diesen Beschluss 
des Bundeskabinetts, fordert je-
doch ein Verbot ohne weite-
re Ausnahmen. Wie Glauber be-
tonte, „bleibt der Bund leider auf 
halber Strecke stehen. Wir brau-
chen keine halbherzige Lösung, 
sondern ein umfassendes Verbot 
von Plastiktüten. Pauschale Aus-
nahmen davon soll es nicht ge-
ben. Wir halten deshalb an un-
serer bayerischen Bundesratsi-
nitiative zum Verbot von Plas-
tiktüten fest. Wir werden dann 
sehen, wie die anderen Länder 
sich dazu stellen.“

„Plastik bleibt Plastik, egal 
ob die Tüte groß oder klein ist“, 
fuhr der Minister fort. Gerade 
auch die Hemdchenbeutel an 
der Obsttheke müssten von dem 
Verbot umfasst sein. 

„Im Jahr 2018 wurden noch 
2 Milliarden Plastiktüten in 
Deutschland verbraucht. Das ist 
deutlich zu viel. Es gibt bessere 
Alternativen. Unser Ziel ist klar: 
Wir wollen die Berge von Kon-
summüll in unseren Städten ab-
bauen. Plastikmüll soll deutlich 
reduziert werden. Jedes Plas-

tikteil, das wir einsparen, kann 
nicht als Mikroplastik in der Na-
tur landen.“

Mit der Bundesratsinitiative 
Bayerns wird die Bundesregie-
rung aufgefordert, ein Verbot 
für das Inverkehrbringen von 
Einwegplastiktüten vorzusehen.  
Daneben soll die Bundesregie-
rung prüfen, ob auch weitere 
von der neuen EU-Einwegplas-
tik-Richtlinie zur Vermeidung 
von Kunststoffabfall bisher nicht 
erfasste Einwegerzeugnisse aus 
Kunststoff zukünftig nicht mehr 
in den Verkehr gebracht werden 
dürfen. Bislang sind auf der Lis-
te dieser EU-Richtlinie beispiels-
weise Wattestäbchen, Besteck, 
Teller oder Trinkhalme geführt. 
Einschränkungen für die Nutzung 
bereits vorhandener Plastiktüten 
sind nicht vorgesehen.

„Bloße Symbolpolitik“

Auf großen Widerspruch stößt 
das Plastiktütenverbot hingegen 
beim bvse-Bundesverband Se-
kundärrohstoffe und Entsorgung. 
„Wir vermuten hinter dieser Ent-
scheidung bloße Symbolpolitik“, 
stellte bvse-Hauptgeschäftsfüh-
rer Eric Rehbock fest.

Kunststofftragetaschen seien 
optimiert hinsichtlich Material-
aufwand und Tragefähigkeit und 
damit würde schon jetzt das Ver-
meidungsprinzip des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes konsequent 
umgesetzt, führte der bvse in sei-
ner Stellungnahme zum Gesetz-
entwurf aus.

Die allgemeine Lebenserfah-
rung zeige zudem, dass Kunst-
stofftragetaschen für das Ein-
kaufen häufig mehrfach benutzt 
werden, also eine umfangreiche 
Zweit- und Mehrfachnutzung er-
fahren. Und dies schließe auch ei-
ne Letztnutzung, nämlich die Ver-
wendung von Kunststofftrageta-
schen als Mülltüten, mit ein. In 
Deutschland könne außerdem 
kaum ein Littering von Kunststoff-
tragetaschen festgestellt werden. 
Umfangreiche Sammelsysteme 
für Leichtverpackungen und Rest-
müll verhinderten effektiv deren 
Eintrag in die Umwelt.� DK

Ein starkes Zeichen für den Stahlstandort Meitingen: LSW- 
Geschäftsführer Simon Zeilberger (links) übergibt mit rund 60 Ver-
tretern der Max Aicher Gruppe die von 1.400 Personen unterstützte  
Petition zur Erhaltung des Stahlstandorts Meitingen an Bürger-
meister Dr. Michael Higl.� r

„Fridays for Meitingen“:

Petitionsübergabe 
als finale Aktion

Im November fand die vorerst finale Aktion von „Fridays for Mei-
tingen“ statt. Dabei wurde an drei Freitagen von rund 60 Auszu-
bildenden rund 1.000 Kilogramm Müll im Bereich des Lohwalds, 
der Lechauen und des Meitinger Gemeindegebiets gesammelt 
und einer fachgerechten Entsorgung zugeführt. Fundstücke wa-
ren dabei von Flaschen, Dosen und ölverschmierten Filtern über 
Autoreifen bis zu am Wegesrand oder Wald liegenden Fahrzeug-
teilen. Am finalen Freitag wurde im Umland und Meitingen ge-
sammelt und die Ladefläche eines kleinen LKWs mit vollen Müll-
säcken gefüllt. 

Zum Abschluss der Aktion 
empfing Bürgermeister Dr. Mi-
chael Higl die Beteiligten am 
Meitinger Rathaus. „Es ist be-
achtlich, dass sich die Auszubil-
denden der Lech-Stahlwerke so 
für die Umwelt, eine lebenswer-
te Region und den Erhalt des 
Stahlstandortes Meitingen ein-
setzen. Sie sind ebenso wie der 
Markt Meitingen an einer lang-
fristigen Zukunft des Standorts 
interessiert und ich bin zuver-
sichtlich, dass wir Ökonomie 
und Ökologie unter einen Hut 
bringen, um eine gute Zukunft 
für unsere Heimat und das Werk 
mit seinen Arbeitsplätzen fin-
den“, so Higl.

Großes Umweltbewusstsein

Auch Simon Zeilberger, Ge-
schäftsführer der Lech-Stahl-
werke GmbH, bedankte sich 
bei den Auszubildenden: „Ihr 
Engagement verdeutlicht das 
Pflicht- und Umweltbewusst-
sein der jungen Generation. Ich 

freue mich ganz besonders, dass 
auch Sie sich für den Erhalt des 
Standortes und die Perspekti-
ven zukünftiger Generationen 
einsetzen und gleichzeitig aktiv 
an der Erhaltung einer saube-
ren und lebenswerten Umwelt 
im Raum Meitingen mitwirken, 
statt nur mit Plakaten auf die 
Straße zu gehen.“

Standort erhalten

Die Gelegenheit nutzte der 
Geschäftsführer der Lech-Stahl-
werke GmbH und überreich-
te dem Meitinger Bürgermeis-
ter eine Petition zum Erhalt des 
Stahlstandorts Meitingen mit 
rund 1.400 Unterschriften, die 
einen Tag zuvor im Bayerischen 
Landtag an den Vizepräsidenten 
Alexander Hold übergeben wur-
de. Hierbei geht es im Wesentli-
chen um die Unterstützung der 
Planung zum Bauleitplanverfah-
ren „Sondergebiet am nördli-
chen Lohwald“ der Max Aicher 
Unternehmensgruppe.� r

Der Bereichsgeschäftsführer der Müller-BBM GmbH, Joachim  
Bittner (l.) und Walter Grotz führen durch das Programm und freu-
en sich auf einen regen Erfahrungsaustausch.� r

Müller-BBM Fachgespräche am 18./19. März 2020 in München:

Immissionsschutz  
in der Planungs- und 
Genehmigungspraxis

Die Anforderungen der TA Luft und auch die der TA Lärm und de-
ren Auslegung führen immer wieder zu komplexen und heraus-
fordernden Fragestellungen bei der Zulassung von Vorhaben oder 
der Sanierung von Bestandsanlagen. Betreiber und verantwortli-
che Planer wollen wissen, worauf bei laufenden und zukünftigen 
Genehmigungsverfahren zu achten ist.

Hochkarätige Referenten aus 
Verwaltung, Industrie und Bera-
tung berichten bei den 12. Mül-
ler-BBM Fachgesprächen am 
18. und 19. März 2020 in Mün-
chen über aktuelle Praxisbei-
spiele aus den Themenfeldern 
Stadtplanung, Luftreinhaltepla-
nung sowie Störfall- und UVP-
Recht und geben Antworten auf 
zahlreiche Fragen.

Programmpunkte

Die Tagung beginnt mit den 
Grußworten von MDgtin Dr. 
Monika Kratzer, Abteilungslei-
terin für Klimaschutz, techni-
scher Umweltschutz und Kreis-
laufwirtschaft im Bayerischen 
Staatsministerium für Umwelt  
und Verbraucherschutz.

Den Eröffnungsvortrag am  

18. März hält Prof. Dr. Claudia 
Hornberg, Vorsitzende des Sach-
verständigenrates für Umwelt-
fragen (SRU) in Berlin und Inha-
berin der Professur für Umwelt 
und Gesundheit an der Fakul-
tät für Gesundheitswissenschaf-
ten der Universität Bielefeld, zum 
Thema „Lärm und Gesundheit“.

Frühbucherrabatt

Bei Anmeldung bis zum 17. Ja-
nuar 2020 wird ein Frühbucher-
rabatt von 20 % gewährt. Behör-
denvertreter können darüber 
hinaus mit einem Rabatt von  
20 % kalkulieren.

Weitere Infos: http://www. 
muellerbbm.de/veranstaltungen/ 
s e m i n a r e - w o r k s h o p s / 1 2 - 
mueller-bbm-fachgespraeche- 
maerz-2020-in-muenchen/� r

Papieratlas-Wettbewerb 2019:

Landkreis Schweinfurt  
erreicht dritten Platz

Recyclingpapier mit dem Blauen Engel hilft dem  
Klima- und Ressourcenschutz 

Bundesministerin Svenja Schulze hat den Landkreis Schweinfurt 
für den vorbildlichen Einsatz von Recyclingpapier geehrt. Der 
stellvertretende Landrat Peter Seifert nahm den Preis bei der Ver-
leihung im Bundesumweltministerium in Berlin entgegen. Der 
Landkreis Schweinfurt belegte beim Papieratlas-Landkreiswett-
bewerb 2019 der Initiative Pro Recyclingpapier (IPR) den dritten 
Platz hinter dem Landkreis Höxter und dem Landkreis Ahrweiler. 

„Die abermals gute Platzierung 
unter den Top drei Landkreisen 
deutschlandweit ist für uns er-
neut ein Ansporn, auch künftig 
alles für eine bürger- aber eben 
auch umweltfreundliche Verwal-
tung zu tun“, betont Landrat Flo-
rian Töpper. 

Mit dem Papieratlas 2019 er-
fasst die IPR in Kooperation mit 
dem Bundesumweltministerium,  
dem Umweltbundesamt und  
dem Deutschen Landkreistag zum 
zweiten Mal in Folge den Papier-
verbrauch und die Recyclingpa-
pierquoten deutscher Landkreise. 
Die Teilnehmerzahl hat sich von 
27 auf nunmehr 36 Landkreise ge-
steigert. Durchschnittlich verwen-
den sie bereits rund 79 Prozent 
Papier mit dem Blauen Engel – 
das sind laut IPR 13 Prozentpunk-
te mehr als im Vorjahr.

Papier mit dem Blauen Engel 
steht für nachhaltiges Handeln. 
Im Vergleich zu Frischfaserpapier 
spart die Herstellung mindestens 
60 Prozent Wasser und Energie 
und verursacht deutlich weniger 
CO2-Emissionen. So konnte der 
Landkreis Schweinfurt, genauer 
gesagt das Landratsamt Schwein-
furt inklusive der Schulen in der 
Trägerschaft des Landkreises, 
im Jahr 2018 durch die Verwen-
dung von Recyclingpapier mehr 
als 699.000 Liter Wasser und über 
144.000 Kilowattstunden Energie 
einsparen. 

Die eingesparte Menge Was-
ser deckt damit laut IPR den tägli-
chen Trinkwasserbedarf von 5784 
Personen. Die Energieeinsparung 
entspricht dem jährlichen Ener-
gieverbrauch von 41 Drei-Perso-
nen-Haushalten.� r



KO M M U N A L E  V E R K E H R S T H E M E N  ·  Ö P N V 9GZ 5. Dezember 2019

Jede/r Bürger/in fährt im Schnitt
            im Jahr 138-mal mit Bus oder Bahn.

Die Verkehrsunternehmen in Deutschland
                  befördern über 11 Milliarden
Fahrgäste jährlich.

vdv.de @VDV_Verband

„Wir bewegen viel“
VDV-Publikation zeigt Engagement für eine nachhaltige Entwicklung auf 

Der ÖPNV mit Bussen und Bahnen und der Schienengüterverkehr 
spielen eine Schlüsselrolle, wenn es darum geht, die Klimaziele zu 
erreichen. Mehr als zehn Milliarden Fahrgäste, etwa 30 Millionen 
Menschen pro Tag, nutzen in Deutschland jedes Jahr Busse und Bah- 
nen – Tendenz steigend. Auf der Schiene befördern die Mitgliedsun-
ternehmen des VDV jährlich 600 Millionen Tonnen Güter. Somit erspa-
ren sie der Atmosphäre jedes Jahr 15 Millionen Tonnen Kohlendioxid. 

Klimaschutz ist eine gesell-
schaftliche Herausforderung und 
ein zentrales Ziel der nachhalti-
gen Entwicklung. Mit der Verab-
schiedung der Agenda 2030 für 
nachhaltige Entwicklung durch 
die Vereinten Nationen sowie 
der darauf aufbauenden Deut-
schen Nachhaltigkeitsstrategie 
hat sich das Blickfeld für das The-
ma Nachhaltigkeit deutlich er-
weitert, wie eine neue Broschüre 
des VDV mit dem Titel „Wir bewe-
gen viel“ zeigt. Darin wird anhand 
von mehr als zwei Dutzend Bei-
spielen dargestellt, wie speziell 
Verkehrsunternehmen die Nach-
haltigkeitsstrategie der Bundes- 
regierung unterstützen und wel- 
che konkreten Maßnahmen sie 
bereits heute umsetzen bzw. 
spätestens im Jahr 2030 in die-
sem Sinne umsetzen wollen.

Von den 17 Nachhaltigkeitszie-
len der Vereinten Nationen – den 
Sustainable Development Goals 
(SDG) – sind folgende neun für 
die Verkehrsunternehmen von 
besonderer Relevanz: 
Ziel 3: Gesundheit und Wohler-
gehen
Ziel 4: Hochwertige Bildung
Ziel 5: Geschlechtergleichheit
Ziel 7: Bezahlbare und saubere 
Energie
Ziel 8: Menschenwürdige Arbeit 
und Wirtschaftswachstum
Ziel 9: Industrie, Innovation und 
Infrastruktur
Ziel 11: Nachhaltige Städte und 
Gemeinden
Ziel 12: Nachhaltige/r Konsum 
und Produktion

Ziel 13: Maßnahmen zum Klima-
schutz.

Stichwort Menschenwürdige 
Arbeit und Wirtschaftswachs-
tum: Die Verkehrsunternehmen 
sind ein maßgeblicher regiona-
ler Wirtschaftsfaktor und großer 
Auftraggeber für Beschaffung, 
Bautätigkeit und Dienstleistun-
gen. Damit sichern sie sowohl 
innerhalb als auch außerhalb ih-
res unmittelbaren Wirkungsbe-
reichs knapp 400.000 Arbeits-
plätze in Deutschland. Dabei le-
gen die Verkehrsunternehmen 
großen Wert darauf, dass die Ar-
beitsplätze in den Tarifverträgen 
und in der Arbeitsplatzbeschrei-
bung festgelegten Konditionen 
entsprechen. Die modernen und 
leistungsfähigen Systeme des öf-
fentlichen Verkehrs (ÖV) sorgen 
dafür, dass der Ausbau von be-
deutenden Wirtschaftsstandor-
ten nicht an mangelnden Ver-
kehrskapazitäten scheitert.

Hochrentable Leistung

Beispiel Nürnberg: Während 
sich betriebswirtschaftliche Sach- 
verhalte bei Verkehrsunterneh-
men in deren Bilanz ablesen las-
sen, erschließen sich viele Vor-
züge des ÖPNV erst bei genaue-
rer Betrachtung. Die vollständige 
Gegenüberstellung aller Kosten 
und Nutzen zeigt: Aus gesamt-
wirtschaftlicher Sicht ist die Leis-
tung des ÖPNV hochrentabel. So 
hat die VAG Verkehrs-Aktienge-
sellschaft vor zehn Jahren eine 
Studie der Intraplan Consult Gm-

bH vorgelegt, die belegt, dass 
für jeden Euro, den die Stadt ih-
rem Verkehrsunternehmen zu-
kommen lässt, ein gesamtwirt-
schaftlicher Nutzen von rund  
5 Euro entsteht. Würde die Stadt 
die Nahverkehrsleistungen ein-
schränken, ergäbe sich ein er-
heblicher Mehraufwand für den 
motorisierten Individualverkehr 
(MIV) — bspw. für den Straßen-
bau und die Errichtung zusätzli-
cher Parkhäuser. Auch bei den 
Verkehrsteilnehmern käme es 
zu deutlichen Mehrkosten durch 
den höheren Aufwand für priva-
te Pkws. Dazu kommen Umwelt- 
und Unfallschäden. 

Regionalwirtschaftliche 
Effekte

Sehr positiv sind auch die regio-
nalwirtschaftlichen Effekte: Durch 
den Einkauf von Gütern und 
Dienstleistungen sowie für Ge-
hälter werden weitere Ausgaben 
bei Lieferanten und Mitarbeitern 
initiiert. Jeder Beschäftigte zieht 
damit einen Arbeitsplatz in der 
Stadt und etwa einen halben in 
der Region nach sich. 

Stichwort Nachhaltige Städ-
te und Gemeinden: Insbesonde-
re der Verkehr mit seinen Lärm- 
und Staubemissionen wird als 
ein zunehmender Belastungsfak-
tor für die Lebensqualität in ur-
banen Räumen empfunden. Die 
Umstellung von dieselbetriebe-
nen Fahrzeugen auf elektrisch 
betriebene ist jedoch nur ein 
Baustein im Gesamtkonzept ei-
ner nachhaltigen Kommune mit 
kurzen Wegen, verkehrsberuhig-
ten Wohnquartieren und ausrei-
chenden Grünflächen im Sinne 
des SDG 11. Dem ÖV mit seiner 
Bündelungsfunktion kommt da-
bei eine besondere Rolle zu. Die 
Kommunalpolitik kann hier mit 

geeigneten verkehrslenkenden 
und ÖPNV-priorisierenden Maß-
nahmen, insbesondere im Ver-
kehrssektor, große Effekte er-
zielen, wie Beispiele in Dresden, 
Freiburg und Hamburg belegen.

Mit ihrem vom Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit (BMU) 
geförderten Projekt „Nachhal-
tige Johannstadt 2025“ werden 
die etwa 25.000 Einwohner im 
Dresdner Stadtteil motiviert, ihr 
Alltagshandeln klimafreundlicher 
zu gestalten – etwa auf Ökostrom 
umzustellen, Lebensmittelabfäl-
le zu reduzieren sowie Wege zu 
vermeiden, zu verkürzen und sie 
auf möglichst umweltfreundliche 
Art und Weise zurückzulegen. An 
dieser Stelle kommen die Dresd-
ner Verkehrsbetriebe (DVB) als 
Experten für die Nahmobilität 
und als örtliche Unterstützer des 
Projekts ins Spiel.

In Freiburg entstand auf ei-
nem großen ehemaligen Kaser-
nengelände der französischen 
Streitkräfte auf einer Fläche von 
insgesamt ca. 41 Hektar das in-
nenstadtnahe Quartier Vauban: 
ein attraktiver, familienfreundli-
cher Stadtteil für zwischenzeit-
lich 5.500 Einwohnerinnen und 
Einwohner. Niedrigenergiebau-
weise ist verpflichtend, Passiv-
bauweise, Plusenergiebauweise 
und der Einsatz von Solartechnik 
sind Standard. Das Quartier Vau-
ban ist verkehrsberuhigt.

In Hamburg wiederum beginnt 
jetzt der Umstieg von Diesel- auf 
Elektrobusse. Es ist die große Re-
volution für Hamburgs Nahver-
kehr und wird die Metropole 
nachhaltig verändern. Ab Anfang 
der 2030er-Jahre werden auf den 
Straßen Hamburgs ausschließ-
lich emissionsfreie und geräu-
scharme Busse unterwegs sein.

Konsum und Produktion

Stichwort Nachhaltige/r Kon-
sum und Produktion: Wie sehen 
unsere Lieferketten in der Be-
schaffung aus? Ist sichergestellt, 
dass in unserer Branche nicht mit 
Gütern und Produktionsmitteln 
gearbeitet wird, für die in 8.000 
Kilometer Entfernung Menschen 
gesundheitsschädigende Rohstof- 
fe mit bloßen Händen aus der Er-
de holen? Die Mitgliedsunterneh-
men des VDV sehen sich mehr 
denn je in ihrer Rolle als Auftrag-
geber, Einkäufer und Konsument 
in der Verantwortung, aber auch 
als Vorbild für einen ressour-
censchonenden und verantwor-
tungsbewussten Umgang im Sin-
ne des SDG 12 bzw. seines Unter-
zieles 12.2 (bis 2030 die nachhalti-
ge Bewirtschaftung und effiziente 
Nutzung der natürlichen Ressour-
cen erreichen).

Schienenfahrzeuge sind 30, ge-
legentlich bis zu 40 Jahre im Ein-
satz. Der langen Lebensdauer ste-
hen immer kürzere technische In-
novationszyklen gegenüber – et-
wa bei elektronischen Bauteilen. 

VDV-Mitgliedsunternehmen:

Vielseitig nachhaltig
Interview mit Gerrit Poel, Geschäftsführer VDV Landesgruppe Bayern 

GZ: Was waren die Beweg-
gründe für den VDV, die Pub-
likation „Wir bewegen viel“ zu 
veröffentlichen?

Poel: Das Thema Nachhaltig-
keit geht uns alle an, ohne Aus-
nahme. Es ging uns darum, ein 
Zeichen zu setzen, dass unse-
re Branche das Thema aufge-
nommen hat und sich seiner ge-
sellschaftlichen Verantwortung 
stellt. Gleichzeitig wollen wir zei-
gen, wie nachhaltig wir heute 
im Sinne der Agenda 2030-Ziele 
schon arbeiten. 

GZ: Warum ist es gerade jetzt 
so wichtig, sich für die Nachhal-
tigkeitsziele der Vereinten Nati-
onen, den Sustainable Develop-
ment Goals (SDG), einzusetzen?

Poel: Mein Eindruck ist, dass 
seit der Annahme der Agenda 
2030 durch die UN-Mitglieds-
staaten die Entwicklung in vie-
len Bereichen noch lange nicht in 
die richtige Richtung geht. Auch 
in Deutschland haben wir Defizi-
te nicht nur, aber insbesondere 
beim Klimaschutz oder der Ver-
wertung von Lebensmitteln.

GZ: Welche Ziele sind konkret 
für die deutschen Verkehrsun-
ternehmen relevant?

Poel: Wir haben für uns die 
Ziele 3, 4, 5, 7, 8, 9, 11, 12 und 13 
als besonders relevant definiert. 
Das sind schon recht viele, aber 
bei näherer Betrachtung erkennt 
man sehr schnell, warum wir uns 
gerade für sie entschieden ha-

ben. Und wir agieren hier sowohl 
nach innen, also in die Unterneh-
men hinein, als auch nach außen 
in die Öffentlichkeit. Denn in bei-
de Richtungen tragen wir Ver-
antwortung.

GZ: Reicht dieses Engagement,  
die SDGs zu erreichen, ihrer An-
sicht nach aus?

Poel: Wir tun was wir kön-
nen, aber natürlich ist nichts 
so gut, als dass man nicht noch 
mehr tun kann. Und auch bei 
uns muss sich das Thema Nach-
haltigkeit in seiner Gesamtheit 
in den Geschäftsmodellen noch 
mehr durchsetzen. Das Thema 
ist in seiner Bandbreite sehr an-
spruchsvoll.

GZ: Welche Maßnahmen soll-
ten darüber hinaus getroffen 
werden? 

Poel: Sowohl die UN als auch 
die Bundesregierung  dürfen in 
Ihren Bemühungen nicht nach-
lassen, das Thema in allen Be-
reichen und auf allen Ebenen 
zu verfolgen, denn die Uhr läuft 
hier gegen uns. Der sogenannte 
Welterschöpfungstag, also der 
Tag, an dem die Menschheit die 
für ein Jahr zur Verfügung ste-
henden Ressourcen des Planeten 
verbraucht hat, rückt immer wei-
ter nach vorne im Kalenderjahr. 
Wir leben also zu sehr zu Lasten 
unseres Planeten. Im Sinne von 
Carlowitz: „Wir holen mehr Bäu-
me aus dem Wald, als wieder 
nachwachsen können.“� DK

Sind bestimmte Ersatzteile ver-
altet oder werden sie nicht mehr 
hergestellt, sprechen die Einkäu-
fer in den Verkehrsunternehmen 
von „Obsoleszenz“. Diese wiede-
rum stellt die Einkäufer und das 
Fachpersonal der Instandhaltung 
vor besondere Herausforderun-
gen, denn es gilt, adäquaten Ersatz 
zu beschaffen. Dieses Unterfan-
gen ist kostspielig und zeitaufwän-
dig. Deshalb gehen Verkehrsunter-
nehmen dazu über, sich schon bei 
der Beschaffung bestimmter Wa-
ren und Güter langfristig die Er-
satzteilversorgung vom Hersteller 
zusichern zu lassen. 

VAG Nürnberg

Bei der VAG Nürnberg ist das 
Thema Obsoleszenzmanagement 
(OM) inzwischen für alle Fahr-
zeugbeschaffungen ein relevan-
tes Vergabekriterium bei Aus-
schreibungen. Bei der Beschaf-
fung werden aber in einem im-
mer stärkeren Ausmaß auch 
andere nachhaltige Kriterien ge-
fordert. Neben der Frage der Be-
rücksichtigung sozialer Standards 
wie der Einhaltung des Mindest-
lohns und der ILO-Kernarbeits-
normen spielen auch die Her-

kunft von Materialien oder die 
Produktionsverfahren eine im-
mer wichtigere Rolle.

Ein Ausdruck nachhaltiger und 
verantwortungsvoller Beschaf-
fung sind die Entscheidung für 
den Einsatz von nachhaltig pro-
duzierten Lebensmitteln in der 
Kantine und die Vermeidung von  
Verpackungen. Nicht zu verges-
sen der geforderte Nachweis 
über den Nichteinsatz von sog. 
Konfliktmineralien (seltene Erden 
etc.) sowie die Verwendung ener-
gieeffizienter Produkte.

Fazit: Die rund 600 Mitglieds- 
unternehmen im VDV engagie-
ren sich in vielen unterschiedli-
chen Bereichen, um die Ziele für 
eine nachhaltige Entwicklung zu 
erreichen, sie sehen sich auch in 
der gesellschaftlichen sowie in 
der unternehmerischen Verant-
wortung, die Umwelt zu scho-
nen, faire und attraktive Arbeits-
bedingungen für die Mitarbeiter 
anzubieten und zukunftsfähig zu 
wirtschaften. Fakt ist: Das Thema 
Nachhaltigkeit geht alle an. Jeder 
kann dazu beitragen, das Ökosys-
tem zum Wohl zukünftiger Gene-
rationen lebenswert zu erhalten. 
Der VDV hat deutliche Signale in 
diese Richtung gesandt.� DK

Hängepartie beendet
Bundeskabinett beschließt umfangreiche Ausweitung der ÖPNV-Förderung

Das Bundeskabinett hat wesentliche Beschlüsse zur Stärkung 
des ÖPNV gefasst. Durch die Novellen des Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetzes (GVFG) und des Regionalisierungsgesetzes 
(RegG) sollen die Bundesmittel zum Ausbau der ÖPNV-Infrastruk-
tur sowie zum SPNV-Betrieb umfassend aufgestockt werden. 

Die GVFG-Mittel zur Förderung 
des ÖPNV sollen sich von derzeit 
333 Mio. Euro auf 665 Mio. Euro 
in 2020, 1 Mrd. Euro in 2021 und 
ab 2025 auf 2 Mrd. Euro jährlich 
erhöhen. Ab 2026 wird dieser Be-
trag dann um 1,8 Prozent jähr-
lich dynamisiert. Derzeit dürfen 
GVFG-Mittel ausschließlich für 
den Neu- und Ausbau verwendet 
werden. Künftig sollen die Mittel 
nachrangig auch für Sanierungs-
projekte zur Verfügung stehen. 
Der Fördersatz des Bundes wird 
zudem von 60 auf 75 Prozent er-
höht, sofern eine Wirtschaftlich-
keitsuntersuchung erfolgt. Die 
restlichen Mittel sind wie bisher 
gemeinsam von Bund und Län-
dern zu finanzieren.

Vorhaben werden künftig ab ei-
ner Größenordnung von 30 Milli-
onen Euro statt bisher 50 Millio-
nen Euro gefördert - in Einzelfäl-
len wird die Grenze sogar bis auf 
zehn Millionen Euro gesenkt. Da-
durch können die Mittel für wirk-
same Projekte mit kleinerem Vo-
lumen eingesetzt werden. Die 
Novelle enthält außerdem Er-
leichterungen zur Darlegung des 
gesamtwirtschaftlichen Nutzens.

Zudem wurde beschlossen, 
die Regionalisierungsmittel an 
die Länder für den Schienenper-
sonennahverkehr in den Jahren 
2020 bis 2023 zu erhöhen und im 
Sinne der Planungssicherheit zu 
dynamisieren. Durch die zusätz-
lich vom Bund zur Verfügung ge-
stellten Mittel sollen die Aufga-
benträger die Möglichkeit erhal-
ten, die Nutzung des ÖPNV at-
traktiver zu gestalten und die 
Fahrgastzahlen zu steigern. Da-

mit erhöhen sich die Regionalisie-
rungsmittel über die Jahre 2020 
bis 2031 addiert um insgesamt 
5.2 Mrd. Euro. Die Verteilung auf 
die einzelnen Bundesländer und 
somit auf die Aufgabenträger im 
SPNV folgt dabei dem auch bisher 
üblichen Schlüssel. 

Aus Sicht des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebunds stellen 
beide Maßnahmen bedeutende 
Meilensteine für den ÖPNV-Aus-
bau in Deutschland dar. Auf Basis 
der zusätzlichen Mittel könnten  
in den kommenden Jahren nicht 
nur Infrastrukturprojekte, son-
dern auch zusätzliche Verkehrs-
leistungen durch die Aufgaben-
träger bestellt werden. 

Stellungnahme des DStGB

Zu den Referentenentwürfen 
zum GVFG als auch zum RegG hat 
der DStGB gegenüber dem Bun-
desministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur Stellung ge-
nommen. Der Kommunalverband 
plädiert u.a. dafür, im Rahmen 
der GVFG-Förderung die Anfor-
derung, dass Stadtbahnvorhaben 
„weit überwiegend“ auf beson-
derem Bahnkörper geführt wer-
den müssen, zu streichen. Denn 
auch ohne eigenen Bahnkörper  
gebe es wirksame Beschleuni-
gungsmöglichkeiten für Stadt-
bahnsysteme.

Regionalisierungsmittel sollten 
laut DStGB weitest möglich für 
die Erhöhung und Verbesserung 
der Verkehrsleistungen einge-
setzt werden. Die nun vorgesehen  
zusätzlichen Mittel für den Betrieb 
des SPNV müssten daher von 

Stations- und Trassengebühren 
weitest möglich ausgenommen 
werden.

Nach den Worten von Helmut 
Dedy, Hauptgeschäftsführer des 
Deutschen Städtetages, „ist es 
gut und richtig, dass der Bund die 
Mittel für die kommunale Ver-
kehrsinfrastruktur durch das Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsge-
setz schrittweise anheben und 
ab 2026 dynamisieren will. Nach 
über einem Jahrzehnt Hängepar-
tie wird nun klar, wie es mit der 
Finanzierung der kommunalen In-
frastruktur weitergeht. Die Städ-
te erhalten damit Planungs- und 
Investitionssicherheit.“

„Damit wir nicht noch mehr 
Zeit verlieren für eine nachhalti-
ge Verkehrswende, muss die ge-
plante Anhebung der GVFG-Mit-
tel auf zwei Milliarden Euro aber 
noch in dieser Legislaturperiode 
kommen“, hob Dedy hervor. Der 
Bedarf sei riesig: Tunnel- und Glei-
sanlagen müssten saniert, Busse 
und Bahnen neu beschafft, Hal-
testellen umgebaut und die Ver-
kehrssysteme digitalisiert werden.

Rund 11 Milliarden Fahrgäste 
sind im ÖPNV in Deutschland pro 
Jahr unterwegs, Tendenz weiter 
steigend. „Wir müssen es schaf-
fen, dass der CO2-Ausstoß im 
Verkehr signifikant sinkt. Denn 
bisher sind im Verkehrsbereich 
noch keine entscheidenden Bei-
träge zum Klimaschutz erreicht 
worden. Wir brauchen attrak-
tive Mobilitätsangebote, damit 
noch mehr Menschen umsteigen 
und mit ÖPNV, Rad oder zu Fuß 
unterwegs sind. Für den nötigen 
Aus- und Umbau sind zudem die 
Länder gefordert, ihre Mittel für 
verkehrswichtiger Straßen und 
Verkehrsingenieurbauwerke, be-
darfsgerecht zu erhöhen, für die 
sie ab 2020 verantwortlich sind“, 
so Dedy abschließend.� DK
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Bayerische Eisenbahngesellschaft:

Ausschreibung der Regionalverkehre 
im Netz Donau-Isar

Die Bayerische Eisenbahngesellschaft (BEG), die den Regional- und 
S-Bahn-Verkehr in Bayern im Auftrag des Freistaats plant, finanziert und 
kontrolliert, hat das Wettbewerbsverfahren für den elektrischen Regio-
nalzugverkehr auf den Strecken von München Hbf bzw. München Flug-
hafen über Landshut nach Passau beziehungsweise Regensburg eröffnet. 

Das künftige Netz Donau-Isar 
integriert den heutigen Flug-
hafenexpress (ÜFEX), den Do-
nau-Isar-Express und die Regio-
nalbahn von Freising nach Lands-
hut. Es umfasst zwei Betriebs-
stufen. Die BEG bestellt rund 5,3 
Millionen Zugkilometer pro Jahr 
(Betriebsstufe 1). Ab Betriebsstu-
fe 2, die mit Inbetriebnahme der 
2. S-Bahn-Stammstrecke in Mün-
chen beginnt, sind es 5,0 Millio-
nen Zugkilometer pro Jahr. Das 
Bestellvolumen reduziert sich, da 
die Regionalbahn Freising – Lands-
hut zu diesem Zeitpunkt in einer 
neuen Regional-S-Bahn aufgeht 
und dann in einem anderen Ver-
trag kontrahiert wird.

Der Zuschlag soll voraussichtlich 
Mitte 2020 erteilt werden. Die Be-
triebsaufnahme ist für Dezember 
2024 vorgesehen. Der Vertrag ist 
als Bruttovertrag angelegt. Er en-
det voraussichtlich im Dezember 
2036 nach einer Laufzeit von zwölf 
Jahren.

Fahrplankonzept und 
 Angebotsverbesserungen

Zum Wettbewerbsprojekt Do-
nau-Isar gehören folgende Stre-
cken, die stündlich bedient wer-
den:
•	 München Hbf – Landshut Hbf – 
Plattling – Passau Hbf (Betriebs-
stufen 1 und 2) 
•	(Schwaigerloh) – München 
Flughafen Terminal – Landshut 
Hbf – Regensburg Hbf (Betriebs-
stufen 1 und 2)
•	 (München Hbf) – Freising –  
Moosburg –  Landshut Hbf (Be-
triebsstufe 1)
•	 Zur Hauptverkehrszeit: Mün-
chen Hbf – Landshut Hbf – Platt-
ling/Regensburg Hbf (Betriebs-
stufe 2)

Vielfältige Angebotsverbesse-
rungen werden schon teilweise 
vor Vertragsbeginn auf den Weg 
gebracht. So werden unter ande-
rem Taktlücken früh morgens und 
spät abends geschlossen: beim 
Flughafenexpress bereits zum 
Fahrplanwechsel 2019/20, beim 
Donau-Isar-Express zum Fahrplan-
wechsel 2021/22. Ab Dezember 
2024 wird mit Inbetriebnahme des 
Netzes Donau-Isar der Takt der 
Regionalbahn von Freising nach 
Landshut auf ein stündliches An-
gebot verdichtet. Mit Eröffnung 
der 2. S-Bahn-Stammstrecke, vo-
raussichtlich 2028, werden auch 
die Regionalexpress-Züge auf den 
Strecken zwischen München und 
Landshut/Plattling/Regensburg 
in den Hauptverkehrszeiten öfter 
fahren.  

Barrierefreie, klimatisierte  
Neufahrzeuge

Für das Netz Donau-Isar for-
dert die BEG barrierefreie und 
klimatisierte Neufahrzeuge mit 
elektrischem Antrieb und ho-
her Kapazität. Die Züge, die zum 
Flughafen verkehren, müssen 
den Flughafentunnelbahnhof be- 
fahren dürfen.

In variabel ausgestatteten 
Mehrzweckbereichen an min-
destens jedem zweiten Einstiegs-
bereich müssen Fahrräder, Kin-
derwagen, Sperrgut oder Reise-
gepäck problemlos transportiert 
werden können.

Die Fahrzeuge müssen den neu-
esten Standards der Barrierefrei-
heit entsprechen und einen barri-
erefreien Einstieg an Bahnsteigen 
mit einer Höhe von 76 Zentime-
tern ermöglichen. Auch an niedri-
geren oder höheren Bahnsteigen 
(30 bis 96 Zentimeter) müssen mo-

bilitätseingeschränkte Reisende 
ohne Voranmeldung ein- und aus-
steigen können. Zusätzlich muss 
der künftige Betreiber jeden Zug-
teil, der von benachbarten Zug-
teilen während der Fahrt nicht er-
reichbar ist, mit einer rollstuhlge-
rechten Einstiegshilfe ausstatten. 
Zudem verlangt die BEG eine roll-
stuhlgerechte Toilette und mindes-
tens zwei Rollstuhlplätze je Zugteil.

Hohe Qualitätsanforderungen

Die BEG stellt detaillierte Anfor-
derungen in Sachen Qualität. So 
müssen beispielsweise monatli-
che und jährliche Vorgaben für die 
Pünktlichkeit sowie konkrete Vor-
gaben zur Anschlusssicherung be-
achtet werden. Zudem macht die 
BEG für alle Züge Mindestvorga-
ben zur Sitzplatzanzahl unter be-
sonderer Berücksichtigung stark 
frequentierter Züge im Berufs- 
und Schülerverkehr sowie im Frei-
zeitverkehr an Wochenenden. 

Um den Fahrgästen einen um-
fangreichen Service zu garantie-
ren, wird die Zugbegleiterquote 
künftig in allen Zügen und damit 
im gesamten Netz 100 Prozent be-
tragen. Dabei gelten klar definier-
te Mindestanforderungen an Aus-
bildung und Qualifikation des Zug-
personals. Zusätzlich wird in unter 
Sicherheitsaspekten ausgewähl-
ten Zügen bedarfsorientiert spezi-
ell geschultes Personal eingesetzt. 

Das Netz Donau-Isar wird in das 
bewährte Qualitätsmesssystem 
der BEG integriert. Bei den Tests 
werden Kriterien wie „Sauberkeit“, 
„Fahrgastinformation“ und „Kun-
denorientierung“ geprüft und  
bewertet. Unterschreitet ein Ver-
kehrsunternehmen die von der 
BEG vorgegebenen Zielwerte, 
muss es Strafzahlungen leisten, 
werden Pluspunkte erreicht, be-
kommt es einen Bonus. Bei Ab-
weichungen von den vertraglich 
vereinbarten Zielwerten z. B. hin-
sichtlich Pünktlichkeit und An-
schlusserreichung werden eben-
falls Strafzahlungen fällig.  

Aufgrund der branchenweiten 
Personalknappheit, insbesondere  
bei Triebfahrzeugführern, hat die 
BEG beschlossen, ihre bisheri-
gen Vorgaben zum Personalkon-
zept weiterzuentwickeln und aus-

zubauen. So wird eine sogenann-
te „Sitzbereitschaft“ für Reser-
ve-Triebfahrzeugführer gefordert, 
um Zugausfälle aufgrund z. B. 
kurzfristiger Krankmeldungen mi-
nimieren zu können. Als weitere 
Anforderung lässt sich die BEG mit 
den Angeboten der Verkehrsun-
ternehmen einen Plan zur Perso-
nalbereitstellung und -akquisition 
vorlegen, welcher jährlich aktuali-
siert werden muss und dokumen-
tiert, dass ein ausreichender Perso-
nalbestand zum Betriebsstart wie 
auch während der Vertragslauf-
zeit sichergestellt werden kann. 
Um dem branchenweiten Mangel 
an Triebfahrzeugführern zu begeg-
nen, fordert die BEG des Weiteren 
eine Mindestausbildungsquote für 
Triebfahrzeugführer. 

An jeder Station ist der Fahr-
scheinverkauf über Automaten 
sicher zu stellen. Zusätzlich be-
steht die BEG auf Reisezentren 
in Dingolfing, Landshut Hbf, Os-
terhofen (Niederbayern), Passau 
Hbf, Plattling und Vilshofen (Nie-
derbayern) sowie eine Verkaufs-
stelle in Moosburg und Land-
au. In München-Moosach ist eine  
videounterstützte Verkaufsstelle 
vorgesehen. 

Elektronische Medien im Visier

Außerdem stehen dem Fahr-
gast Reisezentren in München 
Hbf, München Flughafen, Frei-
sing und Regensburg Hbf zur Ver-
fügung. Des Weiteren fordert die 
BEG den Vertrieb von Fahrschei-
nen über Abonnements, elektro-
nische Medien und Telefon. Für 
Abweichungen von den geforder-
ten Mindestöffnungszeiten der 
personenbedienten Verkaufsstel- 
len und Störungen an Fahrkar-
tenautomaten werden – sofern 
diese einen festgelegten Tole-
ranzwert überschreiten – Straf-
zahlungen erhoben. 

Die BEG verpflichtet das Ver-
kehrsunternehmen, alle jeweils 
räumlich gültigen Tarife des öf-
fentlichen Verkehrs anzuwenden 
und Fahrausweise auszugeben. 
Zudem müssen auch Fahrscheine 
für Regionalzüge gemäß DB-Tarif 
im Verbundgrenzen überschrei-
tenden Verkehr anerkannt und 
ausgegeben werden. DB-Tarife 
und Sonderangebote, wie zum 
Beispiel das Bayern-Ticket und 
das Bayern-Hopper-Ticket, müs-
sen anerkannt und verkauft wer-
den. Der zusätzliche Verkauf von 
Fernverkehrsfahrscheinen ist er-
wünscht.� r

Mit Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände:

Bündnis für moderne Mobilität
Fünf starke Partner – das Bundesministerium für Verkehr und di-
gitale Infrastruktur, die Verkehrsministerkonferenz der Länder so-
wie Deutscher Städtetag, Deutscher Landkreistag und Deutscher 
Städte- und Gemeindebund – haben ein „Bündnis für moderne Mo-
bilität“ geschlossen. Durch eine enge Abstimmung zwischen den 
Ebenen sollen unter anderem gestiegene Fördermittel des Bun-
des zielgerichtet an die Kommunen fließen und der Austausch über 
nachhaltige Lösungen im Verkehrssektor intensiviert werden.

„Ich will, dass wir überall eine 
noch bessere Mobilität bekom-
men – auf dem Land genauso 
wie in der Stadt. Dafür brauchen 
wir einen engen Austausch mit 
Ländern und Kommunen. Wir 
klären gemeinsam, wer auf wel-
cher Ebene aktiv werden muss, 
damit sich alle Verkehrsteilneh-
mer sicher und schnell fortbe-
wegen können. Die Kommunen 
sollen mehr Spielraum bekom-
men, die Regeln so zu gestalten, 
wie sie den Bedürfnissen ent-
sprechen. Denn Mobilität wird 
vor Ort gelebt. Ich will, dass die 
Bürger schnell spüren, dass die 
Dinge besser laufen“, beton-
te Andreas Scheuer, Bundesmi-
nister für Verkehr und digitale 
Infrastruktur (BMVI).

Laut Bündnisvereinbarung 
will das BMVI das Wissen über 
Gesetzesrahmen und gute Bei-
spiele aus der Praxis besser in 
die Breite tragen. Wichtige Ar-
beitsbereiche sind zum Beispiel:
•	 Gerechtere Aufteilung des 
Straßenraums
•	 Ausbau des Radverkehrs (z. B. 
Gestaltung von flächende- 

ckenden Radverkehrsnetzen)
•	 Neugestaltung des Bewoh-
nerparkens und der Parkraum-
bewirtschaftung
•	 Einrichtung von Tempo-30- 
Zonen
•	 Ausbau des ÖPNV
•	Digitalisierung und Vernet-
zung (z. B. Modellversuche für 
Ride-Sharing-Angebote auf dem 
Land)
•	 Infrastrukturausbau für alter-
native Antriebe.

Wichtig sei auch der schnelle-
re Abruf von Fördermitteln. Das 
BMVI investiert auf Rekordni-
veau in den Radverkehr: 1,4 Mil-
liarden Euro zwischen 2020 und 
2023. Die Mittel für den öffent-
lichen Personennahverkehr vor 
allem auf der Schiene werden 
von 2020 bis 2023 um insgesamt 
rund 1,225 Milliarden Euro zu-
sätzlich aufgestockt. Die Bünd-
nispartner werden sich nun 
über konkrete Vorhaben ab-
stimmen, die sie gemeinsam an-
gehen wollen. Das Bündnis trifft 
sich mindestens einmal jährlich 
auf Spitzenebene, um den Fort-
schritt zu überprüfen.� DK

LBO-Jahrestagung in Ingolstadt:

Motor Mittelstand
Über 250 Busunternehmer und Fachbesucher trafen sich zur Jah-
restagung des Landesverbandes Bayerischer Omnibusunterneh-
men e.V. (LBO) in Ingolstadt. Im Mittelpunkt der Branchentagung 
mit begleitender Bus- und Fachmesse mit über 60 Ausstellern 
standen die verkehrs- und klimapolitischen Herausforderungen 
für das mittelständisch geprägte Omnibusgewerbe in Bayern. Hu-
bert Aiwanger, stellv. bayerischer Ministerpräsident und Staatsmi-
nister für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, ermutigte 
in seiner Rede die Omnibusunternehmer aus dem Windschatten 
anderer zu treten.

Die bayerische Verkehrswirt-
schaft zeichnet sich im bundes-
weiten Vergleich durch einen be-
sonders hohen Anteil privater Bu-
sunternehmen aus. Von den ins-
gesamt 1.116 im Freistaat tätigen 
Verkehrsunternehmen sind über 
90%, also 1.038 Betriebe, im pri-
vaten Eigentum. Der Mittelstand 
als Motor der Verkehrswirtschaft 
garantiert in Bayern eine zuver-
lässige und wirtschaftliche Mo-
bilität. Sowohl im Nah- als auch 
im Reise- und Fernverkehr bieten 
private Busunternehmen die um-
weltfreundlichste Form motori-
sierter Mobilität an. 

Ruf nach weniger Bürokratie

„Die überwiegend familienge-
führten Betriebe arbeiten an der 
gezielten Nutzung digitaler An-
wendungen, technischer Innova-
tionen und alternativer Antriebs-
formen. Parallel ist für sie der 
Fachkräftemangel die wohl drän-
gendste aktuelle Herausforde-
rung. Für das eine wie das ande-
re braucht es praktikable recht-
liche Rahmenbedingungen, mit- 
telstandsfreundliche Förderpro-
gramme und deutlich weniger Bü-
rokratie“, so LBO-Präsidentin Dr. 
Ing. Sandra Schnarrenberger. 

Aiwanger betonte in seiner Re-
de die Bedeutung der Omnibu-
sunternehmen: „Busse sind für 
viele selbstverständlich: auf dem 
Schul- und Arbeitsweg oder für 
Fernreisen. Wenige wissen aber, 
dass sie eine ökologische Mobi-
lität garantieren. Fernbusse sind 
mindestens genauso klimafreund-
lich wie die Bahn und sollten da-
her auch genauso – mit sieben 
Prozent – besteuert werden. Das 
gilt besonders, wenn die Busse 
in den nächsten Jahren vermehrt 
auf Wasserstoff oder Hybrid um-
gestellt werden, was ich in Bayern 
massiv voranbringen will!“

Verschenkte Chancen

Alternative Antriebe sind bei 
der Fahrzeugbeschaffung, aber 
auch bei Unterhalt und Betrieb 
derzeit noch mit einem großen 
finanziellen Zusatzaufwand ver-
bunden. Bürokratische Hürden 
schneiden kleine und mittelstän-
dische Unternehmen von der För-
derung für den Kauf etwa von 
Elektrobussen ab.  Damit werden 
Chancen verschenkt. Die Busun-
ternehmen verdienen eine fai-
re und leicht zugängliche Förder-
landschaft, die technologieoffen 
gestaltet werden muss.� r

Auszeichnung:

„Fahrradfreundliche 
Kommune in Bayern“

Die Bedeutung des Radverkehrs in Bayern wächst rasant. Rad-
wege werden ausgebaut, die Sicherheit für Radfahrerinnen und 
Radfahrer erhöht und eine radverkehrsfreundliche Mobilitäts-
kultur gefördert. Diese Tendenz zeigt sich auch am aktuellen Zu-
wachs des größten kommunalen bayerischen Netzwerks für Rad-
verkehrsförderung: Die Arbeitsgemeinschaft fahrradfreundliche 
Kommunen in Bayern e.V. (AGFK Bayern) ist auf 77 Mitglieder he-
rangewachsen und repräsentiert damit knapp 6 Millionen Men-
schen im Freistaat. Bayerns Verkehrsminister Dr. Hans Reichhart 
und Landrat Matthias Dießl, Vorsitzender der AGFK Bayern, zeich-
neten zudem neun Kommunen mit dem Titel „Fahrradfreundliche 
Kommune in Bayern“ aus.

Zur Feier des Rades war ge-
laden und mehr als 100 Gäste 
aus Politik, Wirtschaft, Verwal-
tung und Verbänden folgten der 
Einladung in den Festsaal des 
Künstlerhauses in München. Un-
ter der Moderation von Roman 
Roell (BR) wurden in der ge-
meinsamen Veranstaltung der 
Arbeitsgemeinschaft fahrrad-
freundliche Kommune in Bay-
ern e.V. (AGFK Bayern) und des 
Staatsministeriums für Woh-
nen, Bau und Verkehr die Erfol-
ge für den Radverkehr im Jahr 
2019 gewürdigt. Hier ließ man 
die positiven Entwicklungen 
des vergangenen Jahres Revue 
passieren. Vor allem durch die  
AGFK Bayern ist ein weitrei-
chendes und politisch aktives 
Netzwerk entstanden, das mitt-
lerweile 77 bayerische Kommu-
nen und damit knapp 6 Millio-
nen Einwohner des Freistaates 
repräsentiert.

Freude bei neun Kommunen

Verkehrsminister Dr. Hans 
Reichhart zeichnete im Rah-
men der feierlichen Veranstal-
tung neun Kommunen mit dem 
begehrten Titel „Fahrradfreund-
liche Kommune in Bayern“ aus. 
Bayreuth, Kirchheim bei Mün-
chen, Planegg, Regensburg, 
Schrobenhausen, Schweinfurt, 
Sonthofen, Unterschleißheim 
und Würzburg haben sich dem 
anspruchsvollen Zertifizierungs-
prozess unterzogen und dürfen 
sich ab sofort offiziell „Fahrrad-
freundlich“ nennen. Insgesamt 
tragen diesen Titel nun 26 bay-
erische Kommunen. 

Reichhart gratulierte den Aus-
gezeichneten zu ihrem Engage-

ment und wies gleichzeitig da-
rauf hin, dass Radverkehrsför-
derung als Daueraufgabe zu se-
hen sei: „Im Radverkehr liegt 
unheimlich viel Potenzial. Vor 
allem für die Fahrt zum Bahn-
hof oder zur Arbeit ist das Fahr-
rad oft das beste Verkehrsmit- 
tel – ohne Stau und Parkplatz-
probleme. Unser Ziel ist es, den 
Anteil des Radverkehrs am Ge-
samtverkehr auf 20 Prozent zu 
steigern. In Ihren Kommunen ha-
ben Sie bereits vieles umgesetzt 
und das Radfahren einfacher, 
komfortabler und sicherer ge-
macht. Dieses Engagement wird 
sich lohnen. Bleiben Sie am Ball!“ 
Der Titel „Fahrradfreundliche 
Kommune“ ist eine Anerkennung 
für die bisher geleisteten Aktivi-
täten, nach sieben Jahren erfolgt 
eine Nachzertifizierung.

Der AGFK-Vorsitzende Mat-
thias Dießl nahm im Anschluss 
zwölf neue Kommunen, die be-
absichtigen, das anspruchsvolle  
Prüfverfahren zu durchlaufen 
und ihre Fahrradfreundlichkeit 
unter Beweis zu stellen, in  
die Arbeitsgemeinschaft auf.  
Die Städte Friedberg bei Augs-
burg, Germering, Kronach, Min- 
delheim, Spalt, Weilheim, den  
Markt Bruckmühl, die Gemein- 
den Gmund am Tegernsee 
und Neuendettelsau sowie 
die Landkreise Dingolfing-Lan- 
dau, Ebersberg und Erlangen- 
Höchstadt. „Das stetige Wachs-
tum der AGFK Bayern bestärkt 
die zunehmende Relevanz des 
Radverkehrs für Verwaltung, 
Politik und Menschen“, wie 
Vorsitzender Dießl das für die 
Radverkehrsförderung erfolg-
reiche Jahr 2019 zusammen-
fasst.� r

Augsburger Bioerdgas-Busse 
dürfen auch in Zukunft fahren

Sinnvolle Umsetzung der EU-Richtlinie für saubereren Nahverkehr

„Die mit Biogas betriebene Busflotte der Augsburger Stadtwerke 
dürfen auch künftig weiterfahren“, so der schwäbische CSU-Eu-
ropaabgeordnete Markus Ferber. „Abhängig von der nationalen 
Umsetzung der EU-Vorgaben hätte Augsburg eventuell seine Flot-
te umrüsten müssen. Bundesminister Andreas Scheuer hat mir 
nun mitgeteilt, dass er die Flexibilität den die EU-Vorgabe zulässt 
in der Umsetzung maximal nutzen will: Damit muss das bewährte 
Augsburger Modell nicht geändert werden“, erklärt Markus Fer-
ber und gibt damit Entwarnung.

„Ich habe mich seit Beginn 
der Verhandlungen stark für das 
Augsburger Modell eingesetzt. 
Der Bundesverkehrsminister hat 
mir nun zugesichert, eine bun-
desweite Umsetzung der Quo-
ten anzustreben. Diese Haltung 
lässt auf eine optimale Umset-
zung mit Augenmaß hoffen. Da-
mit wäre das Vorreiter-Modell 
der Stadtwerke Augsburgs ge-
rettet“, so Markus Ferber.

Erfüllung der Quoten

Seit der Verabschiedung der 
„Clean-Vehicle-Richtlinie“ war 
befürchtet worden, dass die  
Umsetzung gravierende Folgen 
für die Stadtwerke Augsburg ha-
ben könnte. Die Richtlinie führt 
Quoten für emissionsarme und 
emissionsfreie Busse bei der öf-
fentlichen Auftragsvergabe ein. 
Augsburg würde die Quote der 
„emissionsarmen“ Fahrzeuge 
zwar übererfüllen, könnte aber 

die der „emissionsfreien“ Busse 
nicht einhalten. Nun sollen die 
Quoten bundesweit eingesetzt 
werden, damit kann jede Region 
auf ihre Art und Weise zur Erfül-
lung der Quoten beitragen.

Verlauf auf  
europäischer Ebene

„Ich hatte seit Beginn der Ver-
handlungen im Verkehrsaus-
schuss eine offenere Definition 
der emissionsfreien Fahrzeuge 
gefordert“, so Ferber. „Leider 
hat sich eine Mehrheit der Euro-
paabgeordneten, aber auch der 
Mitgliedstaaten für diese, mei-
ner Meinung nach überzogener 
und von grüner Ideologie gelei-
teter Gesetzgebung ausgespro-
chen. Die CDU/CSU-Abgeordne-
ten im Europäischen Parlament 
haben gegen diese Richtlinie ge-
stimmt. Auch Deutschland hat 
sich im Rat gegen den Vorschlag 
gestellt.“� r
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Voller Einsatz gegen Schnee und Eis.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Der Unimog ist in jeder dieser 
Disziplinen ein Profi. Dafür sorgen zum Beispiel innovative 
Eigenschaften wie der synergetische Fahrantrieb EasyDrive, 

der während der Fahrt den Wechsel zwischen mecha nischem 
und stufenlosem Antrieb (0–50 km/h) erlaubt, der 
komfortable Arbeitsplatz mit intuitivem Bedien konzept 
oder modernste Euro-6-Motoren bis 220 kW (299 PS). 

Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,            
Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Unimog U 423 als Ersatz 
für Unimog U 290

Einen nigelnagelneuen Unimog U 423 konnten Falkenbergs Bür-
germeisterin Anna Nagl und ihr Bauhof-Team bei Henne Nutzfahr-
zeuge in Kirchheim-Heimstetten abholen. Die Freude war groß, 
denn das Team arbeitet sehr gern und das ganze Jahr über mit dem 
multifunktionalen kommunalen Fahrzeug. Der Neue Unimog U 423 
in kommunaler Ausstattung ersetzt den bisherigen Unimog U 290.

Ein besonderer Vorteil für den Nachfolger: Sämtliche Anbauge-
räte, die sich schon beim Vorgänger bewährt haben, können ohne 
Umbau weiter genutzt werden. 

Im Winter wird der neue Unimog in  Falkenberg hauptsächlich in-
ner- und außerorts Winterdienst leisten. Wenn Frost, Eis und Schnee 
es zulassen, kommt er das ganze Jahr über vor allem bei Transpor-
ten unterschiedlichster Art zum Einsatz. Mähen, Mulchen u. v. m.: 
Es gibt kaum etwas, was das UNIversalMotorGerät nicht kann. 

Aufgrund seiner Wendigkeit, der kompakten Abmessungen und 
wegen der Schnellläufereigenschaften haben die Falkenberger ihm 
den Vorzug gegenüber einem Schlepper gegeben. Der U 423 ver-
fügt serienmäig über einen 5,1 Liter großen und 170 kW (231 PS) 
starken Reihen-Vierzylinder-Dieselmotor, der seine Leistung an ein 
Getriebe mit acht Vorwärts- und sechs Rückwärtsgängen abgibt. 
Dass er dabei auch noch äußerst sparsam im Spritverbrauch ist, hat 
die Entscheidungsfindung ebenfalls erleichtert. �Bild: Henne Nutzfahrzeuge

Bilanz 2019: Klimawandel kostet Bayerische Staatsforsten 80 Millionen Euro:

Waldumbau wird forciert
Schäden an so vielen Baumarten wie noch nie: neben Fichten vor allem auch Buchen und 

Kiefern betroffen / Gesunderhaltung des Waldes hat höchste Priorität
Der Klimawandel ist im bayerischen Staatswald angekommen. 
Stürme, Hitze, Trockenheit, Schneebruch und Käfer haben das ab-
gelaufene Geschäftsjahr 2019 (1.7.2018 bis 30.6.2019) bestimmt 
und zu zahlreichen Schadereignissen geführt. Dabei waren so vie-
le Baumarten wie noch nie betroffen. Als wichtigstes Ziel galt 
daher das schnelle Aufarbeiten und aus dem Wald bringen der 
Schadhölzer, um den umliegenden Wald gesund zu erhalten. Dies 
konnten die Bayerischen Staatsforsten unter großer Anstrengung 
und gezielten Investitionen bewältigen. Die extrem hohe Schad-
holzmenge in ganz Europa belastete den bereits aus den Vorjah-
ren angespannten Holzmarkt noch weiter und wirkte sich zusätz-
lich auf die Bilanz aus.

Ein durchwachsenes Resümee 
zogen die Bayerischen Staats-
forsten auf ihrer Bilanzpresse-
konferenz in München für das 
Geschäftsjahr 2019. Das Ge-
schäftsjahr war geprägt vom 
Kampf gegen die Folgen von Hit-
ze, Trockenheit, Schadinsekten 
wie dem Borkenkäfer, Stürmen 
und Schneebruch. Dabei waren  
so viele Baumarten wie noch nie 
betroffen. Während früher im 
Wesentlichen die Fichte Proble-
me bekam, kamen im abgelaufe-
nen Geschäftsjahr auch Buchen- 
und Kiefernschäden hinzu. 

Waldschäden und  
überlasteter Holzmarkt

Aufgrund des überlasteten 
Holzmarktes haben die Bayeri- 
schen Staatsforsten weniger 
Holz eingeschlagen und auch 

weniger Holz verkauft als in den 
vergangenen Jahren. Mit 4,34 
Millionen Festmetern (FM) ein-
geschlagenem Holz (2018: 4,79 
Mio. FM), davon allein 1,27 Mio. 
FM Schadholz, liegt Deutschlands 
größtes Waldunternehmen deut- 
lich unter dem nachhaltigen 
Hiebsatz von 4,86 Millionen FM. 
In den Verkauf gingen davon 
3,89 Millionen Festmeter. 

„Allein im Geschäftsjahr 2019 
haben die Folgen des Klimawan-
dels durch Schädlingsbekämp-
fung, höhere Ernte- und Logis-
tikkosten, reduzierten Einschlag 
und Holzentwertung die Baye-
rischen Staatsforsten 80 Mio. 
Euro gekostet“, so Martin Neu-
meyer, Vorstandsvorsitzender 
der Bayerischen Staatsforsten.

Vor diesem Hintergrund konn-
ten die Bayerischen Staatsfors-
ten im Geschäftsjahr 2019 bei 
einem Gesamtumsatz von 329,8 
Mio. Euro (2018: 371,9 Mio. Eu-
ro) ein immer noch positives 
Ergebnis mit einer Bilanzsum-
me von 558,8 Mio. Euro (2018: 
549,4 Mio. Euro) und einem Ge-
winn von 1,2 Mio. € (2018: 53 
Mio. Euro) erzielen.

Auch im laufenden Ge-
schäftsjahr sind die Aussich-
ten, am Holzmarkt Geld zu ver-
dienen, weiter eingetrübt – 
der Holzmarkt wird weiter un-
ter Druck stehen. „Die Preise 
sind leider nochmals gesun-
ken. Kurzfristig gehen wir von 
einer schwierigen Geschäftsla-
ge aus. Mittelfristig allerdings 
sehen wir die Zukunft positiv, 
sogar sehr positiv. Der Holzbe-
darf ist da – und wenn unsere 
Waldschutz-Maßnahmen er-
folgreich sind, werden wir auch 
bald wieder gutes Holz zu fai-
ren Preisen verkaufen können“, 
so Neumeyer weiter.

Herausforderung  
Klimawandel

Die schnelle Aufarbeitung der 
Schäden ist dabei wichtigste 
Aufgabe, um den Wald gesund 
zu erhalten. Hier sind die Bay-

erischen Staatsforsten führend 
in Europa. „Kein Quadratmeter 
Staatswald wird bei uns aufge-
geben. Auf jedem Quadratme-
ter ist unser Anspruch, einen 
neuen zukunftsfähigen Wald zu 
erschaffen“, so Neumeyer.

Zudem muss der Waldum-
bau, also die Umwandlung nicht 
standortgemäßer Nadelholzrein- 
bestände in widerstandsfähige 
Mischwälder, forciert werden. 
„Der Klimawandel wartet nicht. 
Wir haben knapp die Hälfte – 
nämlich insgesamt 80.000 ha – 
geschafft. Wir planen, unser bis-
heriges Ziel, 2035 mit dem Um-
bau des bayerischen Staatswal-
des fertig zu werden, vor dem 
Hintergrund des immer stär-
ker wirkenden Klimawandels, 
auf das Jahr 2030 vorzuverle-
gen. Das ist eine gewaltige Auf-
gabe!“, so Neumeyer.

Klimaresistente Baumarten 
spielen dabei eine essentiel-
le Rolle. Ein Schwerpunkt wird 
bspw. die Intensivierung der 
Tannenoffensive der Bayeri-
schen Staatsforsten sein, al-
so die Erhöhung des Tannenan-
teils im Staatswald von 2 % auf 
6 % und im Gebirge sogar deut-
lich über 10 %. Zudem wird die 
letztjährige Eichenmast, die für 
hervorragende Saatgutverfüg-
barkeit gesorgt hat, intensiv ge-
nutzt. Weitere Baumarten, die 
künftig vermehrt gepflanzt wer-
den, sind bspw. Elsbeere, Flat-
terulme und Kirsche. Mit Pilot-
pflanzungen und Praxisanbau-
versuchen von Atlas-, Libanon-
zeder oder Baumhasel werden 
Baumarten erprobt, die helfen 
können, die bayerischen Staats-
wälder fit für den Klimawandel 
zu machen. Diese Baumarten 
wachsen heute schon unter Kli-
mabedingungen, wie wir sie in 
50 oder 100 Jahren bei uns in 
Bayern erwarten.

Umbau des Staatswaldes 
zum Klimawald

Im Rahmen des 30-Millio-
nen-Bäume-Programms pflan-
zen die Bayerischen Staatsfors-
ten vor allem in Wäldern, die 
von Trockenheit, Borkenkäfern 
und Schädlingen, Sturm und 
Schnee besonders geschädigt 
wurden: vor allem in Unterfran-
ken, Oberfranken, Teilen Mittel-
frankens, wie Rothenburg und 
Nürnberg, der nordöstlichen 
Oberpfalz, dem Bayerischen 
Wald um Neureichenau sowie in 
vom Schneebruch geschädigten 
Bereichen um Berchtesgaden.

Dazu werden Neukulturen be-
gründet, Schadflächen wieder 
bepflanzt, lückige Verjüngun-
gen, auch Naturverjüngungen, 
ergänzt und Praxisanbauversu-
che in ganz Bayern mit neuen, 
vielversprechenden Baumarten 
auf unterschiedlichen Standor-
ten angelegt. Noch im laufen-
den Geschäftsjahr 2020 werden 
die Bayerischen Staatsforsten 
500.000 Pflanzen zusätzlich aus-
bringen. Hierbei sind Eichen und 
Tannen sowie Kirschen, Elsbee-
ren und Douglasien, Esskastani-
en und Roteichen vorgesehen.

„Ein gesunder, wachsender 
Wald ist der beste CO2-Speicher, 
den es gibt. Deshalb müssen wir 
die Wälder gesund erhalten. Wir 
müssen dafür sorgen, dass jun-
ger Wald nachwächst. Großflä-
chige Stilllegungen führen hin-
gegen dazu, dass der Wald seine 
Klimaspeicherfunktion verliert“, 
so Neumeyer.

Klimawald bedeutet auch ei-
ne sinnvolle Holznutzung und 
-verwendung, sowohl beim 
Bau als auch beim Thema Wär-
me. Holz passt hervorragend zu 
Bayern und ist ein heimischer, 
nachwachsender Rohstoff, der 
CO2 vermeidet, während ande-

re Baustoffe im Produktionspro-
zess CO2 produzieren. Holzbau 
ist Klimaschutz und Klimaspei-
cher durch CO2-Bindung.

Innovationsfreudige  
Bayerische Staatsforsten

Trotz oder gerade wegen 
der angespannten Waldsituati-
on investieren die Bayerischen 
Staatsforsten bewusst und trei-
ben Innovationen voran, um ge-
stärkt aus dieser schweren Krise 
herauszugehen. Mit neuen Lo-
gistikkonzepten, digitalen Apps 
zur Bekämpfung der Borken-
käfer und neuartigen elektroni-
schen Fällkeilen werden sowohl 
die Geschwindigkeiten der Auf-
arbeitung erhöht als auch die 
Arbeitssicherheit verbessert.

Auch beim Thema Perso-
nal wurden moderne Konzep-
te entwickelt, um Talente früh-
zeitig zu binden bzw. die Bay-
erischen Staatsforsten als Ar-
beitgeber attraktiv zu halten. 
„Durch unser neues Duales Stu-
dium und ein eigens entwickel-
tes Trainee-Programm binden 
wir frühzeitig talentierte Nach-
wuchs-Führungskräfte und be-
reiten sie umfassend auf den 
späteren Arbeitsalltag bei uns 
vor“, so Reinhardt Neft, Vor-
stand der Bayerischen Staats-
forsten. Auch beim Thema Aus-
bildung konnten Erfolge erzielt 
werden: „Wir haben die Zahl un-
serer Azubis und Ausbildungs-
betriebe in den letzten Jahren 
kontinuierlich erhöht. Mit einer 
Rekordzahl von 73 neuen Lehr-
lingen konnten wir in das letz-
te Ausbildungsjahr starten“, so 
Neft sichtlich stolz. � r

Neue Fahrzeuge für den  
Kreisbauhof Pfaffenhofen a.d. Ilm

Der Kreisbauhof des Landkreises Pfaffenhofen a.d. Ilm hat seinen 
Fuhrpark teilweise erneuert. Der Wechsel auf die neue, solide 
Fahrzeugausstattung mit multifunktionalen Fahrzeugträgersys-
temen war dringend geboten, da der bisherige Fahrzeugbestand 
stark überaltert und in seinen Fähigkeiten nicht mehr den Auf-
gabenstellungen gewachsen war. Weitere Erneuerungen stehen 
in den kommenden Jahren an. Landrat Martin Wolf zeigte sich 
sichtlich zufrieden mit den Neuerwerbungen und dankte allen, 
die bei der Beschaffung beteiligt waren.
Unser Bild zeigt Arthur Kraus (2.v.l.), Leiter des kreiseigenen Tief-
baus, seinen Stellvertreter Josef Fuchs (li.), Landrat Martin Wolf (Mit- 
te). Bauhofleiter Stefan Schuster und Werkstattmeister Florian See-
müller (beide rechts) stellten die neuen Fahrzeuge vor. � Bild: Buchbauer

Vom 
Biosphärenreservat 
zum Weltnaturerbe
Steigerwald-Landräte für  
ergebnisoffene Expertise  

für den Steigerwald
Die sechs Steigerwald-Land- 

räte halten ein Biosphärenre-
servat für einen denkbaren 
Ansatz, den Steigerwald zum 
Weltnaturerbe zu entwickeln. 
Mit dieser Idee befassten Ta-
mara Bischof (Kitzingen), Jo-
hann Kalb (Bamberg), Florian 
Töpper (Schweinfurt), Helmut 
Weiß (Neustadt a.d. Aisch/Bad 
Windsheim), Alexander Tritt-
hart (Erlangen-Höchstadt) und 
Wilhelm Schneider (Hassber-
ge) den Bayerischen Umwelt-
minister Thorsten Glauber.  

Die Landräte sprachen sich 
dafür aus, die Möglichkeit ei-
nes Biosphärenreservates er-
gebnisoffen zu prüfen. Aktu-
ell bleibt das Ziel „Welterbe“. 
Einem solchen kann man sich 
über einen Zwischenschritt in 
Form eines Biosphärenreser-
vates nähern. � r
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Der Freizeitpark am 
Steinberger See wächst

2020 ist Baubeginn für das neue See-Resort / inMotion PARK 
Seenland zieht mit 150.000 Besuchern positive Bilanz

Steinberg am See: Die Betreiber der größten Erlebnisholzkugel der 
Welt ziehen ihre erste Bilanz. Mit 150.000 Besuchern fällt laut den 
beiden Geschäftsführern der inMotion PARK Seenland GmbH Kim 
Kappenberger und Tom Zeller das Geschäftsjahr 2019 positiv aus. 
Außerdem kündigten sie an, mit den Bauarbeiten für das sogenann-
te See-Resort bereits im Herbst 2020 beginnen zu wollen.

„Wir sind mit dem ersten Ge-
schäftsergebnis seit der Eröffnung 
in diesem Jahr sehr zufrieden. Das 
für 2019 avisierte Ziel von 150.000 
Besuchern haben wir erreicht“, 
betonten die beiden Geschäfts-
führer. Rückblickend erinnerten 
sie an die Idee für den Bau eines 
naturnahen Freizeitparks mit dem 
Focus auf Bewegung und Erlebnis 
der Besucher, die schon 2014 ent-
standen sei. Da beide aus dem Re-
gensburger Raum kommen, seien 
die Pläne heimatnah am Steinber-
ger See im Landkreis Schwandorf 
mit großer Unterstützung des 
Steinberger Bürgermeisters Ha-
rald Bemmerl und Schwandorfs 
Landrat Thomas Ebeling verwirk-
licht worden. Bemmerl sprach 
von einer positiven Atmosphäre, 
die man hier in seiner Gemein-
de und dem Landkreis vorgefun-
den habe. Im Juli 2017 sei bereits 
die Baugenehmigung erteilt wor-
den, 2018 wurde dann trotz eini-
ger Herausforderungen bezüglich 
Statik gebaut worden. Im Janu-
ar 2019 konnten dann die Betrei-
ber das einmalige Bauwerk fertig-
stellen und der Öffentlichkeit prä-
sentieren. „Wichtigste Herausfor-
derungen und auch Investitionen 
für die Gemeinde Steinberg am 
See waren die Verbesserung von 
Infrastrukturmaßnahmen wie z.B. 
der Seerundweg und die Schaf-
fung von Parkflächen“, so Bem-
merl.

Ein Meilenstein des 
modernen Holzbaus

Nach rund 15 Monaten Bau-
zeit und einem Investitionsvolu-
men von circa 5,5 Millionen Euro 
ist diese Erlebnisholzkugel in vie-
lerlei Hinsicht ein Superlativ: 800 
Kubikmeter Holz, 200 Tonnen 
Stahl, 40 000 Schrauben, 18 000 
Bolzen und Stahldübel – das sind 
einige der Eckdaten dieses Mam-
mutprojektes. Erstmalig wurde 
diese Form moderner und bar-
rierearmer Holzarchitektur ge-
wählt, um allen Generationen Er-

lebnis, Bewegung und Natur zu 
vermitteln. Auch im Hinblick auf 
statische Komplexität der Holz-
konstruktion ist dieses Projekt 
ein Meilenstein in der Geschichte 
des Holzbaus, das von den Gäs-
ten vielfach bestaunt und gerne 
besucht wird. „Diese kugelförmi-
ge Konstruktion ist in dieser Di-
mension noch nie gebaut worden 
und ein echtes Aushängeschild 
des modernen Ingenieur-Holz-
baus, sie zeigt auch mit 50 Me-
ter Durchmesser in der Breite auf 
beeindruckende Weise das Po-
tential des Baustoffs Holz“, erläu-
tern die beiden Geschäftsführer.

Am 1. April 2019 eröffnete Bay-
erns Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder und betonte in seiner 
Eröffnungsrede, dass diese neue 
Tourismusattraktion vor der 
wunderbaren Kulisse des Stein-
berger Sees ein Meisterwerk der 
Architektur mit einem innovati-
ven und einzigartigen Erlebnis-
konzept für Jung und Alt ein Bau 
mit einer Strahlkraft für die ge-
samte Region sei.

Ausblick für das Jahr 2020

Auch in 2020  strebt die Ge-
schäftsleitung wieder mindes-
tens 150 000 Besucher an. Man 
werde den Outdoor-Spielplatz für 
Kinder erweitern und noch mehr 
Bio-Produkte in der Kugel-Gast-
ronomie anbieten. Auch soll im 
kommenden Jahr das neue Bau-
projekt „See-Resort“ angegan-
gen werden. Gemeint sind in 
einzelnen Bauabschnitten über 
30 hochwertigen Ferienhäuser, 
ebenfalls in moderner Holzarchi-
tektur mit hohem Ökostandart. 
Momentan laufen die finalen Ge-
spräche mit der Gemeinde, den 
Behörden und den Investoren. 
„Die Finanzierung unseres Ferien-
hausprojektes ist gesichert, der 
Baubeginn ist für Herbst 2020 ge-
plant, so dass die Eröffnung spä-
testens im Frühjahr 2022 erfolgen 
kann“, so Kappenberger und Zel-
ler.� r

Wir dürfen den Boden nicht mit Füßen treten:

4. Internationaler 
Bodentag in der Oberpfalz

Zum 4. Internationalen Bodentag begrüßten Neunburgs Bürger-
meister Martin Birner, der Stellvertretende Schwandorfer Land-
rat Jakob Scharf, der Regensburger Bürgermeister Jürgen Huber 
sowie der 1. Vorsitzende der Interessengemeinschaft gesunder 
Boden e.V. (IG Boden) Franz Rösl in der mit 500 Teilnehmern bis 
auf den letzten Platz besetzten Schwarzachtalhalle in Neunburg 
vorm Wald (Oberpfalz).

Referenten und Teilnehmer, 
und freuten sich über das gro-
ße Interesse und die positive Re-
sonanz auf diese brandaktuellen 
Themen. „Der Bodentag 2019 
steht auch heuer wieder unter 
dem zentralen Motto: Gesunder 
Boden – Gesunde Lebensmittel. 
Wir müssen aufpassen, dass wir 
nicht unser Kostbarstes, nämlich 
unsere Böden, mit Füßen treten. 
Denn viele Probleme mit unse-
rem Ökosystem lassen sich am 
schnellsten mit einem geänder-
ten Umgang mit unseren Böden 
lösen, um so wieder zu hochwer-
tigen Pflanzen, gesunden Tieren 
und nährstoffreichen Lebensmit-
teln zu kommen“, betonte Rösl 
bei seiner Begrüßung.

International  
renommierte Referenten

„Mit Blick auf die Referenten-
liste unterstreichen wir auch 
heuer wieder unseren Anspruch 
auf hohe Qualität und Aktuali-
tät. Dies verspricht eine inhalts-
starke Tagung mit vielen neuen 
Denkanstößen“, so Rösl in sei-

Rekultivierung des 
ehemaligen Wackersdorfer  

Braunkohlereviers
Landrat Ebeling sowie die Bürgermeister Falter und Bemmerl 

informieren sich über Baufortschritt bei Uniper aus Erster Hand
Seit Mitte des Jahres laufen auf dem Gelände des ehemaligen 
südlichen Wackersdorfer Braunkohletagebaus die Rekultivie-
rungsmaßnahmen im rund fünf Hektar großen nördlichen Ab-
schnitt unterhalb des Geotops. Auf Einladung von Uniper nutzten 
Schwandorfs Landrat Thomas Ebeling, Landschaftsarchitekt Prof. 
Dr. Sören Schöbel von der TUM (Technische Universität München) 
sowie die Bürgermeister von Wackersdorf, Thomas Falter, und 
Steinberg am See, Harald Bemmerl, die Möglichkeit, sich über die 
Baufortschritte aus Erster Hand vor Ort informieren zu lassen.

Andreas Stake, Uniper-Projekt-
leiter für das Oberpfälzer Seen-
land, gab zunächst einen kurzen 
Rückblick auf die seit 2009 erle-
digten Arbeiten auf dem West-
feld. Anschließend erläuterte er 
den aktuellen Stand der Arbei-
ten, insbesondere die derzeit 
laufenden, umfangreichen Bau-
maßnahmen rund um die auf-
wändigen Entwässerungsaufga-
ben, und die Zeitplanung zum 
Gesamtabschluss des Rekulti-
vierungsprojekts Westfeld En-
de 2022, vorbehaltlich des Vor-
liegens der entsprechenden Ge-
nehmigungen. „Unser Ziel ist“, so 
Stake, „die von den ursprüngli-

schutzes in unserem Gemeinde-
gebiet sein.“ 

Renaturierung des  
Moorwaldbestandes

Projektleiter Stake ergänzte: 
„Damit gelingt uns gleichzeitig 
über das dann weiter ausgebau-
te Grabensystem die Vernetzung 
und Wiedervernässung eines 
Moorwaldbestandes im Umfeld 
des naturnahen Weiher- und Vo-
gelschutzgebiets rund um den 
Hirtlohweiher. Der künftig gleich-
mäßigere Wasserzustrom zum 
Hirtlohweiher wird zur Wieder-
herstellung und zum Erhalt eines 

Erster Bürgermeister Martin Bir- 
ner, Neuburg vorm Wald	 Bild: JK

nem Eingangsstatement. Neben 
ihm informierten sechs hochran-
gige Referenten, darunter auch 
der Klima- und Umweltwissen-
schaftler Professor Dr. Ernst Ul-
rich von Weizsäcker, die Teilneh-
mer über aktuelle Themen rund 
um die Gesundheit von Boden, 
Pflanze, Tier und Mensch.

Umwelt in Not

Die Zuhörer wurden nicht ent-
täuscht. Denn die Wissenschaft-
ler und Praktiker auf der Refe-
rentenliste sprachen Themen an, 
die sich direkt und indirekt mit 
dem Boden beschäftigen. Ne-
ben der Vermeidung von Nähr-
stoffverlusten und der Förde-
rung der Bodenbiologie stand 
der Aufbau von Humus im Vor-
dergrund. Viele warteten auf 
den Vortrag von Professor Dr. 

Ernst Ulrich von Weizsäcker. Er 
setzte sich für eine nachhaltige 
Zukunft der Menschheit ein und 
referierte zu: Umwelt in Not – 
politische Aufgaben. Als Grund-
problem nannte er den Bevölke-
rungszuwachs seit 1950. Die Er-
nährungs- und Gesundheitssitu-
ation der Menschen habe sich 
durch neue Technologien zwar 
verbessert, aber „ökologisch ha-
be diese Entwicklung ein Desas-
ter angerichtet“. 

Regenerativ  
denken und handeln

Er forderte eine „regenera-
tive Denke, die Nachhaltigkeit 
wirklich ernst nimmt“ und warn-
te davor, dass „uns unsere Enkel 
als Umweltvernichter beschimp-
fen“. Begleitet wurde von Weiz-
säcker von Dr. Franz Ehrnsper-
ger. Der Ex-Lammsbräu-Chef lei-
tet die bundesweite Qualitäts-
gemeinschaft Bio-Mineralwasser 
und ist Fachbeirat bei der IG Bo-
den. Seine Formel: „ Auch Was-
ser wird angebaut und geerntet; 
wenn der Boden gesund ist, dann 
ist alles andere auch gesund.“

Ökologische Lebensmittel

Die gesamte Landwirtschaft 
im Blick hatte Dr. Felix Prinz zu 
Löwenstein, Vorsitzender des 
Bundes Ökologische Lebensmit-
tel. „ Das Prinzip des ökologi-
schen Landbaus ist wichtig, um 
den Schaden so gering wie mög-
lich zu halten. Wir können nicht 
erwarten, uns gesund zu halten 
in einer Umwelt, die wir krank 
machen.“ Er betonte: “Landwir-
te müssen erkennen, dass die Es-
ser ihre Kunden sind“. Rund zwei 
Drittel der anwesenden waren 
Landwirte und bewirtschaften 
überwiegend konventionell ihre 
Betriebe. 

Ehrung von  
Bodenbotschaftern

„Die Esser“ sind dann auch 
das Thema von Dr. Ursula Hud-
son, Bundesvorsitzende von Slow 
Food. Ihr Anliegen sind ursprüng-
liche und regional erzeugte Le-
bensmittel. Als Laudatorin wür-
digte sie positive Beispiele und 
ehrte drei „Botschafter gesun-
der Boden 2019“ : Michael Simml 
(Landwirt Gemüse- und Obstbau, 
Kreis Cham), Franz Kriechenbau-
er (Landwirt, Milchviehbetrieb 
mit Futter- und Marktfruchtbau, 
Kreis Neustadt/Waldnaab) und 
Manfred Gilch (Landwirt, Milch-
viehbetrieb und Futterbau, Kreis 
Roth). Sie alle hatten sich um ge-
sunden, humusreichen Boden 
verdient gemacht.� r

Alte Bäume digital erleben  

Neue Spessart-App führt zu 
alten Baumriesen 

Alte Bäume, Ausflugstipps und Wanderrouten: Die Bayerischen 
Staatsforsten haben eine neue App vorgestellt, die den Spessart und 
seine Attraktionen für Einheimische und Touristen besser erschlie-
ßen soll. Unter www.wald-im-spessart.de finden alle Waldinteres-
sierten zahlreiche Informationen über die Wälder des Spessart. Erste 
Nutzerin der App war die bayerische Digitalministerin Judith Gerlach.  

Bei der Vorstellung der neu-
en App im Nordspessart zeig-
te sich Staatministerin Gerlach 
begeistert von dem neuen An-
gebot: „Die Digitalisierung bie-
tet einen echten Mehrwert, 
selbst im Wald. Die Bayerischen 
Staatsforsten zeigen eindrucks-
voll, wie digitale Technik dem 
Menschen die Natur näher brin-

gen und so auch zum Schutz der 
Natur eingesetzt werden kann. 
So geht man achtsamer durch 
die Natur und mit ihr um. Die 
App ist ein echtes Update für 
den Spessart. Ich bin überzeugt 
davon, dass die neue Anwen-
dung zum Naturverständnis ei-
ner breiten Öffentlichkeit bei-
trägt.“� r 

Informieren sich aus erster Hand bei Uniper-Projektleiter Andreas 
Stake (3.v.li.) v.l.: Bürgermeister von Wackersdorf, Thomas Falter, 
Schwandorfs Landrat Thomas Ebeling, Harald Bemmerl, Bürger-
meister der Gemeinde Steinberg am See, Kerstin Bernauer von 
Uniper, Uniper-Bauleiter Jörg Engel und Landschaftsarchitekt 
Prof. Dr. Sören Schöbel-Rutschmann von der Technischen Univer-
sität München. Im Hintergrund die Arbeiten rund um das Sicker-
wassersammelbecken im Bauabschnitt 02.Bild: Jan Kiver, Uniper SE, 2019	

Die inMotion PARK Seenland GmbH mit Sitz in Steinberg am See 
betreibt die größte Erlebnisholzkugel der Welt mit der dazugehöri- 
gen Gastronomie „Kugelwirtschaft“ am Steinberger See. Weitere In-
fos unter: www.dieholzkugel.de� r

chen Eigentümern intensiv indus-
triell genutzten Flächen nicht nur 
der Natur als ökologisch wertvol-
le Landschaften, sondern auch 
den Menschen in der Region als 
öffentlich zugängliche Flächen 
zurückgeben zu können. Dafür 
investiert Uniper einen hohen 
zweistelligen Millioneneurobe-
trag.“  

Nachvollziehbar  
und nachhaltig

Landrat Ebeling zeigte sich 
über die transparente Vorge-
hensweise und nachhaltige Ziel-
setzung von Uniper angetan: 
„Wir freuen uns, dass sich Uni-
per sichtbar und erfolgreich dar-
um bemüht, die heimische Wirt-
schaft an dem Investitionsvo-
lumen teilhaben zu lassen. Ein 
Großteil der Bauaufträge sind 
an Firmen aus der Oberpfalz ge-
gangen. Ganz im Sinne des Klima-
schutzes stammen die aufzubrin-
genden Böden aus der näheren 
Umgebung.“ 

Verbesserung des  
Hochwasserschutzes

Wackersdorfs Bürgermeister 
Thomas Falter sah es als gelun-
genes Zeichen eines intensiven 
Informationsaustauschs, dass im 
Zuge der Rekultivierungsarbei-
ten gemeinsam mit Uniper nach 
Lösungen zur Verbesserung des 
Hochwasserschutzes für den 
Bauhof gesucht wird. Falter be-
tonte: „Die geplante Lösung sieht 
den Ausbau des Entwässerungs-
grabens zwischen Industriestra-
ße und Westfeld mit zusätzlichen 
Regenrückhaltebecken bei Stark- 
regenereignissen vor. Dies wird 
ein wesentlicher Baustein zur 
Verbesserung des Hochwasser-

natürlichen Wasser- und Nähr-
stoffhaushalts beitragen und der 
großflächigen Verlandung des 
Gebiets entgegenwirken“.

Steinbergs Bürgermeister Ha-
rald Bemmerl, dessen Gemein-
defläche ebenfalls direkt an das 
Westfeldgelände angrenzt, sah 
die Aktivitäten und Ziele von Uni-
per positiv: „Als Tourismusge-
meinde hoffen wir, mit Uniper 
und unserer Schwestergemein-
de gemeinsame Lösungen zu er-
arbeiten, um den bisher so tren-
nend wirkenden „Fremdkörper“ 
Westfeld, als Vernetzungskorri-
dor gestalten zu können und so-
mit dem Tourismus in unserer Re-
gion weiter Auftrieb zu geben.“ 

Mit einer ausführlichen Infor-
mationsfahrt durch das gesamte 
Westfeldgelände konnte Uniper 
die einzelnen Rekultivierungs-
schritte und -phasen fühlbar und 
nachvollziehbar machen.

Vom Braunkohlerevier  
zum wertvollen Biotop 

Hintergrund: Insgesamt sieben 
Jahrzehnte war das Wackersdor-
fer Braunkohlerevier von berg-
männischer Nutzung geprägt. 
Die Rekultivierung der West-
feld-Flächen lag bei der ehema-
ligen Bayerischen Braunkohlein-
dustrie (BBI), dem Bayernwerk 
und E.ON, von der Uniper die 
Aufgabe übernommen hat. Das 
Rekultivierungsprojekt wurde 
2002 gestartet. Der Abschluss ist 
bis Ende 2022 in mehreren Etap-
pen vorgesehen.  

Im Zuge des Rekultivierungs-
vorhabens wird insbesondere 
auch das vorhandene Entwässe-
rungssystem und die Sickerwas-
seraufbereitung für das Westfeld 
grundlegend modernisiert und 
ausgebaut.� r

Interessengemeinschaft  
gesunder Boden e.V. 

Der Verein Interessengemeinschaft gesunder Boden e.V.mit 
Sitz in Regensburg bildet ein bundesweites Netzwerk zum Wis-
senstransfer unterschiedlicher Fakultäten mit dem Ziel, wieder 
gesunde Böden mit hoher Wasseraufnahme und Wasserspei-
cherfähigkeit aufzubauen.

 Neben der Vermeidung von Nährstoffverlusten, der Förde-
rung der Bodenbiologie und der Umsetzung der optimalen Bo-
dennährstoff-Verhältnisse, steht der Aufbau von Humus im 
Vordergrund. 

Der Verein versteht sich als Plattform, um altes und neues 
Wissen zu sammeln und es bodeninteressierten Verbrauchern, 
Verbänden, Instituten, Landwirten, Tierärzten, Ärzten und Wis-
senschaftlern zur Verfügung zu stellen.

Die Interessengemeinschaft gesunder Boden e.V. wurde im 
Oktober 2018 mit dem Umweltpreis der Stadt Regensburg aus-
gezeichnet. 
Weitere Informationen: www.ig-gesunder-boden.de� r
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Zentrum Wald-Forst-Holz Weihenstephan:

Blick aufs Ganze
Erfreuliche Resonanz bei der Tagung Agroforstsysteme

Groß war das Interesse am 7. Forum Agroforstsysteme, das erst-
mals in Bayern stadttfand. Das Forum versteht sich als Plattform 
für Praxis, Forschung und Beratung der Agroforstwirtschaft und 
gilt als wichtigste Veranstaltung zu diesem Themengebiet im 
deutschsprachigen Raum. 

Unter dem Motto „Blick aufs 
Ganze! Innovative Landnutzung 
mit vielfältigen Funktionen in 
der Kulturlandschaft“ trafen sich 
rund 200 Wissenschaftler, Bera-
ter und Praktiker aus Deutsch-
land, Österreich, Tschechien und 
der Schweiz auf dem Weihen-
stephaner Campus in Freising 
und beleuchteten die Agroforst-
systeme. 

Zu der Veranstaltung luden 
die Bayerischen Landesanstalten 
für Landwirtschaft (LfL) sowie 
für Wald und Forstwirtschaft 
(LWF), die TU München (TUM), 
Lehrstuhl für Strategie und Ma-
nagement der Landschaftsent- 
wicklung und das Zentrum Wald- 
ForstHolz Weihenstephan ge-
meinsam ein. Die Präsidenten 
der Bayerischen Landesanstal-
ten für Landwirtschaft, Jakob 
Opperer sowie für Wald und 
Forstwirtschaft, Olaf Schmidt er-
öffneten die Tagung. Einen mit-
reißenden Keynote-Vortrag hielt 
Professor em. Dr. Alois Heißen-
huber, ehemals TUM, zum The-
ma „Landwirtschaft der Zukunft 
– produktiv, umweltverträglich 
und gesellschaftskonform“. 

Gerade die beiden Aspek-
te effizient und produktiv sowie 
nachhaltig und gesellschaftskon-
form widersprechen sich eigent-
lich und es ist die große Heraus-

forderung, diese beiden Vorga-
ben bei zukunftsfähigen Mo-
dellen der Landwirtschaft in 
Einklang zu bringen. 

Biologische Vielfalt  
und Kohlenstoffbindung

Im Fokus der rund 40 Vorträge 
und Posterpräsentationen stan-
den ökologische, ökonomische, 
landschaftsgestalterische, pflan-
zenbaulichproduktionstechni-
sche und rechtliche Aspekte. 
Gegenstand der Vorträge und 
Poster zu den Umweltleistun-
gen von Agroforstsystemen wa-
ren vor allem die positiven Wir-
kungen auf den Wasserhaushalt, 
den Boden, die biologische Viel-
falt und die Kohlenstoffbindung 
im Boden. Dr. Herbert Borchert 
von der LWF stellte ein Agro-
forstsystem mit Fruchtfolge aus 
Winterweizen, Hafer und Klee-
gras im Ökolandbau in Kombina-
tion mit Energieholzstreifen vor, 
das genauso wirtschaftlich sein 
kann wie die reine Ackerkultur. 

Nahe den Gehölzstreifen wa-
ren die Erträge der Ackerfrüch-
te niedriger als auf dem Feld oh-
ne Energieholzstreifen, etwas 
weiter entfernt von den Gehöl-
zen waren sie jedoch höher. Bei-
des glich sich aus, sodass bezo-
gen auf die beackerte Fläche die 

Erträge gleichblieben.  Christi-
an Genser von der Hochschule 
Weihenstephan-Triesdorf prä-
sentierte Ergebnisse von An-
bauversuchen mit Paulownien 
in Weihenstephan. Bei den in 
China beheimateten Arten der 
Gattung Paulownia (Blauglo-
ckenbäume) handelt es sich um 
schnell wachsende Baumarten, 
die hervorragendes Nutzholz 
wie auch Energieholz liefern. Bei 
einer Rohdichte von 0,29 g/cm³ 
ist das Holz deutlich leichter als 
Fichtenholz, besitzt aber den-
noch eine hohe Festigkeit, die 
einen Einsatz im Instrumenten-, 
Möbel-, Fahrzeug- und Schiffs-
bau ermöglicht. Die Arten könn-
ten durch den Klimawandel der-
art profitieren, dass sie auch für 
einen Anbau in Bayern in Frage 
kommen. Die Tagungsteilneh-
mer konnten sich von der er-
staunlichen Wuchskraft selbst 
ein Bild machen. Zweijährige 
Stockausschläge aus dem zwei-
ten Umtrieb erreichen auf einer 
CampusVersuchsfläche Höhen 
von acht Metern.  

Dr. Philipp Weckenbrock von 
der Justus-Liebig-Universität Göt- 
tingen betonte, dass Klima-
schutz und Anpassung an den 
Klimawandel aktuell zu den 
größten Herausforderungen für 
Landwirtschaft und Gesellschaft 
zählen. Bodenerosion durch 
Starkniederschläge und Ernte-
ausfälle bei Hitze- und Dürrepe-
rioden werden zunehmend pro-
blematisch. In Hinblick dessen 
gilt es, landwirtschaftliche Flä-
chen so zu nutzen, dass durch 
ganzjährige Bedeckung – wie 
beispielsweise durch Energie-, 
Wertholz- und Obstbaumstrei-
fen – direkter Oberflächenab-
fluss gebremst und reduziert 
wird. Gleichzeitig kann der Bo-
den durch Humusaufbau mehr 
Wasser aufnehmen und langfris-
tig speichern. Neben der Anpas-
sung an sich ändernde Klimabe-
dingungen werden von diesen 
Agroforstsystemen auch vie-
le weitere positive Auswirkun-
gen erwartet: zum einen – z. B. 
durch erhöhte Bodenfruchtbar-
keit und zusätzliche Erträge – 
für den Hof selbst, zum anderen 
auch für die Gesellschaft. So zei-
gen viele wissenschaftliche Stu-
dien den Wert von Agroforstsys-
temen für den Schutz der Arten-
vielfalt, des Grundwassers und 
des globalen Klimas. Dr. Daniel 
A. Amthauer Gallardo vom Thü-
nen-Institut betonte die Bedeu-
tung von Agroforstsystemen als 
wichtigen Bausteinen einer zu-
kunftsfähigen, nachhaltigen und 
multifunktionellen Landnutzung.

Die Politik ist gefragt

Bislang rechnet sich diese Be-
wirtschaftungsform trotz beste-
hender Förderwege für die Land-
wirte häufig nicht. Die Politik ist 
daher gefragt, die Systeme so zu 
fördern, dass sie für Landwirte 
finanziell attraktiv werden und 
alle Vorzüge dieser Anbauform 
zur Geltung kommen. Die Ver-
breitung von Agroforstsyste-
men in Deutschland zu erhöhen 
ist erklärtes Ziel des im Sommer 
2019 gegründeten „Deutschen 
Fachverbands für Agroforstwirt-
schaft e.V. (DeFAF)“. Dr. Christi-
an Böhm von der Brandenbur-
gischen Technischen Universität 
Cottbus-Senftenberg berichtete 
über die Aktivitäten des DeFAF 
in Politik und Branche.  Im Rah-
men eines „Marktplatzes“ konn-
ten sich die Tagungsteilnehmer 
über Dienstleistungen, staatli-
che und private Beratungsange-
bote sowie Praxiserfahrungen 
von Landwirten informieren. Am 
zweiten Tag fanden ein Work-
shop zur Planung von Agroforst-
systemen sowie Fachexkursio-
nen zu Betrieben in der Region 
statt. Einig waren sich die Teil-
nehmer darin, dass sie sich mehr 
Unterstützung für die Etablie-
rung dieser ökologisch nachhal-
tigen Landnutzungsform durch 
die Politik und die Landwirt-
schaftsverwaltung wünschen. �r

Ausgezeichnete Staatspreisträger, deren vorbildliche Waldbewirtschaftung Landwirtschaftsministe-
rin Michaela Kaniber (vorn, Bildmitte) lobte.	 Bild: Warmutj/StMELF

Kaniber verleiht 15 Staatspreise  
an vorbildliche Waldbesitzer

Für die vorbildliche Bewirtschaftung ihrer Wälder hat Forstminis-
terin Michaela Kaniber 14 private und kommunale Waldbesitzer 
sowie einen forstwirtschaftlichen Zusammenschluss mit Staats- 
preisen ausgezeichnet. „Mit diesem Preis möchte ich Ihnen für 
Ihr langjähriges Engagement für den Wald und damit auch für die 
Menschen in Bayern danken“, sagte Kaniber beim Festakt in der 
Münchner Residenz. Die Preisträger hätten sich seit Jahrzehnten 
vorbildlich für den Aufbau naturnaher und strukturreicher Misch-
wälder verdient gemacht, so die Ministerin. 

Die Auszeichnung wird seit 
1997 alle zwei Jahre vergeben. 
Die Preisträger wurden aus 63 
Kandidaten von einer Fachjury 
ausgewählt. Der Preis ist mit ei-
ner Staatsmedaille und Preisgeld 
von je 1.000 Euro dotiert.

Die Preisverleihung stand 
dieses Jahr unter dem Motto 
»nachhaltig.vielfältig«. „Sie tra-

gen mit ihrer Waldbewirtschaf-
tung wesentlich dazu bei, den 
Artenreichtum in unserem Land 
zu fördern und zu erhalten. 

Verantwortungsvollen  
Pflege und Nutzung

Mit einer verantwortungs-
vollen Pflege und Nutzung der 

Waldbestände schaffen sie viel-
fältige Lebensräume für zahlrei-
che waldtypische Arten“, sagte 
Kaniber. 

Verlässlicher Partner

Die Preisträger stellen sich 
den Worten der Ministerin zu-
folge den großen Herausforde-
rungen, die der Klimawandel für 
den Wald mit sich bringt. Dabei 
steht die Bayerische Staatsre-
gierung den privaten und kom-
munalen Waldbesitzern bei den 
Herausforderungen des Klima-
wandels als verlässlicher Part-
ner mit umfangreichen Förder-
programmen und kostenloser 
Beratung zur Seite. � r

Holder Geräteträger im Winterdienst:

Zuverlässige Technik für  
sichere Straßen und Wege

Gerade die Betreiber kommunaler Fuhrparks stehen jeden Win-
ter vor der Frage, wie sie ihre Winterdienstaufgaben mit einer in-
telligenten Kombination aus Trägerfahrzeugen und Anbaugeräten 
zuverlässig, effizient und kostengünstig bewältigen können.

Mit seinem Premium-Fahrzeug- 
programm von 45 bis 130 PS bie-
tet Holder ein breites Spektrum 
an Geräteträgern für den Win-
terdienst. Leichte bis mittlere 
Räum- und Streuaufgaben kön-
nen zuverlässig mit den Knick-
lenkern der X-, B- und C-Reihe 
oder auch mit dem Vier-Rad-ge-
lenkten MUVO erledigt werden. 
Im Heavy-Duty-Einsatz, insbe-
sondere in den schneereichen 
und alpinen Regionen, überzeu-
gen die leistungsstarken Mo-
delle der S-Reihe. Eine Vielzahl  
an Räumschildern, Schneefräsen 
und Streuern lässt sich problem-
los über die genormten Schnitt-
stellen anbauen. Durch die jah-
relange enge Zusammenarbeit 
von Holder mit seinen Premium-
partnern sind Fahrzeug und An-
baugerät optimal aufeinander 
abgestimmt, um technisch ein-
wandfreie, effiziente und lang-
fristig funktionierende Kom-
plettsysteme bereitzustellen. 

Kunden schätzen bei Holder 
vor allem die Knicklenkung. Mit 
ihr kann man zum einen Hin-
dernissen auch auf kleinstem 
Raum ausweichen und zum an-
deren lässt sich das Anbauge-
rät, also das Räumschild oder die 
Schneefräse, über die Lenkung 

spielend leicht und optimal aus-
richten. Durch die dreidimensi-
onale Neigungsverstellung kann 
dabei auf alle Umgebungsvaria-
blen eingegangen werden. Auch 
die Schwimmstellung, die einen 
gleichmäßigen Abstand zum Bo-
den ermöglicht und so die An-
baugeräte schont bzw. für eine 
längere Lebensdauer sorgt, ist 
ein wichtiger Aspekt. Vor allem 
beim Schneefräsen wirkt die in-
telligente Grenzlastregelung: Sie 
sorgt dafür, dass sich die Fahr-
geschwindigkeit automatisch an 
die Leistungsabnahme am Front- 
anbaugerät anpasst. 

Damit der Fahrer bei Mi-
nustemperaturen und im Dauer- 
einsatz volle Leistung bringen 
kann, verfügen die Holder Kom-
fortkabinen über eine optima-
le Wärmedämmung, leistungs-
starke Heizungen und winter- 
gerechte Ausstattungsmerkmale 
wie Sitzheizung, Klimaanlage, 
beheizbare Frontscheibe und 
Außenspiegel. Gute Servicezu-
gänglichkeit wird bei Holder un-
ter anderem durch die zu öff-
nenden Seitenklappen gewähr-
leistet. Die Fahrzeuge von Hol-
der sind Multifunktionsgeräte, 
die ganzjährig eingesetzt wer-
den können. � r

Holder-Modelle sind multifunktional einsetzbar. Unser Bild zeigt 
ein Grundfahrzeug mit Kahlbacher-Fräse und Fiedler-Streuer.� r
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Zahlreiche Erfolgsgeschichten
Verleihung der Integrationspreise in Ober- und Unterfranken, Schwaben und Oberbayern 

Gemeinsam mit Regierungspräsidentin Heidrun Piwernetz hat In-
nen- und Integrationsminister Joachim Herrmann den Integrati-
onspreis der Regierung von Oberfranken verliehen. Er wird an In-
itiativen und Projekte vergeben, die helfen, die Integration von 
Migrantinnen und Migranten zu fördern. 

„Sie zeigen mit Ihren herausra-
genden Initiativen eindrucksvoll, 
wie Integration gelingen kann“, 
lobte Herrmann die Teilnehmer. 
Der Minister ist überzeugt: „Die 
Art und Weise, wie wir die vie-
len Menschen, die einige Zeit 
oder dauerhaft bei uns bleiben 
dürfen, in unser Land integrie-
ren, ist ausschlaggebend für das 
Bayern von morgen und den so-
zialen Frieden in unserem Land.“ 
Umso mehr freue ihn, dass es in 
Bayern so viele Erfolgsgeschich-
ten von Menschen gibt, die im 
Freistaat erfolgreich eine neue 
Heimat gefunden haben. Den 
diesjährigen Gewinnern des In-
tegrationspreises sprach Herr-
mann Dank und Anerkennung 
aus: „Sie sind diejenigen, die sich 
tagtäglich vor Ort für Integration 
einsetzen und sie mit Leben er-
füllen. Das ist eine unbezahlbar 
wertvolle Leistung!“

Die oberfränkischen Prei-
se gingen an den Migranten- 
und Integrationsbeirat der Stadt 
Bamberg, an den TSV Unterlau-
ter und an die Freiwillige Feuer-
wehr Wunsiedel. 

Migranten- und  
Integrationsbeirat 
der Stadt Bamberg,

Der Migranten- und Integra-
tionsbeirat (MIB) engagiert sich 
seit 25 Jahren für die Belange 
und Probleme von Bürgerinnen 
und Bürgern mit ausländischen 
Wurzeln. Er übt eine Brücken-
funktion zwischen Migrantinnen 
und Migranten, der Stadtver-
waltung und der Öffentlichkeit 
aus und vertritt circa 15.600 Bür- 
gerinnen und Bürger. Der MIB 
besteht aus insgesamt 22 Mit-
gliedern aus 18 verschiedenen 
Nationen. Zu seinen wichtigsten 
Aktivitäten gehören die „Inter-
nationalen Wochen gegen Ras-
sismus“, die in diesem Jahr zum 
insgesamt siebten Mal stattge-
funden haben.

Daneben richtet der MIB das 
im zweijährigen Rhythmus aus-
getragene Internationale Fuß-
ballturnier mit Familienfest so-
wie die Interkulturellen Wochen 
aus. Rund 100 Veranstaltun-
gen machen die interkulturel-
le Vielfalt in Bamberg sichtbar 
und laden ein zum interkulturel-
len Austausch und Kulturgenuss, 
aber auch zur Auseinanderset-
zung mit den wichtigen The-

men Migration, Integration, und 
den Chancen und Herausforde-
rungen interkulturellen Zusam-
menlebens. Viele erfolgreiche 
Integrationsprojekte, die in der 
Trägerschaft der Stadt oder an-
derer sozial engagierter Institu-
tionen laufen, sind vom MIB an-
geregt, mitinitiiert oder bei der 
Implementierung unterstützt 
worden.

Seit etwa drei Jahren wer-
den junge Migrantinnen und 
Migranten sowie Förderschü-
lerinnen und -schüler der Hein-
rich-Schaumberger-Schule in Co-
burg in den Trainings- und Wett-
kampfbetrieb integriert. Fünf 
Mädchen aus dem Irak und Syri-
en sowie vier Schülerinnen und 
Schüler der Heinrich-Schaum-
berger-Schule spielen mit 40 an-
deren Kindern Tischtennis im 
Verein. Die Tischtennisabteilung 
des TSV Unterlauter ist der ein-
zige oberfränkische Verein, der 
mit einer Mädchenmannschaft, 
die nur aus Migrantinnen be-
steht, am Spielbetrieb teilnimmt.

Pro Saison werden insgesamt 
18 Spiele ausgetragen, an denen 
die Mädchen im Alter zwischen 
12 und 16 Jahren begeistert teil-
nehmen. In Kooperation mit dem 
Sonderpädagogischen Förder-
zentrum der Heinrich-Schaum-
berger-Schule in Coburg werden 
auch Tischtennis-Minimeister-
schaften ausgetragen, die es den 
Jugendlichen ermöglichen, un-
kompliziert mit dem Tischtennis-
sport in Berührung zu kommen. 
Bei den gemeinsamen sportli-
chen Aktivitäten werden auch 
Freundschaften geknüpft und die 
Sprachkenntnisse verbessert.

„Hilfe für Helfer –  
gemeinsam durchs Feuer“

Das Projekt „Hilfe für Helfer – 
gemeinsam durchs Feuer“ ver-
knüpft die Integration von Men-
schen mit Migrationshintergrund, 
insbesondere der Jugendlichen, 
mit dem ehrenamtlichen Engage-
ment zum Wohle der Bevölke-
rung. Derzeit sind bei der Freiwil-
ligen Feuerwehr Wunsiedel neun 
Erwachsene und sechs Jugendli-
che mit Migrationshintergrund bei 
der Erwachsenen- bzw. Jugend-
feuerwehr im Einsatz. Die ersten 
Kontakte gingen dabei von einer 
ukrainischen Familie aus, die sich 
für die Arbeit der Freiwilligen Feu-
erwehr Wunsiedel interessierte. 

Heute ist fast die gesamte Fa-
milie dort tätig. Die Mitbürgerin-
nen und Mitbürger mit Migra-
tionshintergrund sind sowohl 
bei den Übungen als auch den 
zahlreichen Einsätzen regelmä-
ßig vertreten. Sie engagieren 
sich auch bei den sonstigen Ver-
anstaltungen des Vereins. Im Ge-
genzug werden die Migrantinnen 
und Migranten bei Behördengän-
gen, der Ausbildungs- und Ar-
beitsplatzsuche oder schulischen 
Problemen von den Verantwort-
lichen der Freiwilligen Feuer-
wehr Wunsiedel unterstützt. Das 
Preisgeld in Höhe von insgesamt 
5.000 Euro wurde vom Bayeri-
schen Innenministerium bereit-
gestellt und auf die Gewinner 
aufgeteilt. 

Mit dem unterfränkischen In-
tegrationspreis zeichnete Innen- 
und Integrationsstaatssekretär 
Gerhard Eck gemeinsam mit Re-
gierungsvizepräsident Jochen Lan-
ge die Landsmannschaft der Deut-
schen aus Russland e.V. – Orts- 
und Kreisgruppe Würzburg-Kit-
zingen, die Freiwillige Feuerwehr 
Geckenau sowie den Caritasver-
band für die Stadt und den Land-
kreis Schweinfurt e.V. aus. 

Maisach, Puchheim 
und Rosenheim

Der oberbayerische Integrati-
onspreis wurde von Staatsminis-
ter Herrmann und Regierungs-
präsidentin Maria Els vergeben. 
Die Preise gingen an die Mittel-
schule Maisach für ihr Theater-
projekt „Hoch, höher, am höchs-
ten – die Geschichte einer Stadt, 
die hoch hinaus wollte“, an die Kin-
dergruppe Domagkpark e. V., an 
die Interessengemeinschaft Klet-
tern Südbayern e. V., an die Stadt 
Puchheim für das Projekt „VorO-
rt – Finde Deine Ausbildung!“ und 
an Franziska Eslami aus Rosen-
heim mit ihrem Kinderkunstpro-
jekt „young art rosenheim“.

Mit Regierungspräsident Dr. 
Erwin Lohner verlieh Herrmann 
schließlich den Integrationspreis 
der Regierung von Schwaben. 
Die Preise gingen an das Freiwil-
ligen-Zentrum Augsburg, an den 
Channel Welcome aus Augsburg, 
an die faribag Integrationswerk-
statt aus Schwabmünchen, an 
TAFF Kempten und an die Theater-
schule mobilé aus Marktoberdorf.

Bewerben konnten sich Kom-
munen, Schulen, Vereine oder 
Einzelpersonen, die Integration 
von Zuwanderern in der Gesell-
schaft in besonderem Maße för-
dern und sich für ein aktives Mit-
einander mit und ohne Migrati-
onshintergrund einsetzten.� DK

Tagung der Oberpfälzer  
Landräte in Velburg

Themen: Lebensmittelsicherheit, ÖPNV, Eingliederungshilfen bei Legasthenie und  
Dyskalkulie, kommunaler Finanzausgleich und Flächenverbrauch

Bei der Tagung der Oberpfälzer Landräte in Lengenfeld (Stadt Velburg) 
im Landkreis Neumarkt waren unter anderem die Lebensmittelsicher-
heit, der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV), Eingliederungshil-
fen bei Legasthenie und Dyskalkulie, der kommunale Finanzausgleich 
sowie der Flächenverbrauch die beherrschenden Themen. 

Aufgrund aktueller Rückrufak-
tionen von Lebensmitteln und mit 
Listerien belasteter Lebensmittel 
informierte Abteilungsdirektor 
Horst Schmid von der Regierung 
der Oberpfalz die Landräte über 
das europäische Schnellwarnsys-
tem für Lebensmittel und Futter-
mittel, kurz RASFF (Rapid Alert 
System for Food and Feed). Über 
die nationalen Koordinationsstel-
len werden hiermit Warnungen 
vor auffälligen Lebensmitteln so-
wie behördlich angeordnete Pro-
duktrückrufe von Lebensmitteln 
und Futtermitteln dokumentiert 
und an die EU-Mitgliedsstaaten 
weitergeleitet. Wichtig sei bei Le-
bensmittelskandalen, wie vor we-

nigen Wochen auch in der Ober-
pfalz, eine enge Zusammenarbeit 
von Landratsämtern, Regierung, 
dem Landesamt für Gesundheit 
und Lebensmittelsicherheit (LGL) 
und dem Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz, 
betonte Schmid. 

Auch das Thema Tiertranspor-
te wurde angesprochen. Hier wa-
ren sich die Landräte einig, so ihr 
Sprecher Landrat Richard Reisin-
ger (Lkr. Amberg-Sulzbach), dass 
das Tierwohl immer fest im Blick 
sein müsse und keinesfalls ge-
fährdet werden dürfe. 

Nach wie vor im Blickfeld der 
Landräte ist auch das Thema Afri-
kanische Schweinepest. „Wir be-

obachten das bereits seit mehr 
als zwei Jahren mit großer Sor-
ge und haben deshalb in den 
Landkreisen der Oberpfalz längst  
Präventivmaßnahmen ergriffen“, 
sagte Landrat Reisinger. In seinem 
Landkreis stünde beispielsweise 
ein so genanntes Steenhaus be-
reit, dass im Ernstfall jederzeit ak-
tiviert werden könnte. Zudem soll 
eine Sammelstelle eingerichtet 
werden, in der verendete Wild-
schweine zwischengelagert wer-
den könnten, um sie auf die Afri-
kanische Schweinepest hin zu un-
tersuchen. 

Perspektiven des ÖPNV

Ein weiteres wichtiges Thema 
für den ländlichen Raum ist der 
öffentliche Personennahverkehr. 
Hierzu tauschten sich die Landrä-
te bei der Arbeitssitzung mit Re-
gierungsrat Robert Thoma von 

der Regierung der Oberpfalz über 
die Perspektiven für die Entwick-
lung des ÖPNV aus. In diesem Zu-
sammenhang wiesen die Land-
räte noch einmal auf die Bedeu-
tung des Ausbaus der Bahnstre-
cke München-Schwandorf-Prag 
hin, die aktuell im vordringlichen 
Bundesverkehrswegeplan stehe. 
„Hier wird uns sehr viel Geduld 
abverlangt“, äußerte sich Landrat 
Reisinger im Pressegespräch. Im 
Austausch mit unseren Nachbarn 
in Tschechien sei diese Verbin-
dung äußerst vital, so der Spre-
cher der Oberpfälzer Landräte.

Darüber hinaus forderten die 
Landräte, dass Vergünstigungen 
wie das 365-Euro-Ticket, die nur 
für Verkehrsverbünde wie bspw. 
den VGN vorgesehen sind, flä-
chendeckend in Bayern gelten 
sollten. Ansonsten würden Land-
kreise, die keinem Verbund ange-
hören, benachteiligt. 

Flächenverbrauch

Landrat Willibald Gailler ging 
noch auf das Thema Flächenver-
brauch ein. Er befürchtet, dass 
„der ländliche Raum den Kür-
zeren ziehen könnte“. Die Pla-
nungshoheit müsse bei den Kom-
munen liegen und der ländliche 
Raum dürfe nicht zum Verlierer 
werden, so Gailler. Der Neumark-
ter Landkreischef verwies in die-
sem Zusammenhang auf den Ver-
brauch an Flächen für Wohn-
häuser, Gewerbegebieten so-
wie Straßen und Schienen in der 
Oberpfalz von 10,9 %, der nied-
rigste Wert in ganz Bayern. „Der 
Flächenverbrauch ist das Gebot 
der Stunde und wir wollen un-
sere Natur bewahren, aber die 
wirtschaftliche Entwicklung und 
die Sicherung von Arbeitsplätzen 
dürfe nicht darunter leiden“, so 
Gailler.

Legasthenie und Dyskalkulie

Auf der Tagesordnung der Land- 
rätetagung stand zudem das The-
ma „Aufgaben der Kinder- und Ju-
gendhilfe bei Legasthenie (Lese- 
und Rechtschreibstörung) und 
Dyskalkulie (Rechenstörung)“. 
Therapien bei diesen als Krank-
heit eingestuften Störungen sind 
jedoch im Leistungskatalog der 
Krankenkassen nicht enthalten, 
erklärte als Sprecher der Ober-
pfälzer Jugendamtsleitungen, Re- 
gierungsrat Thomas Schieder 
vom Landratsamt Amberg-Sulz-
bach. Die Kinder- und Jugendhil-
fe, zuständig für Eingliederungs-
hilfen für seelisch behinderte Kin-
der und Jugendliche, übernimmt 
auf Grundlage des Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes die Kosten für 
ambulante Therapiemaßnahmen, 
sofern Kinder einem Integrations-
risiko ausgesetzt, also deren Teil-
habe am Leben in der Gemein-
schaft beeinträchtigt ist.

Lässt sich dieses Integrationsri-
siko nicht feststellen, müsse dies 
aber trotz fachärztlicher Befun-
de abgelehnt werden, so Schie-
der. Betroffene Eltern verstünden 
zwar oftmals die Rechtslage der 
Jugendämter, seien aber letzt-
endlich mit den therapeutisch 
notwendigen Kosten von monat-
lich 150 Euro oder mehr finanzi-
ell überfordert, ergänzte Landrat 
Richard Reisinger.  

Die Oberpfälzer Landräte for-
dern deshalb, dass die Therapie-
kosten bei Legasthenie und Dys-
kalkulie von den Krankenkas-
sen übernommen werden. Auch 
entsprechende Förderangebo-
te durch die Schulen und Unter-
stützung durch den Schulpsycho-
logen könnten Maßnahmen sein, 
um Kinder mit Legasthenie oder 
Dyskalkulie frühzeitig im Entwick-
lungsprozess zu unterstützen und 
sie in ihrem gewohnten Umfeld 
zu integrieren, so die Landräte.

Zum Abschluss ging der Ge-
schäftsführer des Bayerischen 
Landkreistages, Dr. Johann Kel-
ler, auf die Ergebnisse der Ge- 
spräche über den kommunalen  
Finanzausgleich mit Finanzminis-
ter Albert Füracker ein (vgl. hier-
zu Bericht auf Seite 1).� r

V.l.: Tanja Schweiger (Lkr. Regensburg), Franz Löffler (Lkr. Cham), 
Richard Reisinger (Lkr. Amberg-Sulzbach, Sprecher der Oberpfälzer 
Landräte), Regierungspräsident Axel Bartelt, Willibald Gailler (Lkr. 
Neumarkt), Dr. Johann Keller (Geschäftsführendes Präsidialmit-
glied Bayerischer Landkreistag), Thomas Ebeling (Lkr. Schwandorf). 
� Bild: Christine Hollederer

Leitbild erhält Nachhaltigkeitspreis:

„Deine Zukunft 2030. 
Amberg-Sulzbach“

Der Landkreis Amberg-Sulzbach ist für sein Leitbild „Deine Zu-
kunft 2030. Amberg-Sulzbach“ in der Kategorie Nachhaltige Ge-
meinde-, Stadt- und Regionalentwicklung mit dem renommier-
ten Deutschen lokalen Nachhaltigkeitspreis ZeitzeicheN prämiert 
worden. Der Preis würdigt vorbildliches Engagement bei der Um-
setzung der Agenda 2030. 

Insgesamt musste die Jury aus 
138 Bewerbungen in 5 Kategori-
en die Gewinner auswählen. Als 
Vorzeigeprojekt im Rahmen der 
Ziele für nachhaltige Entwicklung 
geht der Landkreis Amberg-Sulz-
bach voran und wurde für sein 
außerordentliches Engagement  
in der nachhaltigen Regionalent-
wicklung ausgezeichnet. 

Dank Nachhaltigkeitsrat, jähr-
licher Nachhaltigkeitskonferenz 
und einem Leitfaden anlehnend 
an die Agenda 2030, entwickelt 
sich die Kommune mit ,,Deine Zu-
kunft 2030.Amberg-Sulzbach“ in 
der Oberpfalz zunehmend zu einer 
nachhaltigen Netzwerklandschaft.

Leitziel

In der Laudatio lobte Miri-
am Elsaeßer vom Deutschen 
Landkreistag den eingeschlage-
nen Weg des Landkreises Am-
berg-Sulzbach. „Die Kommune 
zeigt, dass die Ziele für nachhal-
tige Entwicklung erreicht werden 
können, wenn alle Akteure vor 
Ort an einem Strang ziehen“. Das 
Leitziel „Vom lokalen Aktionsmo-
saik zur nachhaltigen Netzwerk-
landschaft“ spiegele diesen An-
spruch wider. Für die Prämie-
rung ausschlaggebend war auch 
die Umsetzung, aufbauend auf 
dem neu installierten Nachhal-
tigkeitsrat, die geschaffene Koor-
dinationsstelle Leitbild sowie die 
Beteiligung von Initiativen und 
der Bevölkerung.

Koordinationsstelle Leitbild

Der Nachhaltigkeitsrat setzt 
sich konkret mit der Umsetzung 
der formulierten Nachhaltigkeits-
ziele auseinander. Hier betonte El-
saeßer das Miteinander von Ver-
tretern und Experten verschiede-
ner Handlungsfelder, wie bspw. 
Bildung, Klima, Tourismus und In-
klusion. So werde sichergestellt, 
„dass die nachhaltige Regional-
entwicklung themen- und res-
sortübergreifend vorangetrieben 
wird“. Das zweite Instrument, die 
Koordinationsstelle Leitbild, lie-
fere Impulse und koordiniert. Zu-
dem können Initiativen aus dem 
Landkreis Amberg-Sulzbach An-
träge zur Förderung von innovati-
ven Leuchtturmprojekten stellen. 
So werde eine „möglichst brei-
te Beteiligung auch dieser Ebene 
bei der Umsetzung der gemein-
sam erarbeiteten Ziele erreicht“, 
so Elsaeßer.

Landrat Richard Reisinger und 
Regionalmanagerin Maria Regens-
burger freuten sich über die Früch-
te ihrer Arbeit und den Preis. Der 
sei aber kein Grund jetzt schlag-
artig in Schockstarre zu verfallen 

und sich auf den Lorbeeren auszu-
ruhen, sondern viel mehr Motiva-
tion den eingeschlagenen Weg er-
folgreich und konsequent fortzu-
setzen, so Reisinger.� r
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„So so so so, jetzt sollen 
wir also auch den Klimanot-
stand für unsere Stadt aus-
rufen. Noch so ein weiteres 
Stück sinnloser Symbolpo-
litik, um sich ein gutes Ge-
wissen mit wenig Aufwand 
zu verschaffen.“ Mein Chef, 
der Bürgermeister, sah in 
dem Antrag an den Stadt-
rat, die Stadt möge den Kli-
manotstand wie 65 andere 
deutsche Städte auch ausru-
fen, ein eher durchsichtiges 
Wahlkampfmanöver.

Nun liegt es dem Bürgermeister fern, den 
Klimawandel zu leugnen oder den Anteil, den 
der Mensch daran hat. Zwar sucht er mit Blick 
auf frühere Wärmeperioden in der Zeit, in der 
die Geschichte der Menschheit gut dokumen-
tiert ist, noch Argumente, warum eine Erwär-
mung der Erde wirklich eine Katastrophe sein 

muss. Andererseits ist er ein überzeugter An-
hänger erneuerbarer Energien und möchte 
so schnell wie möglich auf fossile Brennstoffe 
verzichten, weil er nicht glaubt, dass wir end-
liche Ressourcen weiter nutzen sollten, wenn 
bessere Alternativen zur Verfügung stehen.

Diese differenzierte Haltung zwischen den 
Stühlen bringt ihm natürlich Feuer von allen 
Seiten ein. Die einen nennen ihn einen Kli-
mahysteriker, weil er sich für Windkraft, Bio-
gas, Photovoltaik einsetzt und den Stromtras-
senbau via Südlink ausdrücklich begrüßt. Die 
anderen halten ihn für einen Klimadinosauri-
er, der verantwortungsloses Nichtstun hinter 
dem Bekenntnis zum Vertrauen in Forschung 
und Fortschritt versteckt, die dem Menschen 
noch immer geholfen hätten, Probleme zu lö-
sen. Gerade letztere benutzen übrigens gerne 
das Totschlagargument, man müsse auf „die 
Wissenschaft“ hören, die den Weltuntergang 
praktisch bereits beschlossen habe.

Eigentlich ist es ja ein ganz hoffnungsvol-
les Zeichen, wenn gefordert wird, dass Politik 
und schwerwiegende politische Entscheidun-
gen auf der Basis von Wissenschaftlichkeit und 
Rationalität stehen sollen. Aber darf Wissen-
schaft nicht hinterfragt werden? Ist Wissen-
schaft mit absolutem Wahrheitsanspruch ver-
sehen, der keinem Widerspruch zugänglich ist?

Ein schönes Beispiel war vor 
ein paar Tagen die Wortmel-
dung eines Wirtschaftswis-
senschaftlers, der als Hoch-
schullehrer für eine Post-
wachstumsökonomie eintritt, 
uns also etwas vereinfacht 
ausgedrückt auffordert, uns 
vom Wohlstand zu verab-
schieden und auf ein einfa-
ches Leben zu besinnen, das 
uns nur die Grundbedürfnis-
se in bescheidenem Umfang 
sichert. So erklärte er uns 

Normalbürger, die nach einem guten, kom-
fortablen Leben streben, nicht nur zu „ökolo-
gischen Vandalen“, sondern auch jeden Qua-
dratmeter neugebauter Wohnfläche zu einer 
Katastrophe. Wir ziehen rathausintern noch 
Hälmchen, wer den jungen Paaren und Fami-
lien, die bauen wollen oder eine Wohnung su-
chen, erklärt, dass sie klimapolitische Pottsäue 
sind. Dass SUVs und Kreuzfahrten der Teufel 
erfunden hat, ist eh klar, ebenso, dass man kul-
turellen und wirtschaftlichen Austausch mit 
anderen Kontinenten, der mit Flugverkehr ver-
bunden und nicht per Segelschiff leistbar ist, 
vermeiden sollte.

Viel spannender war aber die Aussage, 
dass die klimaneutrale schöne neue Welt der 
Neo-Schnurkeramiker wohl nicht durch demo-
kratisch und repräsentativ gewählte Politiker 
zu schaffen wäre. Die reden den zukunftsver-
gessenen Massen nur nach dem Mund. Man 
bräuchte entsprechende Modelle der sozia-
len Kontrolle in der Nachbarschaft, auf der Ar-
beit und in der Freizeit, um die Menschen zum 
richtigen, klimaneutralen Verhalten zu bewe-
gen. 1984? Der Ökoblockwart als Alternative 
zur parlamentarischen Demokratie?

Mein Chef, der Bürgermeister, schauderte 
ein wenig, als er die Berichte über diese Wort-
meldung las. OK, jeder hat das Recht auf freie 
Meinungsäußerung. Extreme Diskussionsbei-
träge inklusive. Aber nicht mit dem absolutis-
tischen Wahrheitsanspruch, hier habe die Wis-
senschaft gesprochen, die damit Handlungsan-
leitungen gibt, die dem Diskurs entzogen sind. 
Die Klimadebatte wird immer mehr als Glau-
bensfrage geführt, die Widerspruch als Häresie 
ansieht. Gefährlich. Wie sagte Victor Hugo ein-
mal: „Die Wissenschaft sucht das Perpetuum 
mobile. Sie hat es gefunden, es ist sie selbst.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Klimadebatte als
Glaubensfrage

Bildung für nachhaltige Entwicklung:

Auszeichnung für  
Neumarkt und München

Jeden Freitag setzen sich Schüler mit ihren Demonstrationen für 
weltweite Lösungen für eine nachhaltige Entwicklung ein. Doch es 
sind nicht allein globale Lösungen, auf die es ankommt. Bildung für 
nachhaltige Entwicklung (BNE) kann auch auf lokaler Ebene vielfäl-
tig verwirklicht werden, wie die vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung und der Deutschen UNESCO-Kommission ausgezeich-
neten 55 Lernorte, 36 Netzwerke und neun Kommunen, beweisen.

Prof. Dr. Maria Böhmer, Prä-
sidentin der Deutschen UNES-
CO-Kommission, und Christian  
Luft, Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Bildung und 
Forschung, nahmen in Berlin die 
BNE-Auszeichnungen für die prak-
tischen Bildungsbeispiele vor. 
Zu den geehrten Kommunen zäh-
len aus dem Freistaat die Stadt 
Neumarkt i.d.OPf. und die Lan-
deshauptstadt München.

Mit dem Bürgerhaus (seit 
2004) und dem Amt für Nach-
haltigkeitsförderung (seit 2012) 
konnte in Neumarkt innerhalb 
von zehn Jahren ein enormer 
Schub für eine nachhaltige Bür-
gergesellschaft erreicht werden. 
Das Bürgerhaus gibt praktische 
Antworten auf drängende Zu-
kunftsfragen wie z. B. den Demo-
graphischen Wandel, der Inte- 
grationsthematik und der Klima-
problematik. Dabei geht es dar-
um, sich den Herausforderungen 
einer nachhaltigen Zukunftsge-
staltung zu stellen und gemein-
sam mit engagierten Neumarkter 
Bürgern pragmatische Umset-
zungsmaßnahmen zu ergreifen. 

Bislang konnten konkrete Er-
gebnisse erreicht, neue Struktu-

ren geschaffen und großartiges 
freiwilliges Engagement angesto-
ßen werden. BNE spielt dabei ei-
ne wesentliche Rolle. 

Zahlreiche Aktivitäten

Zu den wichtigsten von der  
Stadt Neumarkt i. d. OPf. in den 
vergangenen Jahren initiierten 
Maßnahmen zur Förderung von 
BNE gehören das städtische För-
derprogramm „Nachhaltigkeit  
neu lernen“ und die Neumarkter 
Nachhaltigkeitskonferenz, die  
seit 2014 im jährlichen Wech-
sel mit dem Neumarkter Klima-
schutzpreis veranstaltet wird. Zu-
dem gibt es weitere BNE-Angebo-
te für verschiedene Zielgruppen.

Unter den bedeutendsten Wür-
digungen für die Stadt Neumarkt 
sind die viermalige Auszeichnung 
als Stadt der UNESCO-Weltdeka-
de für BNE, der Deutsche Nach-
haltigkeitspreis als nachhaltigste 
Stadt mittlerer Größe (2012) so-
wie der 2. Platz beim bundeswei-
ten Wettbewerb Hauptstadt des 
Fairen Handels (2013).

Seit vielen Jahren engagiert 
sich auch die Landeshauptstadt 
München im BNE-Bereich: Seit 

2007 finanziert sie die Geschäfts-
stelle des Vereins BenE Mün-
chen e.V. (BenE steht für Bildung 
für eine nachhaltige Entwicklung 
in München) und hat damit ein 
Netzwerk für Münchner BNE-Ak-
teure und Akteurinnen geschaf-
fen. BenE München ist von der 
United Nations University als sog. 
RCE, also als regionales Kompe-
tenzzentrum zur Förderung von 
BNE, anerkannt (RCE steht für 
„Regional Centre of Expertise“).

Hierfür sowie für die Vernet-
zung formeller und informeller 
Bildungsträgerinnen und -träger 
mit Stadt, Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft, wurde die bayerische 
Landeshauptstadt 2012 von der 
Deutschen UNESCO-Kommissi-
on als Stadt der UN-Weltdekade 
„Bildung für nachhaltige Entwick-
lung“ ausgezeichnet. BenE Mün-
chen wird mittlerweile durch 
zahlreiche andere Initiativen der 
Münchner Stadtgesellschaft er-
gänzt – u.a. von der Münchner Ini- 
tiative Nachhaltigkeit (MIN). 

Um die BNE-Arbeit weiter zu 
fördern, hat der Münchner Stadt-
rat im November 2018 die Er-
arbeitung einer BNE-Konzepti-
on beschlossen, die dem Stadt-
rat in drei Jahren vorgestellt und 
dann beschlossen werden soll. 
Auf nationaler Ebene engagiert 
sich die Landeshauptstadt Mün-
chen u.a. im Partnernetzwerk der 
BNE-Kommunen sowie im Fach-
forum Kommunen des Nationa-
len Aktionsplans BNE.� DK

Gymnasiasten starten  
Initiative „time4action“

Nachhaltigkeit wird selbst gewähltes Lernziel in Donauwörth

Dass die junge Generation nicht nur demonstrieren will, sondern 
bereit ist, praktische Verantwortung für einen nachhaltigeren Le-
bensstil zu übernehmen, beweist eine Gruppe von Elftklässlern 
des Gymnasiums Donauwörth. Die Schülerinnen und Schüler nut-
zen dafür ein anderthalbjähriges Seminar zur Berufsvorbereitung. 
Landrat Stefan Rößle informierte sich jetzt über die Projektideen 
der Jugendlichen und sagte seine Unterstützung zu.

Die zwölfköpfige Schülergrup-
pe nennt ihre Initiative „time-
4action“, weil sie den Anspruch 
hat, nicht nur zu diskutieren, 
sondern zu handeln. An einem 
Projekttag haben die Schüler 
inzwischen systematisch Ide-
en gesammelt, wie ihre Schu-
le nachhaltiger werden könnte, 
um in einem zweiten Schritt zu 
entscheiden, welches Problem 
sie lösen wollen. 

Zum Hintergrund bot ihnen ih-
re Lehrerin Petra Schuster-Klan-
te die Chance, sich mit den 
„Sustainable Development Go-
als“ (SDG) der Vereinten Natio-
nen auseinanderzusetzen. Diese 
weltweit gültigen Fortschritts-
ziele, die auch als die „Agenda 
2030“ bezeichnet werden, for-
mulieren in 17 Bereichen An-
forderungen an eine nachhalti-
ge, klimafreundliche und ökolo-
gisch tragfähige soziale Entwick-
lung. Schulleiter Karl Auinger 
unterstützt das Projekt, denn er 
findet, dass „die Verbindung von 
Berufsorientierung und Nach-
haltigkeit eine sehr zukunftsfä-
hige und motivierende Kombi-
nation“ für seine Schülerinnen 
und Schüler darstellt. 

Schul-Mensa im Visier

Zusammen mit einem exter-
nen, vom Landratsamt beauf-
tragten Moderator erklärten die 
Schülerinnen und Schüler jetzt 
Landrat Stefan Rößle, wo sie an-
setzen möchten, um ihre Schu-
le nachhaltiger zu machen. Eine 
ebenso attraktive wie nachhalti-
ge Schul-Mensa soll auf die Bei-
ne gestellt werden, erläuterten 
Julia Nazarenus und Hagen Ham-
mer als Sprecher der Gruppe. 

Die künftige Mensa soll da-
bei sowohl den Anteil der Nah-
rungsmittel, die aus der Regi-
on kommen, wesentlich erhö-
hen, als auch in Zusammenar-
beit mit Supermärkten und dem 
Lebensmitteleinzelhandel etwas 
gegen Lebensmittelverschwen-
dung tun. Die Schüler stellen 
sich vor, dass z.B. geeignete Pro-
dukte mit abgelaufenem Min-
desthaltbarkeitsdatum in der 

Mensa noch verarbeitet wer-
den können. Alle Gerichte sollen 
außerdem Auskunft über ihren 
„CO2-Fußabdruck“ geben. 

Um ihre Mitschüler für die 
Mensa zu begeistern, will die 
Projektgruppe ein System ent-
wickeln, das eine Mitentschei-
dung der Esser an der Gestal-
tung des Angebots ermöglicht. 
Aus der Verbindung von attrak-
tivem Essensangebot und kon-
kreten Beiträgen zur Nachhal-
tigkeit solle neuer Schwung in 
die Mensaverpflegung kommen, 
sagt Julia Nazarenus.

Die Schüler haben mit ihrer 
Projektidee ein durchaus aku-
tes Thema aufgegriffen. Derzeit 
müsse nämlich der Auftrag für 
den Betrieb der Mensa ab dem 
Schuljahr 2020/21 neu ausge-
schrieben werden, informierte 
Schulleiter Auinger die Projekt-
gruppe. 

Neues Konzept ist Chefsache

Landrat Stefan Rößle zeig-
te sich begeistert von der Initi-
ative der Gymnasiasten. Er ver-
sprach, das neue Mensakonzept 
„zur Chefsache“ zu machen und 
die Schülerinnen und Schüler in 
den Auswahlprozess mit einzu-
binden. Rößle kann sich vorstel-
len, dass neben dem finanziellen 
Kriterium in Zukunft auch Krite-
rien der Nachhaltigkeit in die 
Entscheidung über den Mensa-
betrieb mit einfließen könnten. 
Ein solches Modell könnte land-
kreisweit Vorbildcharakter ha-
ben und die Donau-Rieser Nach-
haltigkeitsstrategie bereichern, 
stellte der Landrat fest. 

Bevor er ging, ermutigte er die 
Schüler, sich von der Dimensi-
on ihrer Idee und von eventuell 
auftretenden Widerständen bei 
der Verwirklichung nicht entmu-
tigen zu lassen. Damit wurde al-
len klar, dass die Schülergrippe 
mit dem Projekt „Nachhaltige 
Mensa“ die Erwartung geweckt 
hat, einen wirklich bedeutsa-
men und innovativen Beitrag 
zur Nachhaltigkeit im Landkreis 
zu leisten. 

Da der Landkreis in seiner  

Nachhaltigkeitsstrategie sich  
ebenfalls auf die 17 weltweiten 
Nachhaltigkeitsziele bezieht, un- 
terstützt er Projekte wie „time-
4action“, um zu zeigen, wie viel-
fältig die Möglichkeiten sind, 
sich auch auf kommunaler und 
Kreisebene zielführend für den 
nachhaltigen Fortschritt und ei-
ne sichere Zukunft einzusetzen.

Heike Burkhardt, die Nachhal-
tigkeitsbeauftragte des Land-
kreises, unterstützt und forciert 
seit Beginn des Agenda 21 Pro-
zesses 2000 die Zusammenar-
beit von Verwaltung, Politik und 
Zivilgesellschaft auf Kreisebene, 
damit das Nachhaltigkeits-Leit-
bild des Landkreises nicht nur 
auf dem Papier steht. Sie freut 
sich deshalb über die neue Ini-
tiative „time4action“, die „we-
der ohne das Engagement der 
Schule noch ohne die Resonanz 
im Landratsamt und eine geziel-
te Unterstützung durch die Ver-
waltung zustande gekommen 
wäre“, wie sie berichtete.

Ideenreichtum und 
Verantwortungsbewusstsein

Heike Burkhardt ist davon 
überzeugt, dass durch prakti-
sche Beispiele wie der „Nach-
haltigen Mensa“ immer mehr 
Bürgerinnen und Bürgern eben-
so wie Verantwortlichen auf al-
len Ebenen deutlich wird, dass 
„unsere Zukunft von unserem 
Ideenreichtum und unser aller 
Bereitschaft abhängt, Verant-
wortung zu übernehmen“. Wir 
wollen zunehmend dazu beitra-
gen, Menschen die bereit sind, 
sich aktiv einzusetzen, zu unter-
stützen und zu befähigen.

Damit die Landkreisöffentlich-
keit die Initiative „time4action“-
mitverfolgen kann, werden die 
Schüler das Projekt auf einer ei-
genen Website www.time4ac-
tion.de selbst dokumentieren. 
Heike Burkhardt betont, dass 
dies auch der Absicht des Land-
kreises zugutekommt, der die 
Ergebnisse des Projektes gerne 
auf andere Schulen übertragen 
würde. 

Wenn sich der Kreistag am 
heutigen 5. Dezember mit der 
Nachhaltigkeitsstrategie be-
fasst, dürfte die jetzt gegründe-
te Schüler-Initiative dafür sor-
gen, dass „Agenda 2030“ und 
„Sustainable Development Go-
als“ keine fernen und abstrak-
ten Begriffe bleiben.� r

Bürgerenergiepreis für oberfränkische Schulen
Neben der Fachoberschule Forchheim sowie der Grund- und Mittelschule Hummeltal ist das Mark-
gräfin-Wiljhelmine-Gymnasium aus Bayreuth (Projekt „Klimatag am Gymnasium) mit dem Bürger- 
energiepreis, der jedes Jahr von der Bayernwerk Netz GmbH mit Unterstützung der Regierung von 
Oberfranken vergeben wird, ausgezeichnet worden. Unser Bild zeigt v.l.: Regierungspräsidentin  
Heidrun Piwernetz, Ingo Schroers (Bayernwerk), Lehrerin und Projektleiterin Claudia Hartig, Schullei-
terin Elisabeth Götz, stellvertretende Landrätin Christa Reinert-Heinz, und Schülerinnen und Schüler 
des Gymnasiums.� Bild: Peter Kolb / Bayernwerk
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Vorschau auf GZ 24
In unserer Ausgabe Nr. 24, die am 19. Dezember 2019 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 IT, E-Government, Breitband, Mobilfunk
•	 Kommunale Finanzthemen
•	 Kommunaler Bau
•	 Schulen, Kindergärten, Horte, Spielplätze

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegen der GZ-Wandkalender 2020 und  
„Kommune – Politik – Wirtschaft“, eine Gemeinschaftsver-
öffentlichung von DEMO, ZfK und Bayerischer GemeindeZei-
tung bei. Wir bitten um freundliche Beachtung. 	 r

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern
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Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Gebäudedienstleistungen

Ihr zuverlässiger Partner
für die Gebäudereinigung

seit 1910

Für Sie vor Ort: 
86356 Neusäß ▪ 90427 Nürnberg

www.pp-service.com

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
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Die Zwillinge Leopold und Fritz März erhielten zur Geburt einen Apfel-
baum und eine Mispel als Geschenk der Stadt Würzburg. V.l: Christia-
ne Matzewitzki (Familienarbeit), Gabriele Schwalb (Leiterin des Stan-
desamtes), Sozialreferentin Dr. Hülya Düber, Umwelt- und Kommu-
nalreferent Wolfgang Kleiner, Stadträtin Christiane Kerner (ARGE Fa-
milien in der Stadt), Tobias März, Gartenamtsleiter Dr. Helge Grob, 
Franziska März, Philipp Mähler (Klimaschutzmanager).� Bild: Claudia Lother

Stadt Würzburg:

Baum fürs Baby
Leopold und Fritz sind gerade mal acht Monate alt und dürfen noch 
mächtig wachsen. Leopold und Fritz könnten auch die zwei Bäume hei-
ßen, die nun den Würzburger Garten von Familie März bereichern. Der 
Apfelbaum und die Mispel, die besonders gut als Nahrung für Wildtie-
re dient, sind Geschenke der Stadt Würzburg für die Neugeborenen.

„Baum fürs Baby“ nennt sich 
die Aktion für alle seit 1. Janu-
ar 2019 in Würzburg geborenen 
und im Stadtgebiet wohnenden 
Kinder. Ins Leben gerufen wurde 
„Baum fürs Baby“ im Juni 2019, 
Eltern können rückwirkend für je-
des Kind, das ab 1. Januar 2019 
geboren wurde und hier gemel-
det ist, einen Baum erhalten. Wer 
keinen Garten hat oder den Baum 
nicht auf dem Balkon im Topf 
wachsen lassen kann, kann trotz-
dem einen Baum für Baby und Kli-

ma pflanzen: Das Gartenamt hat 
dafür eine eigens geschaffene Flä-
che ausgewiesen. 

Der „Baum fürs Baby“ knüpft an 
die Tradition an, zur Geburt eines 
Kindes einen Baum zu pflanzen 
– und hilft dabei das innerstädti-
sche Klima zu verbessern. „Jeder 
Einzelne kann etwas für mehr Ar-
tenvielfalt, Natur und das Stadtkli-
ma tun, indem er Grünes schafft 
und pflegt, im eigenen Garten, 
auf dem Balkon, der Fensterbank 
oder beim Urban Gardening. Ge-

rade in Würzburg ist das inner-
städtische Grün auch aufgrund 
seines abkühlenden Effekts be-
sonders wichtig“, erklärt Klima-
schutzmanager Philipp Mähler, 
selbst junger Vater und Ideenge-
ber für „Baum fürs Baby“. „Bäu-
me sind wahre Alleskönner: Sie 
spenden Schatten, Lebensraum 
und Nahrung für Mensch und Tier, 
filtern die Luft und wirken als na-
türliche Klimaanlagen für die gan-
ze Stadt.“ „Angesichts der immer 

deutlicher sichtbaren Folgen des 
Klimawandels werden Bäume in 
der Stadt immer wichtiger. Die 
Aktion ist daher gelebter Klima-
schutz“, fügt Umwelt- und Kom-
munalreferent Wolfgang Kleiner 
hinzu: „Jeder tote Baum, den wir 
fällen müssen, schmerzt und je-
der neue Baum tut uns gut.“ 

Ausgegeben werden die Bäu-
me in der Umweltstation. Der ge-
schenkte Baum kann sein neu-
es Domizil aber nur beziehen auf-

grund der Zusammenarbeit meh-
rerer Dienststellen der Stadt 
Würzburg. Das Gartenamt hat 
sieben Sorten robuste und in der 
Region bewährte Sorten ausge-
sucht, aus denen die jungen Eltern 
wählen können: drei Apfelbäume, 
zwei Birnen, eine Zwetschge oder 
ein Wildobst, die Mispel. Außer-
dem haben die Eltern noch die 
Wahl zwischen Halb- und Hoch-
stamm oder Säulenfrucht. Be-
zahlt werden die Bäume vom Gar-
tenamt. Das Standesamt gibt den 
Gutschein in der Geburtsmappe 
an die Eltern weiter. 

Diese Geburtsmappe entstand 
bereits vor neun Jahren im Fach-
bereich Jugend und Familie und 
auf Anregung der Arbeitsgemein-
schaft Familien in der Stadt. „Wir 
fragten uns damals, was brau-
chen Eltern und entwickelten ein 
Willkommenspaket mit wichtigen 
Informationen rund ums Kind“, 
berichtet Christiane Matzewitz-
ki (Familienarbeit und Geschäfts-

stelle ARGE Familien). In der di-
cken Mappe finden sich Notfall-
nummern, ein Familienwegwei-
ser, Informationen zu Impfungen, 
Kindertagesbetreuung und vie-
les mehr. „Sie soll den Eltern vie-
le Jahre dienen und auch wichtige 
Dokumente oder schöne Erinne-
rungsstücke aufnehmen“, so Mat-
zewitzki. „Wird sie lange genutzt, 
ist sie nachweislich nachhaltig. Als 
Mappe des Kindes soll es sie bis 
zum Großwerden begleiten.“

„Baum fürs Baby“ wird also 
auch vom Sozialreferat bereit-
willig unterstützt. Sozialreferen-
tin Dr. Hülya Düber: „Wir stellen 
damit wieder einmal die Famili-
enfreundlichkeit Würzburgs bei-
spielhaft unter Beweis“. Im Jahr 
werden etwa 1.200 Willkom-
mensmappen an neugeborene  
Würzburger ausgegeben, 600 
Stück bereits mit dem Gut-
schein. Von diesen wurden bis 
jetzt für 60 Kinder Anträge für 
Bäume gestellt.� r



KOMMUNE
POLITIK  
WIRTSCHAFT

Daseinsvorsorge
Magazin für Entscheider in 
kommunaler Politik und Wirtschaft

1/19

Eine gemeinsame Publikation von



Ein Diesel, der elektrisiert.
Masterpiece of Intelligence: die E-Klasse Limousine als Plug-in-Hybrid.  
Der E 300 de* bringt Sie so sicher wie effizient ans Ziel. Die Kombination von  
Dieselmotor und kraftvollem Elektroantrieb ermöglicht lokal emissionsfreies  
Fahren. Aufgeladen wird die Batterie des Elektromotors entweder durch Brems- 
kraftrückgewinnung während der Fahrt oder ganz einfach an der Steckdose.  
Weitere Informationen erhalten Sie unter www.mercedes-benz.de/behoerden

 *Kraftstoffverbrauch, kombiniert, gewichtet: 1,7 l/100 km; CO₂-Emissionen,  
kombiniert, gewichtet: 41 g/km. Stromverbrauch, gewichtet: 20 kWh/100 km.  
Abbildung zeigt Sonderausstattung.

K-P-W_210x297_Ein_Diesel_der_elektrisiert.indd   1 22.11.19   10:53



KOMMUNE  POLITIK  WIRTSCHAFT

3

EDITORIAL LIEBE LESERIN, LIEBER LESER

Die Herausforderungen für Kommunen und ihre Unter­
nehmen sind enorm – Energiewende, Klimawandel, 
Modernisierung der Mobilität, Digitalisierung oder 
demographischer Wandel – und sie alle haben Aus­
wirkungen auf unser Leben in den Städten, Gemeinden 
und Landkreisen. In Berlin und Brüssel wird intensiv 
darüber diskutiert – aber Ideen entwickeln und um­
setzen und Probleme lösen, das müssen wir am Ende 
bei uns vor Ort.

Dafür brauchen wir den Blick über den Tellerrand hin­
aus und einen deutschlandweiten Austausch zwischen 
Kommunen und kommunalen Unternehmen. Nicht je­
der von uns muss das Rad neu erfinden, und vielleicht 
gibt es ja ein Stadtwerk oder eine Kommunalverwal­
tung, von der ich mir etwas abschauen oder mit der 
ich etwas gemeinsam machen kann.

Es freut mich, dass die Bayerische GemeindeZeitung, 
die DEMO und die ZfK diesen Austausch gemeinsam 
breit fördern wollen und dafür mit „KOMMUNE – 
POLITIK – WIRTSCHAFT. Magazin für Entscheider in 
kommunaler Politik und Wirtschaft“ ein neues und 
reichweitenstarkes Format zur Verfügung stellen.

Michael Ebling 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen, gute neue 
Ideen für ihre Arbeit vor Ort und freue mich bereits 
jetzt auf die nächsten beiden Ausgaben von „KPW“  
in 2020.

Ihr
Michael Ebling 
Oberbürgermeister von Mainz und Präsident des VKU
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BIELEFELD STARTET 
  GLASFASER-OFFENSIVE

betont Sarah Leffers, Geschäftsführerin der BITel. Und 
BITel-Geschäftsführer Thomas Primon pflichtet ihr bei: 
„Die Digitalisierung hält in ganz vielen Lebensbereichen 
Einzug und kann unseren Alltag tatsächlich in vielerlei 
Hinsicht einfacher machen. Dafür brauchen wir aber 
erst einmal eine vernünftige Infrastruktur. Wenn wir 
zum Beispiel über die Mobilität der Zukunft in unseren 
Städten sprechen, die vernetzt sein soll, dann müssen 
wir dafür auch die Grundlage schaffen.“

Dazu haben die Stadtwerke und ihre Telekommunika­
tionstochter BITel mit dem eigenwirtschaftlichen Aus­
bau in verschiedenen Gebieten der Stadt begonnen. 
Verlegt werden Glasfaserleitungen bis in die Gebäude.
„Aktuell können wir uns vielleicht manchmal noch nicht 
vorstellen, wie viel Leistung unsere Internetanschlüsse 
einmal bringen müssen. Mit der Glasfasertechnologie 
sind wir aber bestens gerüstet, auch Übertragungsraten 
zu ermöglichen, die jetzt noch gar nicht denkbar sind“, 

„Mit der Glasfasertechnologie sind wir bestens gerüstet, 
 auch Übertragungsraten zu ermöglichen, die jetzt noch  
gar nicht denkbar sind.“

VON S T EPH A NIE GUS T

In zehn bis zwölf Jahren soll es in der nordrhein-westfälischen 330.000-Einwohner-Stadt  
ein flächendeckendes Glasfaserangebot geben.
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FORTSCHRITTE 
BEIM AUSBAU

Die Stadtwerke Bielefeld sind hier 
aktiv dabei: Im vergangenen Jahr 
begann der Ausbau in Sudbrack. 
Das Gebiet ist inzwischen mit rund 
1.440 Hausanschlüssen komplett 
erschlossen. 

Parallel begannen auch die Bau­
arbeiten im Gewerbegebiet rund 
um die Gildemeisterstraße. Dort ist 
der Tiefbau für rund 40 Betriebe 
und Privathaushalte ebenfalls be­
endet. Ebenfalls fertig ist das Ge­
werbegebiet Fabrikstraße, wo 19 
Unternehmen ans Glasfasernetz 
angeschlossen wurden.

In Bielefeld-Altenhagen haben die 
Bauarbeiten bereits begonnen. Dort 
werden Privat- und auch Gewerbe­
kunden rund um die Brönninghau­
ser Straße und die Vinner Straße 
angeschlossen. Auch in Brake laufen 
erste Breitband-Bauarbeiten.

GRUNDLAGE FÜR WEITERE DIGITALE ANGEBOTE

Für die Stadtwerke Bielefeld ist es ihr bisher größtes Infrastrukturprojekt. 
Insgesamt 280 Millionen Euro will das Unternehmen in den Ausbau des 
Glasfasernetzes in Bielefeld investieren. Der Kommunalversorger legt da­
mit die Grundlage für die Umsetzung weiterer digitalen Angebote, die mit 
der Stadt zusammen ausgebaut werden sollen. Geplant ist beispielsweise 
eine Smart-City-Plattform, die alle digitalen Aktivitäten der Stadt und der 
Stadtwerke bündelt. 

EXTRA FÖRDERPROGRAMM 
FÜR WEISE FLECKEN

Hinzu kommen die weißen Flecken, 
die sich in Bielefeld vor allem in den 
ländlich geprägten Randlagen des 
Stadtgebietes, auf dem Höhenzug 
des Teutoburger Waldes und in Ge­
werbegebieten befinden. Bis Früh­
jahr 2022 möchten die Stadtwerke 
und BiTel rund 1.900 Gebäude, 
darunter auch Gewerbeunterneh­
men und rund 60 Schulen sowie 
weitere Einrichtungen ans schnel­
le Internet anschließen. Durch eine 
Änderung der Förderbestimmun­
gen gelang es außerdem, nachträg­
lich unterversorgte Schulstandorte 
in das Programm aufzunehmen. 
Für den Ausbau stellen Bund und 
Land NRW jeweils 50 Prozent der 
Gesamtfördersumme von rund 
23,3 Mio. Euro zur Verfügung. Da 
sich die Stadt in der Haushalts­
sicherung befindet, wird der Eigen­
anteil in Höhe von zehn Prozent 
vom Land übernommen.

EIN GBIT/S  
FÜR SCHULEN

Für die 1.900 Gebäude und Schu­
len braucht es insgesamt 330 Kilo­
meter Breitbandtrasse. Davon wer­
den 145 Kilometer in klassischem 
Tiefbauverfahren verlegt. Um die 
Arbeiten zu beschleunigen, wollen 
die Stadtwerke auf etwa 180 Kilo­
metern vorhandene Freileitungen 
und Leerrohre mitnutzen. 

Damit im Frühjahr 2022 der Ausbau 
dann auch wirklich fertig ist, arbei­
ten außerdem mehrere Baukolon­
nen gleichzeitig – so wie jetzt in den 
ersten beiden Ausbaugebieten.

„Wo heute noch mit weniger als 
30 Mbit pro Sekunde gesurft wird, 
sind nach dem Ausbau für Privat­
leute 400 Mbit/s und für Unter­
nehmen und Schulen sogar min­
destens ein Gbit/s vorgesehen. Ein 
echter Quantensprung“, freut sich 
Oberbürgermeister Pit Clausen.
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„Die Digitalisierung hält in ganz vielen Lebensbereichen 
Einzug und kann unseren Alltag tatsächlich in vielerlei 
Hinsicht einfacher machen.“
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Die Herausforderungen für die Kommunen sind 
enorm. Was sind die drei wichtigsten Themen, mit 
denen Sie sich als Bürgermeisterin beschäftigen 
müssen?
Infrastruktur (digital und analog, Verkehr, Mobilität, 
Barrierefreiheit), Bürgerservice (Kitaausbau, Schulbe­
treuung, Schulsanierung, transparente Verwaltungs­
arbeit) und natürlich die Kommunalfinanzen. Die Kom­
munen müssen vom Land besser ausgestattet werden. 
In Schleswig-Holstein steht die FAG-Reform an, die lei­
der nach jetzigem Stand keine Besserung verspricht. 
Im Gegenteil.

Kommunale Infrastruktur muss immer wieder 
erneuert werden und alleine die Energiewende er-
fordert einiges an Veränderung. Was bedeutet das 
bei Ihnen vor Ort?
Stockelsdorf hat eine große Ausdehnung in der Fläche 
und ein dementsprechendes Straßennetz. Stockels­
dorf hat Straßenausbaubeiträge abgeschafft, aber 
alleine für den Straßenausbau einen geschätzten Min­
destbedarf von einer Million Euro pro Jahr. Radwege 
sind Mangelware. Die Umstellung der Straßenbeleuch­
tung auf LED ist teilweise erfolgt. Breitband liegt eher 
in unseren Dörfern als im Ortskern. Wir haben uns 
gemeinsam mit Lübeck als digitale Modellregion be­
worben.

Welche Rolle spielen dabei die Gemeindewerke?
Das Thema Breitbandausbau wurde von den Gemein­
dewerken in der Nachbetrachtung in der Vergangen­
heit vernachlässigt. Die Gemeindewerke betreiben das 
Gasnetz, verkaufen als Stromhändler Ökostrom und 
sind durch eine Tochtergesellschaft Betreiber mehre­
rer kleiner Blockkraftheizwerke. Diese sind noch mit 
Gas betrieben. Hier wird es in Zukunft erforderlich sein, 
auf erneuerbare Energien zu setzen. Die Gemeinde­

werke haben Pläne, sich im Bereich Solarthermie und 
E-Mobilität (Vertrieb von Wallboxen) zu engagieren.

Stichwort demografischer Wandel, welche 
Dimension hat der für Stockelsdorf?
Für die nächsten Jahren werden konstante Geburtenraten 
vorhergesagt. Das heißt, es ist zunächst ein steigender Be­
darf im Bereich der Kindergärten und Schulen zu erwarten. 
Bei der Ausstattung und Erweiterung achten wir auf multi­
funktionale Nutzungsmöglichkeiten. D. h. der Sportverein 
nutzt abends die Betreuungsräume in den Grundschulen 
für Seniorengymnastik und Yoga. Am wichtigsten sind aber 
barrierefreie Wohnmöglichkeiten in allen Preiskategorien, 
moderne Mobilitätskonzepte, Sammeltaxen, Leihräder, 
Mitfahrbänke und Mitfahrapps, um den Menschen auch 
in dörflicher Lage (Stockelsdorf liegt zwar in unmittelbarer 
Nähe zu Lübeck, weitet sich aber mit 10 dazugehörigen 
Dörfern in einem ca. 10 km großen Radius aus) möglichst 
lange eine autarke Lebensweise zu ermöglichen.

Wie finden Sie die richtigen Leute für  
die Verwaltung?
Meine Mitarbeiter sind motiviert und es herrscht ein 
gutes Betriebsklima. Das spricht sich rum. Wir inves­
tieren in das Thema Gesundheitsmanagement, bieten 
Sportkurse, gemeinsame Sportveranstaltungen, stat­
ten die Büros mit höhenverstellbaren Schreibtischen 
aus. Die Mitarbeiter können sich ihre Arbeit im Rahmen 
der Gleitzeit zwischen 6 Uhr und 20.00 Uhr weitestge­
hend frei einteilen. Außerdem bin ich auch Seitenein­
steigern ohne klassische Verwaltungslaufbahn zugetan.

Und wie motivieren Sie Ihre Mannschaft?
Ich hoffe, durch mein Vertrauen, dass ich ihnen auf ihre 
Arbeit bezogen entgegen bringe – sie machen nämlich 
alle einen sehr guten Job – und durch die zuvor dar­
gestellten Maßnahmen.

Julia Samtleben (39) wurde im März 2018 mit einem Vorsprung von 19 Stimmen 
auf ihren Mitbewerber zur neuen Bürgermeisterin von Stockelsdorf (Schleswig-
Holstein) gewählt. Die diplomierte Juristin ist damit eine der wenigen Bürger-
meisterinnen in Deutschland. Wir fragen sie über ihre Ideen für Kommune und 
kommunale Wirtschaft.

GUTES BETRIEBSKLIMA
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Packen Sie lokale Herausforderungen gemeinsam an
Klimawandel, Migration, Mobilität, Digitalisierung – Zukunftsfragen lösen Kom-
munen leichter in Zusammenarbeit mit ihren globalen Partnern. Die Servicestelle 
Kommunen in der Einen Welt unterstützt Städte, Gemeinden und Landkreise beim 
Aufbau und der Gestaltung kommunaler Partnerschaften auf Augenhöhe.

Wir beraten Sie . Telefon: 0228 20 717 - 670 . www.kommunal-global-engagiert.de
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VON HEINZ WR A NESCHI T Z

Man merkt Geschäftsführer 
Walter Casazza an: Er ist 
absolut sicher, diese neue 
Flatrate seiner Stadtwerke 
Augsburg (SWA) wird ein  
voller Erfolg. 

Soweit bekannt, ist es bundesweit 
bislang einmalig, dass in einer Stadt 
in einem einzigen Tarif Busse und 
Straßenbahnen, Carsharing (also 
Leih-Autos) und Leihräder zusam­
mengeführt sind. „Alles aus einer 
Hand“, in diesem Fall aus jener der 
SWA, die all diese Mobilitätssyste­
me ohnehin schon im Angebot hat.

MOBILITÄTSVERHALTEN

Ein Jahr lang haben die Verkehrs­
betriebe das Mobilitätsverhalten 
von 50 Testnutzern analysiert. 
Ausgewertet hat die Ergebnisse 
ein Wissenschaftler der Eidgenös­
sischen Technischen Hochschule 
ETH Zürich. Unter den Testern war 
auch ein Redakteur der Augsbur­
ger Allgemeinen. Seine „Motivation 
ist auch finanzieller Natur: Laut 
ADAC kostet ein Mittelklassewagen 
jeden Monat zwischen 500 und 
700 Euro. In dieser Summe stecken 

MOBIL-FLATRATE IN AUGSBURG: 
  HANDY-TARIF FÜR MOBILITÄT

„Wir gehen mit der Mobil-Flat völlig neue Wege im 
Nahverkehr. Zusammen mit neuen Abrechnungsmodellen  
für den ÖPNV ist das die Zukunft im Nahverkehr.“ 
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MOBIL-FLATRATE IN AUGSBURG: HANDY-TARIF FÜR MOBILITÄT

„Ich glaube, dass wir das richtige Angebot haben,  
um Menschen anzusprechen, die ihr Verkehrsverhalten 
ändern wollen.“

neben dem Anschaffungspreis und Benzin auch Ver­
sicherungen, Kfz-Steuer sowie Werkstatt- und Reifen­
kosten. Das ist viel Geld für etwas, das den größten Teil 
der Zeit nicht genutzt wird.“ 

„Aus den durch die Tester gesammelten Daten ha­
ben wir zwei Angebotspakete geschnürt, die für den 
Kunden einen echten Mehrwert bedeuten“, erklärt 
SWA-Geschäftsführer Casazza. Bei diesen beiden „Mo­
bilitäts-Paketen“ orientieren sich die Augsburger an Mo­
biltelefon-Flatrates: Dort ist heutzutage meist das unbe­
grenzte Telefonieren komplett enthalten; das nutzbare 
Online-Datenvolumen entscheidet letztlich oft über den 
Preis. Und so ist es auch bei beiden Angeboten. 

MOBIL-FLATRATE

Das sogenannte „Mobil-Abo Innenraum für den Nah­
verkehr“ ist beide Male ebenso dabei wie die kostenfreie 
Nutzung der SWA-Leihräder mehrmals am Tag, jeweils 
bis zu 30 Minuten. Die Preis-Differenz zwischen 79 und 
109 Euro im Monat kommt von den Unterschieden 
beim Carsharing: Bei der günstigeren „SWA Mobil-Flat S“ 
sind 15 Stunden, beziehungsweise 150 Kilometer Auto­
nutzung enthalten, bei der „SWA Mobil-Flat M“ dagegen 
sind bis zu 30 Stunden Autofahrt drin, und das sogar 
ohne Kilometerbeschränkung. Das reine „Mobil-Abo In­
nenraum“ kostet übrigens aktuell 52,50 Euro im Monat.

Da die Stadtwerke ihre 200 Leih-Autos aller Fahrzeug­
klassen in Augsburg und der Region über mehr als 
70 Standorte verteilt haben, sollte aktuell sichergestellt 
sein, dass bei Bedarf auch immer ein Car zum Sha­
ring bereitsteht. Im SWA-Leih-Fuhrpark sind übrigens 
auch neun Elektroautos dabei, die nicht fest auf Statio­
nen verteilt sind; die Augsburger nennen das System  
„Freefloating“.

Für SWA-Geschäftsführer Casazza sprechen eine Reihe 
Argumente für das gemeinsame Nutzen eines Autos: 

FAKT IST:

Besonders in Städten verzichten immer mehr, 
vor allem junge Menschen auf das eigene Auto. 
In Augsburg selbst sind sie mit Bus und Straßen­
bahn mobil. Will man bei schönem Wetter an den 
Badeweiher, reicht oft das Fahrrad. Doch für den 
Wocheneinkauf im Großmarkt, für den Ausflug am 
Wochenende zu den Schwiegereltern mit Kind und 
Kegel wäre ein Auto schon nicht so schlecht. 

Das alles, „flexibel mobil sein, das ist heute das  
A und O. Und mit unserer Mobil-Flat können Sie 
das“, wirbt die SWA-PR-Abteilung. Ein Mobilitäts­
weg, der sich auch anderswo lohnen könnte.

Ein Carsharing-Fahrzeug ersetze sieben Privatfahr­
zeuge. Und für die sei ohnehin kaum Platz in Innen­
stadträumen: Die Parkplätze seien meist belegt und 
die Luft verpestet. „Ich glaube, dass wir das richtige 
Angebot haben, um Menschen anzusprechen, die ihr 
Verkehrsverhalten ändern wollen.“

Weitere Informationen unter:
swa.to/mobilflat
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KOMMUNEN WERDEN ENTLASTET

MÜLL IM STRASENRAUM:
  SCHULZE WILL HERSTELLER 

ZUR KASSE BITTEN
VON C A RL- F R IEDRICH HÖCK 

Kommunen müssen zunehmend Geld für die Müllbeseitigung im öffentlichen Raum ausgeben. 
Umweltministerin Svenja Schulze will die Hersteller von Fast-Food-Verpackungen oder 
Getränkebechern an den Kosten beteiligen.

Sich unterwegs einen Kaffee im To-Go-Becher und ein verpacktes Sandwich kaufen – das ist bequem und für viele 
Menschen Alltag. Doch der Müll, der so entsteht, macht den Kommunen zu schaffen. Papierkörbe im öffentlichen 
Raum müssen immer häufiger geleert werden. Auch auf den Straßen und Plätzen landen zunehmend Einweg­
produkte als Abfall.
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„KOSTEN TRAGEN WIR ALLE”

Für diese Entwicklung müssen die Städte und Gemein­
den teuer bezahlen, stellte Bundesumweltministerin 
Schulze schon Mitte August 2019 bei einer Presse­
konferenz gemeinsam mit dem VKU-Präsidenten 
Michael Ebling zum Thema „Saubere Städte und mehr 
Herstellerverantwortung für Wegwerfprodukte“ fest. 
„Die Kosten für die Reinigung, die tragen wir alle. Und 
diese Kosten steigen.“ Das unterstrich auch Ebling: 
Die Kosten der Stadtreinigung würden nämlich über 
die Straßenreinigungsgebühren und die kommunalen 
Haushalte finanziert.

Ebling ist auch Oberbürgermeister der Stadt Mainz. 
Dort sei die Müllmenge im öffentlichen Straßenraum 
binnen fünf Jahren um 150 Tonnen jährlich gestiegen, 
sagt er. Es gebe mittlerweile kaum noch eine Stadt, 
in der nicht auch sonntags die Papierkörbe geleert 
würden.

NEUE EU-RICHTLINIE

Die Umweltministerin will die Hersteller von Einweg- 
oder Wegwerfartikeln in Zukunft direkt an den anfal­
lenden Kosten beteiligen. Genau das sieht auch eine 
EU-Einweg-Kunststoffrichtlinie vor, die im Mai 2019 von 
den Mitgliedsstaaten verabschiedet wurde.

Zum Hintergrund: Bereits jetzt müssen die Hersteller 
von Verpackungen zwar für deren Entsorgung zahlen, 
indem sie Lizenzgebühren an die Dualen Systeme ent­
richten. Doch diese holen nur den Müll ab, den die Ver­
braucher in die heimische Wertstofftonne geben. Was 
im öffentlichen Straßenraum landet, wird nicht von den 
Dualen Systemen entsorgt, sondern von der kommu­
nalen Stadtreinigung. Die erhält von den Lizenzgebüh­
ren nichts.

AUCH FÜR ZUSÄTZLICHE  
ABFALLBEHÄLTER SOLLEN  
HERSTELLER ZAHLEN

Das EU-Kreislaufwirtschaftspaket enthält eine umfas­
sende Änderung wichtiger EU-Richtlinien im Abfallbe­
reich. Es ist im Juli 2018 in Kraft getreten und muss bis 
Juli 2020 in deutsches Recht umgesetzt werden. Svenja 

Schulze plant nun, das Kreislaufwirtschaftsgesetz an­
zupassen. Das BMU hat im August 2019 dazu einen 
ersten Referentenentwurf an die beteiligten Kreise 
gesandt.

Die Änderungen bedeuten für die kommunale Abfall­
wirtschaft in Deutschland zwar keinen grundlegen­
den Wandel und werden vom VKU, in dem die meisten 
kommunalen Abfallunternehmen organisiert sind, im 
Grundsatz begrüßt. An wichtigen Punkten fordert der 
Verband in einer Stellungnahme vom September je­
doch Anpassung im Detail.

Ziel ist es, eine Rechtsgrundlage zu schaffen, um Her­
steller auch an den Entsorgungskosten im öffentlichen 
Straßenraum zu beteiligen. Dazu sollen genaue Zahlen 
ermittelt werden, was an Wegwerfprodukten in den 
Papierkörben sowie auf Straßen und Parks endet. Hier­
für hat der VKU eine repräsentative Studie in Auftrag 
gegeben.

Die vom VKU ermittelten Zahlen werden in den Ge­
setzgebungsprozess einfließen, kündigt Schulze an. Sie 
betreffen die Hersteller von Fast-Food-Verpackungen, 
Getränkebechern, dünnen Plastiktüten und Zigaret­
tenfiltern. Sie sollen anteilig an den Kosten beteiligt 
werden, die für die öffentliche Sammlung, die Bereit­
stellung der Abfallbehälter sowie die anschließende 
Entsorgung anfallen. Die Kommunen werden entspre­
chend entlastet.

MÜLL IM STRASENRAUM: SCHULZE WILL HERSTELLER ZUR KASSE BITTEN
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Bundesumweltministerin Svenja Schulze
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BAUHOF
  MEHRFACH AUSGEZEICHNET

Der im Zuge der Internationalen 
Grünen Woche in Berlin gewürdigte 
Betriebshof für nachhaltige Architek­
tur befindet sich im oberpfälzischen 
Landkreis Neumarkt. Ausgezeichnet 
wurde das Holzgebäude im Bereich 
„Gewerbliches Bauen – Neubau“.

Eine Vergrößerung und Modernisie­
rung des alten Bauhofes war nötig 

In den vergangenen 25 Jahren hat sich der Anteil der in Holzbauweise errichteten Gebäude nahezu 
verdreifacht. Lag der Anteil früher nur bei sechs Prozent, entstehen heute etwa 18 Prozent aller 
Neubauten in Holzbauweise. Immer interessanter wird diese Bauweise auch für den kommunalen 
Sektor. Beispielhaft hierfür steht der im Jahr 2017 eröffnete und 2018 mit dem Bundespreis 
„Holzbau Plus“ ausgezeichnete Bauhof Sengenthal.

geworden. Die Gemeinde Sengen­
thal hatte sich daher für einen mo­
dernen und nachhaltigen Neubau 
entschieden. So entstand 2017 ein 
ebenerdiges Gebäude, dessen ab­
gestuftes Dach eine offene Lager­
bühne sowie die durch Trennwände 
unterteilten Nutzräume beherbergt. 
Im Verwaltungsbereich wurden die 
Büros und Sozialräume der Mit­

arbeiter untergebracht. Für die be­
trieblichen Relevanzen entstanden 
im weiteren Gebäudetrakt eine 
Fahrzeughalle für Spezialfahrzeu­
ge, Werkstätten, Technikraum und 
Magazine sowie das überdachte La­
ger, welches gleichzeitig zur direk­
ten Durchfahrt dient. Im hinteren 
Gebäudebereich wurde zusätzlich 
ein Streusalzdepot erstellt.

VON E VA MI T T NER
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BAUHOF MEHRFACH AUSGEZEICHNET

ENERGIERELEVANT ERRICHTET
Für die benötigte Wärme sorgt eine Fußbodenheizung – die durch eine Luftwärmepumpe betrieben wird. Die 
große Fahrzeughalle wurde mit Sektionaltoren ausgestattet. Diese doppelwandigen Tore sind im Hinblick auf die 
Wärmedämmung keine Schwachstelle mehr – im Gegenteil: Sie bieten erhebliche Vorteile durch ihre Robustheit, 
den Einbruchschutz und die guten Dämmwerte. Hinzu kommt u. a. die natürliche Belichtung.

Das fünf Meter auskragende Vordach an der Südseite verhindert eine sommerliche Überhitzung der Innenräume. 
Zusätzlich hat man mit einer Zisterne die Regenwassernutzung für die Waschhalle, Reinigung der Fahrzeuge und 
Geräte gesichert. Beim Bau wurde ausschließlich mit regionalen Firmen zusammengearbeitet (im Umkreis von 
15 km). Durch die gute Belichtung der Halle, Beheizung, Dämmung und ordentliche Rettungsweggestaltung wären 
auch andere Nutzungen möglich. Die Energieeinsparverordnung, der Energiestandard nach EnEV 2016, wurde 
bei diesem Projekt spielend erfüllt. Dennoch wurde für das Flachdach die Aufrüstung einer PV-Anlage geplant.

VERKNÜPFUNG VON FUNKTIONALITÄT 
UND INTERESSANTER ARCHITEKTUR

Die Dachkonstruktion ist ein schlankes Rippentragwerk, 
das mit einer darunter montierten Mehrschichtplatte 
verbunden ist. Durch das sich zum Hang hin erhöhende 
Dach passt sich der Komplex in seiner Form optimal in 
die umliegende Umgebung ein. Diese spannende Optik 
entspringt den Plänen von Architekt Michael Kühnlein 
Junior aus Berching. Das ausführende Unternehmen, 
die Hecker Holzsystembau GmbH aus Berching, ist 
Mitglied in der seit knapp 30 Jahren deutschlandweit 
aktiven Gruppe ZimmerMeisterHaus®.

Das überspannende Dach des Bauhofs hat eine Trag­
weite von insgesamt 25 Metern. Das Tragsystem aus 
Holzrippen wurde im Verbund mit Mehrschichtplatten 
entwickelt, was die statische Trägerhöhe auf 30 cm 
reduziert. Auf diese Weise entstand eine durchgängig 
wirtschaftliche Konstruktion. Bis auf die integrierte 
Waschhalle wurde der gesamte Bauhof Sengenthal in 
massiver Holzständerbauweise errichtet.

ZUKUNFTSORIENTIERT  
GROSZÜGIG GEBAUT

Der rechteckige Baukörper wurde nicht unterkellert, 
sondern auf einer Stahlbetonbodenplatte errichtet. Er 
misst über seine gesamte Gebäudefläche etwa 67 x 20 
Meter. Hinzu kommt das topografisch bedingt versetzte 
Streugutlager, welches eine Gesamthöhe von 11,15 Me­
tern erreicht. Das Bauhofgebäude selbst schafft es im 
höchsten Bereich auf ca. 5,7 Meter Höhe. Im Inneren, 
über dem Verwaltungstrakt gelegen, befinden sich eine 
offene Lagerbühne sowie der Technikraum, welcher 
über eine interne Treppe erreichbar ist.

ÄSTHETISCH HOHER ANSPRUCH  
MIT ZEITLOSER AUSSTRAHLUNG

Die mögliche Vorfertigung der Holzkonstruktion erlaubte 
eine rasche und witterungsunabhängige Montage. Bei 
der in weiten Teilen sichtbaren Rohbaukonstruktion aus 
Betonwänden und Decken aus Brettsperrholz wurde 
auch im Inneren ein Schwerpunkt auf Ästhetik gelegt. 

„Das Tragsystem aus Holzrippen wurde im Verbund  
mit Mehrschichtplatten entwickelt, was die statische 
Trägerhöhe auf 30 cm reduziert.“

Weitere Informationen unter:
www.zmh.com, www.hecker-hsb.de und www.kuehnlein-architektur.de
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VON BURK H A RD V IELH A BER

Den Blick über das eigene Versorgungsgebiet 
hinaus weiten: über Möglichkeiten und Chan-
cen des entwicklungspolitischen Engagements 
in globaler Verantwortung.

„Wir haben ein riesiges Know-how in den städtischen 
Beteiligungsgesellschaften, beispielsweise in den Be­
reichen Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung, und 
Stromversorgung“ bringt der ehemalige Bürgermeister 
von Erlangen und ehrenamtliche Botschafter für kom­
munale Entwicklungspolitik, Prof. Dr. Balleis, es auf den 
Punkt, warum Entwicklungsminister Dr. Gerd Müller aus­
drücklich für mehr Engagement kommunaler Unterneh­
men auf vielen Foren wirbt.

VIELSEITIGES  
ENGAGEMENT

Das Engagement kommunaler Unternehmen – wie 
auch das Förderinstrumentarium hierzu – ist inzwi­
schen sehr vielseitig: Es reicht von fairer Beschaffung, 
z. B. von Arbeits- und Schutzkleidung, über einen kol­
legialen Erfahrungsaustausch zwischen deutschen 
Unternehmen und Unternehmen des globalen Südens, 
über Beratungseinsätze, z. B. im Rahmen bestehender 
Kommunalbeziehungen, bis hin zu Betreiberpartner­
schaften, die von den Unternehmen autonom durch­
geführt werden.

Dabei unterstützt die Servicestelle Kommunen in der 
Einen Welt (SKEW) von Engagement Global im Auftrag 
des Entwicklungsministeriums die Unternehmen als 

KOMMUNALE UNTERNEHMEN 
  ALS GLOBALE AKTEURE

„Wir haben ein riesiges Know-how in den städtischen Beteili-
gungsgesellschaften, beispielsweise in den Bereichen Wasser-
versorgung, Abwasserbeseitigung, und Stromversorgung.“
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Die Delegation aus dem ukrainischen Lviv besuchte  
das Klärwerk Kaditz in Dresden
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KOMMUNALE UNTERNEHMEN ALS GLOBALE AKTEURE

Service- und Beratungseinrichtung. Sie arbeitet auch 
eng mit dem Verband kommunaler Unternehmen 
(VKU) zusammen. Der VKU hat eine „Koordinations­
stelle kommunale Entwicklungspolitik“ eingerichtet, be­
rät hierüber seine Mitgliedsunternehmen und stimmt 
sich mit der SKEW ab.

FÖRDERINSTRUMENTARIUM

Neben dem „klassischen“ Förderinstrumentarium hat 
die SKEW teils in Kooperation mit der Deutschen Ge­
sellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) 
neue Instrumente eingeführt, die speziell auf kommu­
nale Unternehmen ausgerichtet sind:

Die Internationale Städteplattform Connective Cities 
fördert über Dialogforen den Erfahrungsaustausch 
und Kooperationen zwischen deutschen und interna­
tionalen Expertinnen und Experten, so beispielsweise 
in der Veranstaltung „Plastikabfälle – Der Beitrag kom­
munaler Abfallwirtschaft zur Lösung des Problems“ im 
Dezember diesen Jahres. 

Die „Betreiberplattform zur Stärkung von Partner­
schaften kommunaler Unternehmen weltweit” unter­
stützt derzeit Kooperationen in der Wasserwirtschaft 
zwischen vier Unternehmen aus der Ukraine, Marokko, 
Jordanien und Sambia und neun deutschen Unterneh­
men. Das Pilotvorhaben wird in Zusammenarbeit mit 
der German Water Partnership und dem VKU durch­
geführt.

Die Initiative „Kommunales Know-how für Nahost“ 
stärkt die Aufnahmekommunen syrischer Flüchtlinge 
in Jordanien, im Libanon und in der Türkei. Sie vermit­
telt zeitlich begrenzte Partnerschaften in der öffentli­
chen Daseinsvorsorge und verspricht über „Schnell­
startpakete“ eine unkomplizierte Förderung.

PARTNERSCHAFTEN

Deutsche Unternehmen profitieren neben dem 
Erfahrungsaustausch vor allem durch den Per­
spektivwechsel – den Blick über das eigene Ver­
sorgungsgebiet hinaus. „Einmal etabliert, können 
sich Partnerschaften dynamisch entwickeln – denn 
Experten verstehen sich, auch wenn sie nicht die­
selbe Sprache sprechen“, so Gunda Röstel, kauf­
männische Geschäftsführerin der Stadtentwässe­
rung Dresden GmbH.

Weitere Informationen unter:
skew.engagement-global.de
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„Einmal etabliert, können sich Partnerschaften dynamisch 
entwickeln – denn Experten verstehen sich, auch wenn  
sie nicht dieselbe Sprache sprechen.“

Wer macht was? Und wie läuft es? Bei einer länderüber-
greifenden Gruppenarbeit konnten die Teilnehmenden des 
Netzwerktreffens Kommunale Projektpartnerschaften der 
Initiative „Kommunales Know-how für Nahost“ (IKKN) in 
Erlangen sich vertieft austauschen.

KONTAKT

Engagement Global gGmbH
Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW)
Tulpenfeld 7 · 53113 Bonn · Tel.: 0228 20 717-670
service-eine-welt@engagement-global.de
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Neujahr

Heilige Drei Könige

Tag der Arbeit

Christi Himmelfahrt

Pfingstsonntag

Heiliger Abend

1. Weihnachtsfeiertag

2. Weihnachtsfeiertag

Silvester

Allerheiligen

Tag der Deutschen Einheit

Mariä Himmelfahrt

Pfingstmontag

Fronleichnam

Karfreitag

Ostersonntag

Ostermontag
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25Do 13. Bayerisches
EnergieForum

12Do 8. Bayerisches
BreitbandForum

8. Bayerisches
WasserkraftForum17Do 8. Bayerisches 
WasserkraftForumWasserkraftForum

94. Verbands-
versammlung des
SVB, Würzburg

Bayerischer 
Sparkassentag 2020,
Würzburg

Parteitag der FDP 
Bayern, Hirschaid

Vollversammlung 
Bayerischer Bezirketag

Landkreisversammlung,
Bayerischer Landkreistag,
Erding

Landrätetagung, 
Bayerischer Landkreistag,
Nürnberger Land

8. Kommunalforum
Alpenraum, Kundl, AT

sparkasse.de

Nähe
ist einfach.
Weil man die Sparkasse immer und über-
all erreicht. Von zu Hause, mobil und in 
der Filiale.

www.e-wald.eu  
info@e-wald.eu

+49 9923 80108 310

Ihr Partner für
 Ladeinfrastruktur

und eCarsharing

Ihr Partner für
 Ladeinfrastruktur

und eCarsharing

Diskuti eren Sie 
kommunale Themen direkt mit 
Personen, die ähnliche 
Herausforderungen meistern. 

Machen Sie mit und 
melden Sie sich beim 
GZ-Netzwerk an: 
www.anmelden.
gemeindezeitung.bayern

Das GZ-
Netzwerk

GZ-Anzeige-Netzwerk_80x80.indd   1 05.11.18   16:17
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*Ganz Bayern in einer Stunde
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Empfangbar im Kabel, über Magenta TV & via Satellit auf RTL Bayern

samstags 17:45 Uhr auf RTL
& sonntags auf allen 14 bayerischen Regional-TV-Sendern

www.tvbayernlive.de

Empfangbar im Kabel, über Magenta TV & via Satellit auf RTL Bayern

Ganz Bayern in einer Stunde

samstags 17:45 Uhr auf RTL

Ganz Bayern in einer Stunde
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Unser Themenportal 
 „Kommunal politik“ im Internet: 
u www.hss.de/kommunalpolitik

Seminare zur 
KOMMUNAL­
POLITIK und 
 LEITFÄDEN

www.hss.de

Auch auf dem Land mit Highspeed 
im Internet unterwegs. 

 ein 
neuer 
 Heimvorteil

breitbandausbau@m-net.de

girosolution.de

E-Government
ist einfach.
Mit GiroSolution und den Sparkassen vor Ort.
Wir bieten Ihnen Lösungen für Online-Bezahlverfahren,elektroni-
sche Rechnungen und kommunales Portfoliomanagement.

LAY3_Anzeige_80x80_E-Goverment_181029.indd   1 29.10.18   13:34

Zinsgünstige Kommunalkredite und spezielle Förder-
kredite für Ihre Investitionen. Näheres erfahren Sie unter 

O www.bayernlabo.de oder über die Kommunal-Hotline 
+49 89 2171-22004

Zukunft gestalten.
Gezielt fördern.

Das Förderinstitut der BayernLB
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Zeit für kommunales 
Engagement

www.engagement-global.de

www.service-eine-welt.de

mit ihrer

Echt fairer Strom.
erdgas-schwaben.de

Keine 
Power 
mehr? 
Komm zu 
erdgas schwaben!
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